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Irak/Kurdistan 


Nach dem militärischen 


der ökonomische Krieg 


Die Situation im selbstverwalteten 
irakisch Kurdistan 


Ein Jahr nach Beginn des Golfkrieges 
ist die Situation für die irakischen 
Kurden unverändert kritisch. Zwar 
kontrollieren sie seit Ende des Jahres 
"91 zwei Drittelirakisch Kurdistans 
(Ausnahme: Provinz Kirkuk) - wenn- 
gleich bislang ohne offizielle Aner- 
kennung. Allerdings läßt Bagdad sie 
nunökonomisch ausbluten. Nach 
dem Rückzug seiner Armee verhäng- 
teSaddam Hussein ein Wirt- 
schaftsembargo gegen die kurdisch 
verwalteten Gebiete. Der folgende 
Beitrag gibt einen Eindruck von der 
Lage in irakisch Kurdistan zur Zeit 
des Jahreswechsels. Bezug auf die 
Wahlen in der Region, die die Kur- 
distanfront für Ende Januar ange- 
setzt hat, konnte die Redaktion auf- 
grund der ungünstigen Lage des 
Redaktionsschlußtermines nicht 
nehmen. 


.o 

pfel Kann man in Rania beim 

Haushaltswarenhändler kau- 

fen, oder in einem Stoffladen 
oder einfach bei irgendeinem fliegenden 
Händler. Aber nicht immer; wochenlang 
gab es in der kleinen kurdischen Stadt in 
der Nähe der iranisch/irakischen Grenze 
überhaupt kein Obst. Dann trafen zwei 
Lastwagen aus dem Irak ein und über- 
schwemmten die Stadt mit den gelben 
Früchten. Nicht nur die Obsthändler, son- 
dern alle anderen Geschäftsleute griffen 
zu. Alle Kunden verließen den Markt mit 
Tüten oder Kisten voller Apfel; in ein bis 
zwei Tagen wird es keine mehr geben, 
deshalb kauft jeder soviel er tragen - oder 
besser soviel wie er bezahlen kann. Wer 
weiß, wann dernächste Laster kommt. 

Die Apfel sind wie Datteln, Zucker, 
Tee und Frischgemüse Schmuggelware 
aus dem Iran. Wann und wie die in der 
Kleinstadt eintrifft, ist vorher nie abzuse- 
hen. Sicher ist nur: jede Lieferung wird 
teurer sein als die vorhergehende. 

Schon seit November 1991 hat die ira- 
kische Regierung gegen die von der“Kur- 
distan Front” kontrollierten Regionen ein 
Wirtschaftsembargo verhängt. Lebens- 


u. 


SR 


a & 
Die Frauen trifft das Embargo besonders Härt 


mittel, Benzin, Diesel und zum Teil auch 
Medikamente werden garnicht mehroder 
- was das Benzin angeht - nur noch zu 
20% derüblichen Menge in die Provinzen 
Arbil, Süleymania und Duhok geliefert. 
“Saddam Hussein hat uns ökonomisch 
und psychologisch den Krieg erklärt”, 
stellt ein Mitglied der “Kurdistan Front” 
im Rathaus von Süleymania fest. Die 


- Stadt wird seit September “91 ausschließ- 


lich von der Front verwaltet und leidet als 
zweitgrößte kurdische Stadt mit am mei- 
sten unter dem Embargo. Viele Läden im 
Stadtzentrum sind mangels Ware schon 
vor Wochen geschlossen worden. Vorden 
Tankstellen bilden sich, sobald einer der 
Tanklaster der irakischen Regierung in 
der Stadt gesichtet wird, bis zu 10km lan- 
ge Warteschlangen. Die Stadtverwaltung 
gibt Benzingutscheine aus, kann aber der 
Situation auch nur mit sehr großer Mühe 
Herr werden: “Die Regierung will nicht 
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nur, daß wir wirtschaftlich ausbluten, sie 
willauch der Bevölkerung zeigen, daß die 
Front unfähig ist, Kurdistan zu verwalten. 
Sie will uns als die Verantwortlichen für 
die unzulängliche Versorgung hinstel- 
len.” 

Diese Befürchtung erweist sich bei 
einem Gang durch die Stadtals eherunbe- 
gründet. An den Warteschlangen vor den 
Tankstellen sind wilde Flüche auf Sad- 
dam Hussein zu hören. Auch in Rania 
weiß die Bevölkerung den Urheber dieses 
Wirtschaftskrieges sehr genau zu benen- 
nen. 

Ebenfalls ab Anfang November sind 
dort, wie in ganz Kurdistan, die Zahlun- 
gen für Lehrer und alle anderen Ange- 
stellten des öffentlichen Dienstes ausge- 
setzt worden. “Wir haben uns daraufhin 
entschlossen, trotzdem weiterzuarbeiten. 
Wir können die Schüler nicht für Sad- 
dams Grausamkeit büßen lassen. Kurdi- 
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stan wird nun von Kurden verwaltet, das 
ist faktisch so, auch wenn es darüber noch 
kein Abkommen gibt. Wir haben die Ver- 
antwortung für das Bildungswesen und 
wir dürfen diese Freiheit nicht damit 
bezahlen, eine Generation von Analpha- 
beten heranwachsen zu lassen.” Wie sie 
finanziell über den Winter kommen soll, 
weiß die junge Lehrerin an der Mittel- 
schule für Mädchen in Rania nicht so 
genau. Auch ihr Mann ist Lehrer, beide 
sind sie nun schon drei Monate ohne Ein- 
kommen. “Die Eltern der Schüler helfen 
uns schon”, erklärt sie, “aber die meisten 
von ihnen sind auch arbeitslos.” 

ie Stadtverwaltung, ebenfalls um 
Di: angefragt, gibt die 

Bitte an die internationalen Hilfs- 
organisationen weiter. Deren Programme 
sind ausgebucht, überladen, die Bezah- 
lung der Lehrer ist eine innerkurdische 
Angelegenheit, heißt es dort. Dem ist 
nicht zu widersprechen, aber das Problem 
der Lehrerversorgung ist damit immer 
noch nicht gelöst. 

“Druck auf die Regierung in Bagdad 
ausüben, um eine Aufhebung des Embar- 
gos zu erreichen” lautete dann auch eine 
der Forderungen, die die kurdische 
Bevölkerung im Dezember an die UNO 
stellte. In allen größeren Städten waren 
kurdische Frauen und Männer vor den 
Niederlassungen des UNHCR (UN- 
Flüchtlingskommissariat) in einen Hun- 
gerstreik getreten. Sie forderten eine 
Erweiterung der Sicherheitszone auf den 
34. Breitengrad, die Eröffnung eines 
UNHCR Büros in Kirkuk, Rückkehrga- 
rantien für die Binnenflüchtlinge aus Kir- 
kuk, Xanegin, die z. T. immer noch in Zel- 
ten leben, und Druck auf Bagdad, die 
mittlerweile wieder tausende von politi- 
schen Gefangenen freizulassen. 

Der Hungerstreik entwickelte sich 
schnell zur Lawine. Tag und Nacht bela- 
gerten Hunderttausende die UNHCR- 
Büros, über zwei Millionen Menschen 


In einigen Dörfern hat der Wiederaufbau begonnen 
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Irak/Kurdistan 


demonstrierten in ganz Kurdistan, um 
ihren Forderungen Nachdruck zu verlei- 
hen. Zum ersten Mal konnten in Kurdi- 
stan Massenprotestaktionen stattfinden. 
Viele Menschen nahmen einen Fuß- 
marsch von mehr als 12 Stunden auf sich, 
um aus ihren Dörfern in die Städte zu 
kommen und sich an den Demonstratio- 
nen zubeteiligen. 

“Tag für Tag pilgert die Bevölkerung, 
vor allem die Dorfbewohner, als Bittstel- 
ler zuden UNHCR-Büros. Die UNO oder 
die anderen Organisationen sollen sie vor 
dem Verhungern bewahren. Aber jetzt 
stehen wir mit politischen Forderungen 
hier, und heute sind wir nicht Hunderte 
sondern Hunderttausende. Wir wollen 
nicht mehr von Almosen abhängig sein, 
wir wollen eine politische Lösung des 
Problems”. Immer wieder waren auf 
diese Weise auch die Angestellten des 
UNHCR direkt angesprochen worden. 
“Ihr seid unser Kanal zur Außenwelt”, 
hieß es in einem Flugblatt, “tragt die For- 
derungen der kurdischen Bevölkerung 
bis nach Genf.” 

“Damals im Frühjahr waren wir über 
eine von alliierten Soldaten besetzte 
Schutzzone nicht begeistert”, erklärt 
einer der Hungerstreikenden, “wenn wir 
jetzt doch deren Erweiterung fordern, 
dann unter veränderten Bedingungen. 
Die Alliierten sind abgezogen, Schutzzo- 
ne bedeutet heute, daß das irakische 
Militär innerhalb dieser Zone keine Luft- 
waffe einsetzen darf. In Kifri und Kalar 
ganz unten im Süden ist die Zivilbevölke- 
rung stundenlang aus Hubschraubern 
beschossen worden. In der Provinz Arbil 
hat es ebensolche Einsätze gegeben. Das 
Dorf Sefiya z.B. ist diesen Sommer von 
seinen Bewohnern wieder aufgebaut 
worden, seit dem 22.11. liegt es wieder in 
Schutt und Asche, die Bewohner sind 
erneut geflohen. “ 

Der Streik und die Massenaktionen 
endeten mit der informellen Zusage des 
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UNHCR, sich in Kirkuk niederzulassen. 
Von einem Ende des Embargos in Bagdad 
kann auch heute keine Rede sein. 
Momentan sind zwar die Luftangriffe 
eingestellt, die Versorgungslage ist aber 
mehr als kritisch: UNHCR und andere 
internationale Hilfsorganisationen bezie- 
hen ihre Hilfsprogramme auf die soge- 
nannten “vulnerable Groups” (gefährdete 
Gruppen), d.h. Dorfbewohner, die in 
abgeschnittenen Regionen leben, Bin- 
nenflüchtlinge und Kranke und Versor- 
gungsbedürftige in den Städten. “Durch 
das Embargo ist die ganze Bevölkerung 
zu einer “vulnerable group” geworden”, 
erklärt ein Vertreter der kurdischen Hilfs- 
organisation “Kurdish Relief Associati- 
on” (KRA), “wir sehen ja ein, daß dieser 
Notstand nicht miteinem Hilfsprogramm 
abgedeckt werden kann. Aber wo ist die 
Lösung?” 

Die KRA hat mit zusätzlichen Proble- 
men zu kämpfen. Lebensmittel aus ihrem 
eigenen, aus Spendengeldern finanzier- 
ten Hilfsprogramm waren bislang im Iran 
besorgt worden. Der aber hat seine Gren- 
ze einen Monat vor dem Embargo schon 
für offizielle Lieferungen geschlossen, so 
daß mehrere LKWs auf der Strecke 


geblieben waren. 
afür herrscht äußerst reger Be- 
D+* am anderen Ende Kurdi- 
stans, am türkisch/irakischen 


Grenzübergang Habur. Durchschnittlich 
2000 - 3000 LKWs passieren pro Tag die- 
se Grenze. Einige von ihnen haben Hilfs- 
güter, die anderen kommerzielle Lebens- 
mittellieferungen geladen. Türkische 
LKW - Fahrer werden vom Irak angezo- 
gen wie voneinem Magneten. Hier gibtes 
Diesel einzukaufen, das sie in der Türkei 
zum Teil für 400 - 500% des Einkaufs- 
preises absetzen können. Drei Fahrten in 
den Irak garantieren einem Fahrer sein 
normales Jahreseinkommen. “Bis zum 
Embargo lief das alles sehr gut” erzählt 
einer der Peschmerge, der seit einigen 
Monaten eingerichteten kurdischen Zoll- 
station an der Grenze, “wir konnten Sprit 
an die LKW-Fahrer verkaufen und die 
brachten Lebensmittel aus der Türkei. 
Jetzt haben wir keinen Sprit mehr zu ver- 
kaufen.” Den Sprit holen sich die Fahrer 
nun eben aus dem irakisch kontrollierten 
Mosul, mit der Auflage allerdings, die 
Lebensmittel dort abzuladen. Doppelter 
Verlust für die Kurden. 

“Hier wird Krieg geführt, auch nörd- 
lich des 36. Breitengrades, aber es ist ein 
Krieg, der sehr leise vonstatten geht und 
bei demniemand eingreift”, gibt einer der 
kurdischen Zollkontrolleure zu beden- 
ken. “Ist es denn ein Unterschied, ob 
unsere Kinder von Saddams Armee hom- 
bardiert werden, oder ob sie verhungern? 
Wir wollen keine Almosen, unsere Regi- 
on hat ja auch Einnahmen, wie wir hier 
beim Zoll zum Beispiel, aber wir können 
nichts kaufen. Warum läßt die Welt diesen 
Wirtschaftskrieg zu?” 

me 


Osttimor 


‘Kapan Pulang’ - 
Wann gehst Du 
nach Hause? 


m frühen Morgen des 12. Novem- 
A*® 1991 versammelten sich 

annähernd 1000 Menschen in der 
Montael-Kirche in Dili, der Hauptstadt 
Osttimors. Sie wohnten einer Messe für 
Sebastiao Gomez bei, der zwei Wochen 
zuvor durch Angehörige der indonesi- 
schen Armee bei der Durchsuchung der 
Kirche erschossen worden war. Nach 
dem Gottesdienst zog die Trauergemein- 
de zum Grab von Gomez auf dem drei 
Kilometer vor Dili liegenden Friedhof 
Santa Cruz. Dem Zug schlossen sich 
immer mehr Menschen an, so daß nach 
Augenzeugenberichten schließlich 2000- 
2500 Personen am Friedhof eintrafen. 
Auf dem Weg dorthin wurden anti-indo- 
nesische Parolen gerufen und Steine nach 
Soldaten geworfen, die den Demonstrati- 
onszug beobachteten. Bei einem Handge- 
menge wurde ein Major der indonesi- 
schen Armee (ABRI) niedergestochen 
und schwer verletzt. 


Nach einer kurzen Andacht am Grab 
von Gomez sollte sich der Demonstrati- 
onszug zum Hotel Turismo in Dili bewe- 
gen, wo der Sonderberichterstatter der 
UNO über die Folter, Pieter Kooymans, 
Quartier genommen hatte. Dazu kam es 
ıaber nicht mehr. Nur ein kleiner Teil der 
Trauergemeinde war in dem von einer 
Mauer umgebenen Friedhof angekom- 
men, der größere Teil drängte sich noch 
um das Tor, als ein Lastwagen mit Solda- 
ten, ausgerüstet mit Schilden und Schlag- 
stöcken und z. T. mit Gewehren bewaffnet 
am Friedhof eintraf. Wenig später 
erreichte ein Trupp von 200 Soldaten mit 
schußbereiten Gewehren das Gelände. 
Ohne Vorwarnung eröffneten sie das Feu- 
er und schossen in die vor dem Friedhofs- 
tor wartende Menge. Darauf umzingelten 
sie den Friedhof,erklommen die Mauer 
und feuerten auf die sich bereits im Fried- 
hofbefindenden Menschen. Die Angaben 
über die Zahl der Todesopfer sind sehr 
widersprüchlich; während der Armee- 
sprecher die Zahl der Todesopfer auf 19 
bezifferte, sprechen Augenzeugen von 
mindestens 115, andere von 180 Toten 
‚und zahlreichen Verletzten. “Pech” für 
die Indonesier, daß sich darunter auch 


Friedhof von Santa Cruz 


zwei amerikanische Journalisten befan- 
den, die sofort für ein internationales 
Echo sorgten. Wenige Tage später wurde 
die Meldung verbreitet, Zeugen des Mas- 
sakers seien von der indonesischen 
Armee verschleppt und exekutiert wor- 
den, 80 Menschen seien dabei ermordet 
worden. Die Armeeführung dementierte 
diese Nachricht, sagte aber eine Untersu- 
chung des Massakers zu.? 


Koloniale Kontinuität 


Der östliche Teil der Insel Timor war 
bis 1975 faktisch portugiesische Kolonie. 
Zur Zeit der indonesischen Okkupation 
lebten dort ca. 650.000 Menschen, die 
zum größten Teil der katholischen Kirche 
angehörten.” Im April 1974 beseitigte die 
“Neikenrevolution” die faschistische 
Diktatur in Portugal und löste einen 
Dekolonisierungsprozeß aus. Unzufrie- 
denheit über die Entbehrungen und Sinn- 
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losigkeit eines jahrelangen Buschkrieges, 
der jährlich 40% der Staatsausgaben ver- 
schlang, waren der Anlaß, daß die portu- 
gisischen Offiziere an der Front sich zu 
Geheimbünden organisierten, deren For- 
derungen rasch allgemeinpolitischen 
Charakter annahmen. 

An die Spitze dieser “Bewegung der 
Streitkräfte” (MFA) trat der Major Otelo 
de Carvalho, der dem Programm das 
theoretische, d.h. marxistische Gerüst 
gegeben hatte. Als die MFA in der Nacht 
zum 25.4.1974 im Handstreich die Macht 
übernahm, hatte sich als wichtigste 
außenpolitische Maßnahme die Beendi- 
gung des Kolonialkrieges und die Deko- 
lonisierung der Überseegebiete vorge- 
nommmen. Gemeint waren damit vor 
allem die afrikanischen Kolonien Ango- 
la, Mocambique und Guinea-Bissau. 
Auch Osttimor wurde von dieser Bewe- 
gung erfaßt, ohne jedoch dabei von Lis- 
sabon mehr beachtet zu werden als schon 
in den vorhergegangenen vierhundert 
Jahren. 
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TE 


Die Haltung des Nachbarn Australien 


TN\ ie Haltung Australiens gegenüber Indonesien auch gerade im Hinblick auf 
De ist nicht frei von Widersprüchen. Nachdem die indonesische 

Armee während der Invasion zwei australischen Journalisten ermordet hat- 
te, um damit unliebsame Zeugen zu beseitigen, war die Regierung in Canberra 
zunächst eine der schärfsten Kritikerinnen Indonesiens und gewährte vielen Ostti- 
moresen Zuflucht. 1978 erkannte Australien dann aber im Widerspruch zur Hal- 
tung der UNO als bisher einziges westliches Land die Annexion durch Indonesien 


an, 

Dabei handelt es sich im Kern um eine Beschwichtigungspolitik, die von der Furcht 
vor expansionistischen Tendenzen in der indonesischen Außenpolitik geleitet wird. 
Immerhin hatte Indonesien zum zweiten Mal innerhalb von nicht einmal 20 Jahren 

sein Staatsgebiet an den Grenzen zu Australien mit militärischer Gewalt erweitert: 

1962/3 West-Papuaund 1975/6 Osttimor. Die wiederholten Verletzungen der Gren- 
ze zwischen Irian Jaya (West-Papua) und dem 1975 unabhängig gewordenen 
Papua-Neuguinea durch indonesische Truppen, um Mitglieder der Freiheitsbewe- 
gung “unabhängiges Papua- OPM'' zu verfolgen, beweist, wieviel Bedeutung Indo- 
nesien völkerrechtlichen gültigen Abmachungen beimißt. 

Auf der einen Seite betrachtet man in Australien den bevölkerungsmäßig weit 
größeren Nachbam also mit Mißtrauen. Auf der anderen Seite willman aber mit ihm 
Geschäfte machen. Immerhin verfügt Indonesien über hochwertige Energie- und 

_Rohstoffreserven, und auch in Handel und Verkehr ist der fünfte Kontinent auf Indo- 
nesien angewiesen. Zwar gab und gibt es in Australien immer wieder Stimmen, die 
die Respektierung der Menschenrechte ın Indonesien als Bedingung für engere 

Beziehung einklagen. Nicht zuletzt Robert Hawke unterstützte in seiner Funktion 
als Gewerkschaftsführer die Sache Östtimors. Doch seit er als Premier einer 

| Labourregierung vorsteht (1983), steuert Australien einen vorsichtigen Annähe- 
rungskurs. Deutlichster Ausdruck dieser Verständigungspolitik ist das Abkommen 
über den Grenzverlauf zwischen Australien und Indonesien bzw. Osttimor in der 

Timorsee, Auf einer Strecke von gut 250 km war die Grenze nicht eindeutig festge- 
legt, Diese sog, Timor-Lücke wurde geschlossen und Einvernehmen über die Bohr- 
und Ausbeutungsrechte an den Erdölvorkommen in diesem Gebiet hergestellt 
(1989), Die australische Regierung handelte nicht zuletzt auf Druck und im Interes- 
se australischer Ölfirmen, die nach erfolgreichen Probebohrungen in australischem 
Hoheitsgebiet weitere Versuche in der noch umstrittenen Zone unternehmen woll- 
ten, sich mit Investitionen solange aber zurückhielten, bis eine sichere Rechtslage 
erreicht war, Immerhin erhofft sich Australien durch diese Olvorkommen die Siche- 
rung der Selbstversorgung mit Rohöl. 

' Doch.den jüngsten Vorfall konnte auch Canberra nicht ignorieren, und die verbale 
Verurteilung des Massakers ließ an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig. Premier 
Hawke verlangte eine unabhängige Untersuchung und eine Bestrafung der Verant- 
wortlichen. Er machte seinen Staatsbesuch in Jakarta im Februar von der Erfüllung 

dieser Bedingungen abhängig. Nun, da Hawke als Premierminister abgelöst wurde, 
istes an seinem Nachfolger zu beurteilen, ob der angekündigte Bericht der indonesi- 
schen Untersuchungkommission den australischen Erwartungen entspricht. Nach 
der Erfahrungen der letzten Jahre ist aber nicht mit einem abrupten Kurswechsel 
und Sanktionen zurechnen. 


Indischer Ozean 


WoZ-Grafik 


Von Darwin nach Dili sind es nur 500 km, Flugzeit eine Stunde 
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In Osttimor entstanden in dieser Zeit 
des politischen Umbruchs drei Parteien 
mit unterschiedlichen Zielen: - die Sozi- 
aldemokratische Assoziation Timors 
(ASDT) strebte nach einer fünfjährigen 
Übergangszeit die Unabhängigkeit des 
Landes an, - die Demokratische Union 
Timors (UDT) plädierte für einen 
Anschluß an Portugal, - die Demokrati- 
sche Volksassoziation der Timoresen 
(APODETIJ) setzte sich für eine Integrati- 
on Osttimors in die Republik Indonesien 
ein. Die ASDT änderte wenig später ihren 
Namen in FRETILIN (Revolutionäre 
Front für die Unabhängigkeit Osttimors), 
unter dem sie bis heute den Kampf um die 
Unabhängigkeit Osttimors führt. Die 
noch von der portugiesischen Kolonial- 
verwaltung durchgeführten Wahlen auf 
Dorfebene - die bisher einzigen freien 
Wahlen - zeigten die starke Unterstützung 
der Bevölkerung für die FRETILINI: sie 
ging mit 55% der Stimmen als Siegerin 
aus den Wahlen hervor, gefolgt von der 
UDT (40%) und der APODETI(5%). 

Die unterlegenen Parteien versuchten, 
mit Gewalt dieses Ergebnis zu korrigie- 
ren. Diesen Machtkampf konnte die FRE- 
TILIN für sich entscheiden, sah sich aber 
nach seinem Ende vor die Situation 
gestellt, die Verwaltung für die Insel zu 
organisieren, da die portugiesischen 
Kolonialbeamten während des Bürger- 
krieges das Land verlassen hatten. An 
einen völkerrechtsmäßigen Abschluß des 
Dekolonisierungsprozeß war nicht zu 
denken. 5 


Den anti-kommunistischen Generälen 
in der indonesischen Hauptstadt Jakarta 
war die Beliebtheit der als “marxistisch” 
gebrandmarkten FRETILIN ein Dorn im 
Auge. Das Risiko eines kommunistischen 
Brückenkopfes, ein “asiatisches Kuba” 
gewissermaßen, wollten sie nicht einge- 
hen. Die Okkupation Osttimors knüpfte 
an Träume von einem Groß-Indonesien 
(Indonesia Raya) an und stellte in ihren 
Augen nicht anderes als eine “Korrektur 
der Geschichte” (Außenminister Kusu- 
maatmaja, 1975) dar. Mit ihr waren alle 
ohne größere internationale Verwicklun- 
gen erreichbaren Gebiete und Inseln im 
Archipel ins indonesische Staatsgebiet 
einverleibt.” Ökonomische Gründe dürf- 
ten für die indonesische Besatzungspoli- 
tik anfänglich nur eine untergeordnete 
Rolle gespielt haben. Die Olvorkommen 
in der Timorsee wurden erst zu Beginn 
der 80er Jahre bekannt, die vorhandenen 
Bodenschätzen werden bis heute kaum in 
nennenswertem Umfang abgebaut. 

Nachdem die Versuche, die Macht in 
Osttimor mit Hilfe der APODETI und der 
UDT zu gewinnen, gescheitert waren, 
bereitete das Militärregime mit still- 
schweigender Duldung der US-amerika- 
nischen und der australischen Regierung 
die Annexion der östlichen Inselhälfte 
vor. Am 7.Dezember 1975 landeten die 
ersten indonesischen Fallschirmjäger in 
der Demokratischen Republik Osttimor, 
die am 28.Oktober 1975 von der FRETI- 


Spuren der Invasion: Landungsboote in Dili. 


LIN ausgerufen worden war.” Weder die 
UNO noch die Bewegung der Blockfrei- 
en erkennen die Okkupation an. Für die 
UNO besitzt Portugal bis heute die recht- 
mäßige Verwaltungshoheit. 


Lage in Osttimor 


Seit seinem Einmarsch herrscht das 
indonesische Militär mit brutaler Gewalt 
in Osttimor. Menschenrechtsgruppen 
sprechen von über 200.000 Toten seit 
dem Einmarsch der Indonesier, die teils 
von den Soldaten ermordet wurden, teils 
verhungerten, weil die Armee systema- 
tisch die Felder der Bauern zerstörten, um 
der FRETILIN den Lebensmittelnach- 
schub abzuschneiden. 

Auch heute, über 16 Jahre nach der 
gewaltsamen Annexion Osttimors ist die 
Lage keineswegs entspannt: Bespitze- 
lung und Einschüchterung, willkürliche 
Verhaftungen und Folter sind nach wie 
vor an der Tagesordnung. Sie werden 
besonders dann verstärkt, wenn einer der 
seltenen offiziellen ausländische Gäste 
angesagt ist. Der Besuch des Papstes im 
Oktober 1989 wurde von der ABRl durch 
‘massive Einschüchterung der Bevölke- 
rung, Verhaftung und Deportation von 
potentiellen Demonstranten auf andere 
Inseln “vorbereitet”. Die relative Ruhe in 
den Städten wurde nur durch eine massive 
Militärpräsenz erreicht, in Dörfern und 
Weilern konnte die Armee kaum Fuß fas- 
sen. In den Bergen halten sich immer 
noch Einheiten der FRETILIN unter 
ihrem Führer Xanana Gusmäo verborgen 
und liefern sich immer wieder Gefechte 
mit der Armee. Den zur Zeit rund 14.000 
Soldaten der ABRI bringt die Zivilbevöl- 
kerung offene Ablehnung entgegen. 
“Kapan pulang - Wann gehst du nach 
Hause” ist ihre Begrüßung für die 
Militärs. 

Das hebt natürlich nicht die Stimmung 
bei den in Dili stationierten Einheiten. 


Osttimor 


Osttimor ist bei den Angehörigen der 
Armee ein ungeliebter Einsatzort: eine 
Verlegung dorthin gilt vielen als Strafver- 
setzung. Was die Armee in den Augen der 
Timoresen besonders unbeliebt macht, ist 
ihre Zusammenarbeit mit rechtsgerichte- 
ten Timoresen, die sie als Spitzel und 
Agenten einsetzt. Die schlechte Moral 
der Truppe entlud sich in diesem Gewalt- 
ausbruch desMassakers, und der verzwei- 
felte Erklärungsversuch des regionalen 
Oberbefehlshaber von Dili, Rudolf 
Warouw, die Soldaten hätten am Friedhof 
von Santa Cruz den Befehl, nicht zu 
schießen, unglücklicherweise mißver- 
standen, verstärkt den Eindruck vom 
desolaten Zustand der dort stationierten 
Einheiten. 

Die Osttimoresen nutzen jede sich bie- 
tende Gelegenheit, das bestehende 
Demonstrationsverbot zu unterlaufen 
und ihre Klagen an die Weltöffentlichkeit 
zu bringen. Der Trauerzug, vom 
12.November war ein Versuch, Öffent- 
lichkeit über die Situation in Osttimor 
herzustellen und das eiserne Schweigen, 
das die Insel umgibt, zu durchbrechen. 
Denn miteinerkurzen Ausnahme Anfang 
der achtziger Jahre, als internationalen 
Hilfsorganisationen in Osttimor wegen 
der anhaltenden Hungersnot tätig werden 
durften, wares für Ausländer und indone- 
sische Zivilisten bis Ende 1988 praktisch 
unzugänglich. Berichte über Verbrechen 
der Armee und über Hungersnöte, die 
immer wieder an die Weltöffentlichkeit 
drangen, dementierte Jakarta und diffa- 
mierte sie als Propaganda. 


Versuche einer Entspannung 


Gleichzeitig versuchte Indonesien seit 
September 1985 über seine Botschaften 
mit Berichten über die Aufbauleistungen 
in Osttimor dem schlechten Image zu 
begegnen.” Das wesentliche Motiv dafür 
lag indem Wunsch, in der internationalen 


Foto: khs 


und regionalen Politik eine bedeutendere 
Rolle zu spielen. Schon mehrere Male, 
zuletzt 1989 hatte es sich um die Ausrich- 
tung der Vollversammlung der Bewe- 
gung der Blockfreien Staaten beworben. 
Die Veranstaltung dieses Treffens ist tra- 
ditionell mit der Präsidentschaft für die 
darauffolgende Amtsperiode verbunden. 
1983 war die Kandidatur an einem offe- 
nen Konflikt zwischen Angola und Indo- 
nesien über die ungeklärte Osttimorfrage: 
gescheitert. Der indonesischen Diploma- 
tie mußte es vor allem darum gehen, Ost- 
timor von der Tagesordnung der interna- 
tionalen Organisationen zu streichen und 
Publizität zu verhindern. 

Das Streben Indonesiens nach einer 
Führungsrolle in Südostasien zeigt sich 
auch in der Beteiligung von Außenmini- 
ster Ali Alatas inden Verhandlungen über 
die Beilegung des Kambodscha-Konflik- 
tes. Um aber als Vermittler glaubwürdig 
zu sein, muß man eine reine Weste haben, 
zumindestens nach außen. Werden inter- 
ne Menschenrechtsverletzungen gele- 
gentlich noch ignoriert, so stellen Kon- 
flikte, bei denen Interessen anderer Staa- 
ten betroffen sind, ein ernsthaftes Hinder- 
nis für eine bedeutsame internationale 
Rolle dar. 


Zugegebenermaßen hat die Zentralre- 
gierung in den vergangenen Jahren große 
Geldsummen in diese “Provinz” 
gepumpt, die Infrastruktur ausgebaut, 
Schulen und Universitäten errichtet und 
die landwirtschaftliche Produktivität 
gefördert. Indonesien hat verstanden, daß 
nurein ‘erschlossenes’ Gebiet wirtschaft- 
lichen Vorteil für eine Kolonialmacht 
bringt. So daß es keinen Widerspruch 


"bedeutet zu betonen, daß Osttimor Indo- 


nesische Kolonie ist, und gleichzeitig 
festzustellen, daß es heute manchem Ost- 
timoresen materiell besser geht, als unter 
der portugiesischen Kolonialverwaltung. 

Politische Rechte oder gar die Mög- 
lichkeit zur Selbstbestimmung gewährte 
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Osttimor 


die indonesische Regierung der Bevölke- 
rung Osttimors aber nicht. Die politische 
Repression geht weiter. Mit dieser Dop- 
pelstrategie versuchte die Regierung in 
Jakarta zugleich, die Weltmeinung für 
sich einzunehmen und den Anschein 
einer Beruhigung und Normalisierung 
der Lage in Osttimor zu erwecken. 1986 
erlaubte sie erstmals einer Gruppe von 
Exil-Osttimoresen einen Besuch in ihrer 
Heimat. Anden Wahlen zum machtlosen, 
indonesischen Parlament im Jahr 1987 
durfte sich auch die Bevölkerung Ostti- 
mors beteiligen. 1988 erklärte Präsident 
Suharto dann, daß Osttimor “befriedet”, 
der Widerstand der FRETILIN gebro- 
chen sei. Die Hauptstadt Dili wurde an 
das Liniennetz der Staatsreederei ange- 
schlossen und Ausländer durften ohne 
größere Schwierigkeiten ins Land einrei- 
sen. 


Nach der Öffnung 


.. Wer in den ersten Monaten nach der 
Öffnung Osttimors für Ausländer über 
Land nach Osten fuhr, konnte sich davon 
überzeugen, daß so friedlich die Verhält- 
nisse nicht sein konnten. Die Grenze zwi- 
schen Osttimor und dem zur Provinz 
Nusatenggara Timur (NTT) gehörenden 
Westtimor bestand aus einer breiten 
Sicherheitszone, die fast unbewohnt war. 
Mehrere Polizei- und Armeeposten muß- 
ten passiert werden, bevor man zum 
eigentlichen Grenzübergang kam. Die 
Reisenden mußten strenge Kontrollen 
über sich ergehen lassen, die Busse wur- 
den durchsucht. Manche Busfahrer wei- 
gerten sich indonesische Soldaten mitzu- 
nehmen. Dili machte den Eindruck einer 
Stadt im Ausnahmezustand. Soldaten 
waren überall im Stadtbild präsent. 
Militäreinrichtungen zogen sich wie ein 
Sicherheitsring um die Stadt. 

Im Sommer 1989, ein halbes Jahr nach 
der Öffnung, schrieb der Bischof von Dili 
Mgr. Carlos Ximenes Belo einen offenen 
Brief an den UN-Generalsekretär, indem 
er auf die schwierige Situation in seinem 
Land hinwies und um die Hilfe des Gene- 
ralsekretärs bei der Beendigung des 
Dekolonisierungsprozesses bat. Gemeint 
ist damit die Abhaltung eines Referen- 
dums unter UNO-Aufsicht, bei dem sich 
die Bevölkerung Östtimors entscheiden 
kann, in welcher staatlichen Gemein- 
schaft es ihr Selbstbestimmungsrecht 
ausüben will. Dieser Brief forderte die 
wütende Reaktion der Regierung in 
Jakarta heraus, die dem Bischof vorwarf, 
von Portugal aus beeinflußt zu sein und 
die Verhältnisse in seiner eigenen Diöze- 
senichtzu kennen. 


Suharto inder Zwickmühle 
Seit Präsident Suharto vor gut zwei 
Jahren “keterbukaan - Offenheit” ver- 


sprach, kommt das indonesische Engage- 
ment in Osttimor, das als die Befreiung 
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BRD - Osttimor - Indonesien 


eit vielen Jahren gibt es eine Zusammenarbeit zwischen der BRD und Indo- 
Ss nesien auf der Ebene der Regierung wie von Unternehmen. Neben den Phar- 

makonzernen Hoechst und Bayer und der Deutschen Bank ist vor allem der 
Technologiekonzern Daimler Benz gut auf dem indonesischen Markt etabliert. 
Ansprechpartner ist der indonesische Forschungs- und Technologieminister J.B. 
Habibie, Absolvent der TU Aachen und Zögling von MBB, wo er Anfang der sieb- 
ziger Jahre als Abteilungsleiter für Technologie und Methodologie von Fracht- 
und Militärflugzeugen arbeitete. Seit 1975, ein Jahr nachdem Suharto Habibie als 
Technologieberater ins Kabinett holte, werden der MBB-Helikopter in Indonesien 
in Lizenz hergestellt. Die Armee schaffte den Typ BO 105 an und setzte ihn auch in 
Osttimor ein. Andere Daimler-Produkte sind Lastwagen und vor allem Unimogs; 
sie tauchen regelmäßig auf Bildern aus indonesischen Kriegsgebieten auf. 

Auf staatlicher Ebene gibt es eine Kooperation bei der Ausbildung des Offizier- 
skorps von Polizei und Armee. In der Polizeiführungsakademie Hiltrup bei Mün- 
ster wurden seit 1974 indonesische Polizeioffiziere ausgebildet. Die Polizei ist ın 
Indonesien als vierte Teilstreitkraft organisiert und untersteht damit dem Verteidi- 
gungsministerium, das sie bei der Aufstandsbekämpfung einsetzt. 1984 schloßdie 
GTZ. ein Kooperationsvertrag über Polizeiausbildung und -technologie (im Rah- 
men der “Entwicklungszusammenarbeit” wohlgemerkt!); 1988/90 erhielt Indo- 
nesien Polizeiansrüistung für 700.000 DM vom Innenministerium. . 

Die Haltung der Bundesregierung zur Osttimorfrage ist unabhängig von der par- 
teipolitischen Richtung in allen Jahren gleich: offizielle Ignoranz. Indonesien 
wurde trotz des Krieges nicht als Krisenregion eingestuft, in die Waffenexporte 
verboten sind, sondern kommt im Gegenteil durch die Gleichstellung der ASE- 
AN-Staaten (Assoziation der Staaten Südostasiens, Mitglied Indonesien) mit der 
NATO 1985 in den Genußder gleichen Lieferkonditionen wie alle NATO-Staaten. 

Auch das jüngste Massaker veranlaßt Bonn nicht zu einer Kurskorrektur. Beiden 
Regierungsverhandlungen vom 11.-13. November in Bonn wurde erneut Hilfe 
von 135 Millionen Mark in Krediten und technischer Zusammenarbeit zugesagt. 
(FRm 7.12.91) . 
Literatur: * Ihre Götzen sind Silber und Gold’, Broschüre zum Gebetstag anl. des 
Tags der Menschenrechte 1991, hg.v. Kampagne "Produzieren für das Leben - 
Rüstungsexporte stoppen”; Bezug: Ohne Rüstung leben, Furtbacherstr. 10, W- 
7000 Stuttgart 1, 24.5, 3.-DM; Osttimer- Das vergessene Sterben, Rüstungsmarkt 


Südostasien. Hg. Buko, Bremen 1987/88, 


vom Kolonialjoch der Portugiesen propa- 
giert wurde, zunehmend ins Gerede. 
Indonesische Intellektuelle nennen es - 
noch hinter vorgehaltener Hand - einen 
Kolonialkrieg. Trotz eines Nachrichten- 
embargos in Indonesien - die Presse 
berichtete nur kurz und oberflächlich 
über die Ereignisse - konnte die Regie- 
rung der eigenen Bevölkerung nicht ver- 
heimlichen, daß die Soldaten bei dem 
Massaker keine bewaffneten Banditen 
zusammengeschossen hatten, sondern 
unschuldige Kinder, Frauen und Männer. 
(Wie) Läßt sich die blutige Unter- 
drückung des ‘eigenen Volkes’, denn das 
sind die Osttimoresen nach offizieller 
Lesart, durch die Armee rechtfertigen? 
Das führt zu einem Verlust an innenpoliti- 
scher Glaubwürdigkeit für die Regierung 
unddie Armee. 

Sicher ist, daß Indonesien vor allem 
dem Ausland gegenüber in Rechtferti- 
gungszwang geraten ist. Kanada, Däne- 
mark und die Niederlande haben bis auf 
weiteres ihre Zahlungen an Indonesien 
eingestellt. Die USA haben angedroht, sie 
würden ihre Hilfe “überprüfen”. Durch 
das Massaker ist der Mantel des Schwei- 
gens, das die Regierung in den letzten 
Jahren erfolgreich um den ständigen 
Unruheherd Osttimor gelegt hatte, zerris- 
sen, und Indonesien sitzt auf einmal wie- 


der auf der Anklagebank. UNO-General- 
sekretär Perez de Cuellar hat einen Beob- 
achter nach Indonesien geschickt. Damit 
dürfte Osttimor bis auf weiteres auf der 
Tagesordnung in New Yorkbleiben. 

khs 


Anmerkungen: 

1) Begrüßung, mit der Osttimoresen seit dem Massaker am 
12.11.1991 indonesische Soldaten auf der Straße anspre- 
chen. 

2) Mittlerweile wurden Einzelheiten aus dem Bericht der 
Regierungskommission bekannt: danach sollen etwa fünf- 
zig Personen erschossen worden sein. Der Armee wurde vor- 
gehalten, in übertriebener Weise Gewalt angewendet zu 
haben. Der verantwortliche Regionalkommandant für Ost- 
indonesien und der Gebietskommandant für Osttimor wur- 
den vom Dienst suspendiert. (Far Eastern Economic Review 
9.1.1992, S.9f) Mit diesem Bericht dürfte es Suharto gelin- 
gen, einerseits die internationale Kritik zu beschwichtigen 
ohne andererseits die Armee zu verprellen, auf die er beiden 
anstehenden Wahlen angewiesen ist. Vonden Darstellungen 
unabhängiger Quellen noch weit entfernt darf der Rapport 
deshalb auch nicht als wahrheitsgetreue Aufklärung der 
Ereignisse (miß)verstanden werden, sondern er stellt den 
Versuch einer Schadensbegrenzung dar, bei der die wider- 
streitenden innenpolitischen Interessen wieder in Einklang 
gebracht werden. Zugleich stellt er Weichen für den Verlauf 
des Machtkampfes in Indonesien. 2 

3} Westtimor warein Teil des niederländischen Kolonialrei- 
ches und wurde nach der Unabhängigkeit Indonesiens ein 
Distrikt der Provinz Nusatenggara Timur. 

4) Sukarnos Versuche einer Einflußnahme und Destabilisie- 
rung von Sarawak (eh. brit. Teil Borneos) scheiterten am 
bat Widerstand und nicht zuletzt an seiner Entmachtung 
1966. 

5) Vgl. ausführlicher K.Horta, K.Ludwig, Osttimor - Das 
vergessene Sterben, Göttingen 1985 (pogrom-TB 1013). 

6) Eine ausführliche aber unkritische Zusammenfassung 
dieses Osttimorberichts findet sich in Südöstasien aktuell 
Sept. 1985, S.402ff. 


Burkina Faso 


Parlamentarische Demokratie 
oder Militärdiktatur? 


Burkina Faso nach 
den Präsidentschaftswahlen 


GEL, 


Aus: Journal du Jeudi 24.-30.10.91 (Hebdomadaire Satirique Burkinabe) 


Wenn dereinst die Geschichte des 
Demokratisierungsprozessesin 
Afrika geschrieben wird, istder 

politischen Entwicklung in Burkina 

Faso ein spezielles Kapitel sicher. 

Undich wünsche mir dafür einen 

Autor mit dramatischer Begabung, 
dem es gelingen möge, diese span- 
nende Geschichte mit allihren 
Umwälzungen und Kehrtwendun- 
gen, Verwicklungen und Ver- 
strickungen, den Intrigen und Zer- 
würfnissen, den immer wiederkeh- 
renden Fehlern und Verfehlungen 
angemessen zu erzählen, d.h. mit 
dem Flair der schicksalshaften 

Tragödien. Mangels dieser Bega- 

bung willich inzwischen versuchen, 
dieverzwickte Situation so ver- 
ständlich wie möglich darzustellen, 
was angesichts der sich teilweise 
überschlagenden Ereignisse und 
der dürren Informationslage in 
unseren Medien gar nicht 
soeinfach ist. 


achdem das Militärregime unter 
N: Compaore& die Zulassung 

politischer Parteien im Frühjahr 
1991 beschlossen hatte, machten sich die 
Politiker verschiedenster Couleur 
sogleich an die Arbeit. Bald waren von 
jeder Richtung mindestens zwei Parteien 
ım Rennen, allen voran die Formationen 
aus den Gründerjahren, aber auch "Grü- 
ne" und Sankaristen (nähere Informatio- 
nen siehe Kasten). 

Im weiteren sah der von der Regierung 
vorgeschlagene Demokratisierungska- 
lender die Abstimmung über einen Ver- 
fassungsentwurf in Form eines Referen- 
dums am 2. Juni 1991 vor. Ein halbes Jahr 
später war die Wahl des Präsidenten 
geplant und ca. einen Monat danach soll- 
ten die Abgeordneten zur Nationalver- 
sammlung gewählt werden. Diese Rei- 
henfolge ist eher ungewöhnlich. Wahr- 
scheinlich ging Compaore davon aus, daß 
angesichts der Zersplitterung der politi- 
schen Szene die Regierungsmehrheit 
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mühelos ihren Präsidentschaftskandida- 
ten durchsetzen könnte und daß es darauf- 
hin nicht schwerfallen dürfte, die Mehr- 
heit der Sitze im Parlament zu erobern. 

Bei einer Wahlbeteiligung von 49 % 
wurde der Verfassungsentwurf mit 93 % 
Ja-Stimmen angenommen Die Regierung 
sprach von einem gewaltigen Sieg, die 
Opposition von einer "Mehrheit der Min- 
derheit". Bereits am 12. Juni trafen sich 
wohl infolge dessen Opposition und 
Regierungslager zu einem ersten 
Gespräch am "Runden Tisch". Es endete 
mit dem Auszug von 13 Oppositionspar- 
teien als Protest gegen die Weigerung der 
Regierungsvertreter, ihre zwei grundsätz- 
lichen Forderungen anzuerkennen? 
erstens die Offnung des "Runden Ti- 
sches" für die nicht anerkannten Parteien, 
die Gewerkschaften, religiösen und ttradi- 
tionellen Gemeinschaften sowie der Bür- 
ger-- und Menschenrechtsbewegung: 
zweitens die Anerkennung der vollen 
Unabhängigkeit der Runde, die als 
"Nationale Konferenz" weitertagen soll- 
te. Nach Ansicht der Regierung hätte das 
die Umwandlung des "Runden Tisches" 
in eine Art Übergangsparlament bedeu- 
tet, was ihrer Meinung nach eindeutig 
gegen die Verfassung verstieße. 


Die Souveräne Nationale 
Konferenz 


An der Souveränen Nationalen Konfe- 
renz scheiden sich seit der politischen 
Offnung die Geister - nicht nur aus politi- 
schen Gründen. Für die meisten Burkina- 
beer ist es ganz einfach eine Frage der 
politischen Hygiene: "Ehe morgens die 
Arbeit beginnt, muß der Hof gekehrt wer- 
den!" Die politische Opposition sieht da- 
rin die einmalige Gelegenheit einer 
öffentlichen Abrechnung mit dem Geg- 
ner. Dafür spricht z.B. die Aussage des 
wahrscheinlich aussichtsreichsten Präsi- 
dentschaftskandidaten Pierre Claver 
Damiba, daß die Souveräne Nationale 
Konferenz dazu dienen solle, "dem Volk 
Gelegenheit zu geben zu entdecken, wer 
von den Kandidaten schmutzige Hände 
hat, wer von ihnen gestohlen, betrogen, 
Millionen oder Milliarden veruntreut, 
Gold oder Diamanten verschoben, getö- 
tet, geschändet oder gemordet hat, wach 
oder im Schlaf ...". Vor diesem Hinter- 
grund hilft es wenig, wenn die Befürwor- 
ter nicht müde werden zu behaupten, daß 
alle Regierungen seit der Unabhängigkeit 
unter die Lupe genommen würden und 
die Konferenz "eine Quelle der Verge- 
bung, der Versöhnung, der Einheit und 
des Friedens" sein solle. 

Die Diskussion um die Souveräne 
Nationale Konferenz hat bisher alle ande- 
ren Probleme verdrängt. Bereits im Juni 
beklagt sich die unabhängige Tageszei- 
tung "l'Observateur Paalga": "keine der 
Parteien ... bietet eine wirkliche Alterna- 
tive, mit einem echten Gesellschaftsent- 
wurf. Es gibt nichts als großzügige 
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Absichtserklärungen, die sich mehr oder 
weniger ähneln, aber es werden keine 
Lösungen für die tatsächlichen Probleme 
angeboten, d.h. Arbeitslosigkeit, Korrup- 
tion und Betrug, die Existenz von politi- 
schen Gefangenen und Zensur, die mise- 
rablen Zustände im Gesundheits- und Bil- 
dungswesen." Stattdessen würden nur "in 
Bla-Bla gewickelte Wehklagen und For- 
derungen vorgebracht, "endlose Diskus- 
sionen um die Notwendigkeit einer zwei- 
ten Kammer, die Dauer des Präsidenten- 
mandats, die Abhaltung einer Nationalen 


Compaore - Präsident ohne Legitimität 


Konferenz und die Umbenennung des 
DOP-Platzes (die bedeutendste program- 
matische Erklärung des (Conseil Natio- 
nal de la Revolution): "Discours d' Orien- 
tation Politique") in “Platz des 3. Januar’ 
(Datum des Sturzes der Regierung Mauri- 
ce Yameogo)". 


Die Präsidentschaftswahlen 
vom 1. Dezember 1991 


Die Positionen haben sich seit dem 
Verfassungsreferendum verfestigt, die 
Situation verkrampft. Die Regierungssei- 
te wurde durch die Gründung von zwei 
Parteien verstärkt, die vorgaben, die Ver- 
fassung gegen die Angriffe der Opposi- 
tion verteidigen zu müssen (ARDC und 
CNDC). Die Opposition schloß sich zur 
oben erwähnten "Koordination der 
Demokratischen Kräfte" zusammen, die 
allein durch die Forderung nach einer 
"Souveränen Nationalen Konferenz" 
(CNS) zusammengehalten wird. Ein 
"Konzertierungskomitee" unter Leitung 


von Abbe Seraphin Rouamba bemühte 
sich vergeblich um Einigung. Ein Kom- 
promiß schien in Sicht, als sich der Präsi- 
dent schließlich bereit erklärte, die Frage 
dem Volk zur Entscheidurtg vorzulegen 
und im Fall einer Mehrheit für die Konfe-: 
renz die Präsidentschaftswahlen auszu- 
setzen. Als er das Angebot kurz darauf 
widerrief, war klar, daß es in dieser Ange- 
legenheit zu keiner Einigung kommen 
würde. Die fünf Kandidaten der Opposi- 
tion zogen sich zurück. Blaise Compaore 
bliebalseinzigerim Rennen. 

Der Wahlkampf wurde mit harten Ban- 
dagen geführt. Nicht nur die Opposition, 
auch die Bevölkerung stellte immer lauter 
die Frage nach der persönlichen Verant- 
wortung des Präsidenten beim Tod seines 
Freundes und Weggefährten Thomas 
Sankara. Als in einer Versammlung in 
Bobo-Dioulasso das Thema angeschnit- 
ten wurde, konterte der Sprecher der 
ARDC, Soumane Toure: "Ja, er hat getö- 
tet, aber er hat sich geändert!". Ein Satz, 


“ für den er sich inzwischen sicher gern die 


Zunge abbeißen würde, da er als Einge- 
ständnis eines derschwersten Verbrechen 
in den Augen der Bevölkerung, nämlich 
Mord am engsten Freund, gilt. Dagegen 
wirkt der nicht genauer belegte Vorwurf 
der Regierungsparteien, der Kandidat der 
CNPP/PSD, Pierre Claver Damiba, habe 
öffentliche Gelder veruntreut, ziemlich 
läppisch. 

Um die Wahlen zu vereiteln, klagte die 
Opposition gegen bestimmte Verfügun- 
gen des Wahlgesetzes und formelle Ver- 
stöße bei seiner Inkraftsetzung. Die Kla- 
ge wurde abgewiesen wegen Befangen- 
heit des Obersten Richters Halıdou 
Ouedraogo, der als Präsident der zur 
Opposition zählenden Menschenrechts- 
organisation zum Lager der Kläger 
gehört. Daraufhin wurde die katholische 
Kirche aktiv: die Bischofskonferenz ent- 
sandte einen der ihren, um den Präsiden- 
ten zur Vertagung der Wahlen, die Wie- 
deraufnahme des Dialogs zwischen 
Regierung und Opposition, die Revision 
des umstrittenen Wahlgesetzes und die 
Einberufung der Souveränen Nationalen 
Konferenz zu bewegen - ohne Erfolg. 


Und so fanden die Präsidentschafts- 
wahlen wie geplant am 1. Dezember 1991 
statt. Entgegen der Befürchtungen aus- 
ländischer Diplomaten verliefen sie 
erstaunlich ruhig, abgesehen von gewalt- 
tätigen Störaktionen Jugendlicher in 
Bobo-Dioulasso, die vor allem Wett- 
büros, Wahllokale, aber auch Schulen 
demolierten und einzelne Geschäfte 
plünderten. Ausländische Beobachter aus 
Frankreich, Mali und Tunesien bestätig- 
ten einen fairen Verlauf. Die Wahlbeteili- 
gung war auf 25,28% gesunken. Der ein- 
zige Kandidat erhielt 86% der Stimmen, 
d.h. 21,84% der Wahlberechtigten haben 
für ihn gestimmt. Für die Opposition 
bedeutete dies eine massive Befolgung 
ihres Aufrufs zum Wahlboykott, für die 
Regierung "ein klarer Sieg des Kandida- 


ten Blaise Compaor&". Der "Observateur 


Paalgä" titelte lakonisch: "Geringste 
Wahlbeteiligung aller Zeiten". Auch 
wenn es der Leiter der präsidialen Wahl- 
kampagne nicht wahrhaben will und alle 
möglichen und unmöglicheh Gründe 
anführt, warum es sokommen mußte, und 
daß es halt an dem "zahlenmäßig gerin- 
gen aktiven Wählerpotential" des Landes 
liegt - es läßt sich nicht vertuschen: Die 
geringe Wahlbeteiligung richtet sich ein- 
deutig gegen den Kandidaten, den Präsi- 
denten Blaise Compaore. Legal ist er 
zwar gewählt, aber es fehlt ihm die not- 
wendige Legitimität. 


Die Spirale der Gewalt 
dreht sich weiter 


Nicht nur aus der Sicht der Opposition 
bedeutet das eine eindeutige Niederlage, 
auf deren Basis es unmöglich sein sollte, 
weiterzuregieren, als ob nichts gewesen 
wäre. Aber die Hoffnung, daß der Präsi- 
dent nach diesem Ergebnis bereit sein 
würde, endlich den Forderungen der 
Opposition nachzugeben, d.h. die Wahlen 
zu annullieren, die Souveräne Nationale 
Konferenz einzuberufen, um den Zank- 
apfel aus dem Weg zu schaffen, erfüllte 
sich nicht. Kaum einer hat jedoch erwar- 
tet, daß eine Woche nach den Wahlen 
zwei politische Terroropfer zu beklagen 
wären: Clement Oumar Oue&draogo, 


Anführer der Burkinabeischen Partei der 
Arbeit, Mitglied der Sankaristischen 
Front, wurde bei einem Bombenattentat 
getötet, Moktar Tall, von der Gruppe der 
Revolutionären Demokraten, ebenfalls 


Szenenfoto aus dem Film “Laafi? von Pierre S. Yameogo, Burkina Faso 1991 
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zur Sankaristischen Front gehörend, kam 
mitdem Leben davon. 
Die Krise hat sich dadurch verschärft. 
Sie droht außer Kontrolle zu geraten, 
wenn sich die wachsende Irritation in 
weiteren Gewalttaten äußert. Vor allem 
die Unzufriedenheit der Jugend, speziell 
die der Schüler und Studenten, geht über 
die Ablehnung des Regimes hinaus, auch 
wenn sie verbal die Forderungen derCFD 
unterstützen. Als diese am 29. September 
zu einer Demonstration auf dem Platz der 
Revolution aufruft, wirft eine Gruppe von 
Schülern mit Steinen die Fenster eines 
Kommissariats ein, um die "Polizisten 
zur Solidarisierung aufzufordern". Dar- 
aufhin kommt es zu -Zusammenstößen 
und später zu Plünderungen des Staatsla- 


dens "Faso Yaar" und verschiedener 
Geschäfte, von denen es heißt, daß sie der 
Frau des Präsidenten gehören. Nach dem 
Polizeieinsatz istdie Rede von 30 Verletz- 
ten. 

Einige Tage vor den Präsidentschafts- 
wahlen erschien in "l'Observateur Paal- 
ga" der Brief eines Schülers aus Bobo- 
Dioulasso, in dem er der Regierung vor- 
wirft, "die Gewissen und Stimmen zu 
kaufen", und denjenigen, die sich kaufen 
lassen, "eine zynische Haltung". Er 
empört sich über die Journalisten, die 
"sich nicht schämen, solche bombasti- 
schen Kommentare zu den Reden Blaise 
Compaores abzugeben." Der Hinter- 
grund der Randale in Bobo-Dioulasso am 
Tag der Präsidentschaftswahlen erklärt 
diesen Kommentar: Ein Trommler soll 
kurz nach Öffnung der Wahllokale und 
trotz des offiziell beendeten Wahlkampfs 


durch die Straßen der Stadt gezogen sein, 
um die Bevölkerung aufzufordern, mas- 
siv für Blaise Compaore zu stimmen. 
Auch in Ouahigouya, im nordwestlichen 
Yatenga, wäre es am Wahltag fast zu ähn- 
lichen Protesten gekommen. Der nächste 
Zwischenfall ereignete sich acht Tage 
nach den Präsidentschaftswahlen. Bei der 
Beerdigung eines der Opfer der gegen 
führende Oppositionspolitiker gerichte- 
ten Attentate bewarfen Jugendliche den 
anwesenden Verteidigungsminister, Las- 
sana Ouangrawa mitSteinen. _ 

Es ist, als ob die Jugendlichen nichts 
mehr zu verlieren, als ob sie alle Hoff- 
nung aufgeben hätten. Während ein Teil 
nur auf die nächste Gelegenheit zu warten 
scheint, um sich provozieren zu lassen, 
ergibt sich ein steigender Prozentsatz 
zunehmenden Drogenkonsums. Auch die 
Jugendkriminalität nimmt erschreckend 
zu. Daß in Burkina die politische Frust- 
komponente stärker ausgeprägt ist, liegt 
wahrscheinlich an dem aktiven Anteil, 
den Schüler und Studenten an der Mach- 
tergreifung der Militärs vor acht Jahren 
genommen haben, und in der Hoffnung, 
die sie in Thomas Sankara gesetzt hatten. 

Es ist nicht ausgeschlossen, daß die 
Spirale der Gewalt sich weiter dreht. Ein 
besonders tragischer Aspekt liegt darin, 
daß die politische Öffnung, der Wind der 
Demokratisierung, diese Krise ausgelöst 
hat. Ohne eine Wiederaufnahme des Dia- 
logs wird sie nicht zu meistern sein. Dazu 
gehört von seiten der Regierung, speziell 
des Präsidenten, die Bereitschaft, sich der 
Vergangenheit zu stellen und sie aufzuar- 
beiten. Und die Opposition muß die 


Skeptische Jugend in Burkina Faso 
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gefährliche Neigung zur "politique politi- 
cienne" überwinden, die in der Vergan- 
genheit stets damit endete, daß das Militär 
den Berufspolitikern die Macht mehr 
oder weniger gewaltsam entriß. Noch ist 
der Ausgang offen. Eine Entwicklung, 
wie wir sie Ende November - Anfang 
Dezember in Togo erlebten, ist nicht aus- 
zuschließen und wird von vielen befürch- 
tet. Aber es gibt auch zahlreiche Optimi- 
sten, die auf die Fähigkeit der Burkina- 
beer vertrauen, politische Kämpfe mit 
politischen Mitteln zu meistern. Wie es in 
einem Kommentar zum Streit um das 
Wahlrecht hieß: "In Sachen Demokratie 
sind wir Burkinabeer keine Winter- 
küken!" - Es bleibt zu hoffen, daß ihre 
Kraft reicht, die neue politische Eiszeit - 
oder besser Hitzewelle - möglichst unbe- 
schadet zu überstehen. 

Eva-Maria Bruchhaus 
Anmerkung: Die meisten Zitate stammen aus den Ausga- 


ben vor und nach den Wahlen der unabhängigen Tageszei- 
tung "L’Observateur Paalga" 
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Das politische Spektrum in Burkina Kası 


erzeit gibt es in Burkino Faso rund 50 Parteien, Etwas mehr als die Hal 
D te wurden als "Forces du Progres" von der Regierung initiiert und stüt- 

zen sie. Die restlichen bilden die Opposition, zusammengeschlossen in. 
der CFD, der "Koordination der demokratischen Kräfte‘. Unter den Parteien 
in Begierunsslgeer gibt de ODPMT (ÖOrsanisation fü 


Volksdemokratie/Bewegung der Arbeit) als Präsidentenpartei den an. 
Verstärkung erhielt sie durch die nach dem Verfassungsreferendum gegrü 

te "Alltanz für die Respektierung und Verteidigung der Verfassung! ( 

und durch die „Nationale Kovention zur nn, der Dem 


ätouteslessauces’. 
Unter den in ger CED zusammengeschlossenen Parteien haben 


und nenn "Dickhäuters' Gerard Kango a und die AD (Alli- 
anz für Demokratie und Föderation), ehemals UNDD (Nationale Unio ie 
Verteidigung der Demokratie) angeführt von Hermann Ouedraogo, nt 
als "Mann der Amerikaner". Der CNPP/PSD (Nationaler Konvent der pro- 

gressiven Patrioten/Sozial-Demokratische Partei) ist die drittstärkste Formati- 
on des Bündnisses, Sie hat die Nachfolge der MIN (Bewegung der nationalen 
Befreiung) bzw. der späteren UPV (Voltaische Fortsehnittliche Union) und 
EPV (Voltaische Fortschrittliche Front) des Historikers u Ki Zerbo 


tiven Posten. als nehm a 

afrıka aufgegeben, um als Präsidenischaftskandidat der CNPPYPS 

Politik zurückzukehren. Sn 
Die fünf Parteien, die sich auf Thomas Sankara berufen, haben bisher kei 

übergreifende Bedeutung. Das kann sich jedoch seit dem Zusammenschluß 

zur "Sankaristischen Front" am Vorabend der FIASIdENISchüEEWehlen © { 


der Sozialen Demokratie), dienichts anderes als die wiedererstandene 
(Union des Kommunistische Kampfes) ist, eine aus der Studenten 
schaft UGEV hervorgegangene prochinesische Partei. Das Bild der äı Bersten 
Linken wäre nicht komplett ohne die ım Untergrund agierende PER’ e 
sche Revolutionäre Kommunistische Partei), die- zumindest bisher - al ‚pro- 
albanisch gilt und mit keiner Regierung zusammengearbeitet hat, nichteinmal 
mitdemCNR. Der schöne Spruch von Jean Ziegler aus dem Jahr 1984: "vergli- 
chen ‚mit der voltaischen Linken ist die Pariser Linke ein Modell der Transpa- 
renz" stimmt immer noch, 
Neben den Parteien gibt es eine Vielzahl von Vereinen und Bewe, ungen, . 
unter denen sich vor allem die MBDHP (Burkinabeische Bewegung fi 3 
schen- und Völkerrechte) Gehör verschafft. Sie wird von einem hohen Richter 
geführt, Halidou Ouedraogo, von dem immer wieder behauptet wird, erseider 
Kopf der PCRV. Ein von Paris aus tätiges "Burkinabeisches Demokratisches _” 
Aktionskomitee" unter Führung von Colonel Antoine Dakoure, ein ffizier 2 


seit April, daß der Demokratisierungsprozeß mit der Einberufung ein 
nalen Konferenz beginnen müsse. 

Wie gehabt sind es fast ausschließlich die Städter, die sich organisi Ind 
artikulieren. Daß die Bauern politisch so gar keine Rolle spielen, ist im F 
Burkina Faso besonders enttäuschend, da die en 


Bemühungen der en die Baum auf a Ebene zusam- 
menzuschließen, haben offensichtlich keine Wirkung gehabt, weder auf Wil- 
len der Bauernschaft, sich politisch zu organisieren und zu artikulieren, noch 
auf die Bereitschaft der politischen Eliten, in dieser Bevölkerung etwas ande- 

res alseine Manövriermasse auf dem Schachbrett der politischen ne > 


. fezusehen. emh 
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Politische Herrschaft in 


Burkina Faso 


it einer historisch-analytischen 
M we legt der Erich 
Schmitz eine Arbeit vor, die eine 
Lücke in der deutschsprachigen Biblio- 
graphie zu diesem Land schließt. Auchin 
den Publikationen in französischer Spra- 
che fehlt bisher - trotz zahlreicher detail- 
lierter Einzelstudien - eine zusammen- 
hängende und gut gegliederte Gesamt- 
darstellung der politischen Entwicklung 
seit der Unabhängigkeit, ohne die es 
kaum möglich sein dürfte, sich eine Mei- 
nung zur aktuellen äußerst prekären Lage 
zubilden. 
Dem Autor gelingt es, anhand der 


Interpretation des Zusammenspiels der: 


verschiedenen politischen Akteure eine 
innere historische Logik herauszu- 
schälen, die trotz aller oft überraschenden 
Wendungen und Sprünge das Geschehen 
im genannten Zeitraum als roter Faden 
durchzieht und daraus Geschichte entste- 
hen läßt. Die Akteure sind die Parteien, 
die Gewerkschaften und zunehmend die 
Militärs, und es sind vor allem ihre Füh- 
rer. Einer Gruppe scheint die ewige Stati- 
stenrolle zugeteilt worden zu sein: den 
Bauern, die immerhin 90 % der Bevölke- 
rung des Landes stellen. 

In den dreißig Jahren der Unabhängig- 
keit hat Burkina Faso die verschiedensten 
Herrschaftsformen durchlebt: Ein- und 
Mehrparteienregime, Militärregierungen 
mit unterschiedlichen Übergangsformen 
zu ziviler Herrschaft und ein weithin 
beachtetes Modell einer militärischen 
Entwicklungsdiktatur, das nicht nur in 
linken Kreisen bewundert wurde. 

Ein Entwicklungsprozeß, der für Afri- 
ka typisch ist und erstaunlich oft mit dem 
jeweiligen Stand der entwicklungspoliti- 
schen Theoriediskussion übereinstimmt - 
allerdings mit einer eigenen burkinabei- 
schen Note. Sie ist von einer außerge- 
wöhnlichen politischen Vitalität der städ- 
tischen Bevölkerung, einer weitgehenden 
politischen Toleranz und einer ver- 
gleichsweise geringen Neigung zur 
Repression geprägt. Zumindest war sie 
es, denn der Autor stellt fest, daß eine 
zunehmende Untergrabung der Funda- 
mente derehemals pluralistisch orientier- 
ten Gesellschaft und Politik durch andau- 
ernde militärische Herrschaft stattfindet, 
die von wachsender Instabilität begleitet 
wird. 

Zum besseren Verständnis werden die 
Ereignisse der jeweiligen Zeitabschnitte 
am Ende eines Kapitels zusammengefaßt 
und gewertet. Dabei wird auch der sozio- 
ökonomischen Entwicklung Rechnung 
getragen. M. E. kommen dabei aber die 
sich verschlechternden Rahmenbedin- 
gungen und ihre Auswirkungen zu kurz. 


Zwar hatte das Land 1987 noch keine 
Strukturanpassung verpaßt bekommen, 
aber der Trend war bereits vor diesem 
Zeitpunkt schmerzlich fühlbar. Auch 
fehlt ein Personen- und evtl. Parteienregi- 
ster. Desgleichen hätten die zahlreichen 
Aktivitäten nationaler und ausländischer 
"Entwicklungshilfe”-Institutionen, seien 
es offizielle oder private Träger, vorallem 
im Bereich Selbsthilfe und Selbsthilfe- 
förderung, etwas mehr Beachtung ver- 
dient. Sie haben sowohl positiv als auch 
negativ die Entwicklung und v.a. das 
Handeln der politischen Akteure beein- 
flußt. Und wenn es eine Chance gibt, daß 
die Bevölkerung (auf anderen als den bis- 
her üblichen Wegen) selbstbestimmt und 
partizipativ auf den Prozeß der politi- 
schen Herrschaftsausübung Einfluß 


nimmt, dann haben diese Bemühungen 


Brot 
und Bildung 


dazu beigetragen. 

Um diese Themen aufzuarbeiten, 
braucht es ein fortwährendes engagiertes 
Interesse, von dem zu hoffen ist, daß es 
zur Fortsetzung der Untersuchung führt. 
Die Phase der Nach-Sankara-Herrschaft 
der Militärs und die im ersten Halbjahr 
1990 begonnene und zum Jahresende 
abgebrochene Demokratisierung wäre 
auf jeden Fall ein sehr spannendes erstes 
Kapitel in einem zweiten Band der 
Geschichte der politischen Herrschaft in 
Burkina Faso. emb 


Erich Schmitz 
Politische Herrschaft in Burkina 
Faso, Freiburger Beiträge zu Ent- 
wicklung und Politik 

Arnold Bergstraesser Institut, 1990 


sranahn 


SchülerInnen und Lehrerinnen sichern neben 
dem Unterricht ihr Überleben durch die 
Eigenproduktion von Lebensmitteln. 

Wir richten die Werkstätten mehrerer dieser 
"Produktionsschulen" ein, damit die 
Selbstversorgung der Schulen ermöglicht 


wird. 


Mit Eueren Spenden kaufen wir Ausstattungen 
für die Metall- und Schreinerwerkstätten. 
Nähere Infos über unsere Projekte bei: 
Werkhof Darmstadt, Rundeturmstraße 16, 
6100 Darmstadt, Telefon 06151/26664. 


R 
ZU\ 


für 


Mocambique 


Spenden unter "Brot und Bildung" an die 
Okobank , Konto 155020, BLZ 50090100. 
Spenden sind steuerlich absetzbar. 
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Peru 


Geheimdienste und 


Aufstandsbekämpfung 


Den folgenden Artikel erhielt die 
Redaktion von einem peruanischen 
Journalisten, der seit vielen Jahren 
aufdie Beobachtung der Menschen- 
rechtssituation in seinem Land spe- 
zialisiertist. Dainzwischen die Ver- 
öffentlichung von Analysen wieder 
hier vorgelegten in Peru mit 5-12 
Jahren Haft bedroht ist (s.u.),kann 
siein Peru nicht erscheinen. Auch 
im Ausland muß der Artikel an- 
onym erscheinen. In den letzten 8 
Jahren sind in Peru 32 Journalisten 
ermordet worden, weilsie der "'an- 
tisubversiven Strategie" im Weg 
standen. 


ewaffnete Aufständische gibt es 
B nun seit elf Jahren in Peru. Alles 
deutet darauf hin, daß die Regie- 
rung keinen kohärenten politischen Ak- 
tionsplan gegen die "Subversion" hat. Al- 
lerdings sind einige Dokumente bekannt 
geworden, die uns Hinweise darauf ge- 
ben, mit welchen Kriterien und Methoden 
Geheimdienste, Polizei und Militär in ih- 
rem Kampf gegen die Aufständischen ar- 
beiten. Im November 1991 erließ die Re- 
gierung Fujimori eine Flut von 126 Geset- 
zesdekreten, die uns ebenfalls Aufschluß 
geben, auf welchem Weg sie besiegt wer- 
den sollen. 
Vor der Analyse dieser Dokumente je- 
doch einige persönliche Erfahrungen: 


Bewegliche Einsatzgruppen 


Konfrontiert mit zahlreichen Klagen 
über Menschenrechtsverletzungen in sei- 
nem Zuständigkeitsbereich, erklärte mir 
ein hoher Heeresoffizier, daß es außer- 
halb der in den Gebieten unter Ausnah- 
mezustand existierenden militärischen 
Befehlsstruktur spezielle Einsatzgruppen 
des Heeres gebe, die in Lima stationiert 
seien und die in geheimen Operationen 
Blitzeinsätze an beliebigen Orten des 
Landes unternähmen. Sie führen ihre Ein- 
sätze ohne jede Koordination mit den lo- 
kalen Polizei- und Militäreinheiten durch 
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und gehen mit großer Schnelligkeit und 
Unauffälligkeit vor. Nach ihren Einsätzen 
kehren sie sofort zu ihrer Basis in Lima 
zurück und hinterlassen möglichst wenig 
Spuren. Da sie an ihrem Einsatzort nicht 
bekannt sind, gibtes keine Zeugen, die sie 
bei einer eventuellen Gegenüberstellung 
identifizieren könnten. So ist ein weiterer 
Mechanismus der Straflosigkeit geschaf- 
fen. 

Der Kommandant, der diese Informa- 
tionen gab, erklärte, daß das "Verschwin- 
denlassen" und die Ermordung von Füh- 
rern der sozialen Bewegungen und der 
Menschenrechtsorganisationen zu den 
Aufgaben dieser Kommandos gehört. Er 
betonte auch, daß alle Organisationen, die 
sich als Verteidiger der Menschenrechte 
definieren, in Wirklichkeit für die Sub- 
version arbeiten und daß man ihnen mit 
großem Mißtrauen begegnen müsse. 


Fälschung der Identität 
von Gefangenen 


Das Gesetz läßt in Peru der Polizei und 
der Armee einen Spielraum von 14 Ta- 
gen, um des Terrorismus verdächtigte 
Festgenommene dem Richter vorzufüh- 
ren. In vielen Fällen ist die Polizei damit 
nicht zufrieden. So werden, wie ich fest- 
stellen konnte, die Eingangsregister auf 
den Polizeistationen, in denen die Namen 
der Gefangenen aufgeführt werden müs- 
sen, gefälscht. Die Familienangehörigen 
oder Anwälte suchen dann vergeblich, 
selbst wenn sie sich Einsicht in die Regi- 
ster verschaffen können. Die Gefangenen 
können dann länger verhört, gefoltert und 
schließlich ermordet werden, ohne Spu- 


ren zu hinterlassen. 


Ausdem Lehrbuch 
der Führungsakademie... 


Eines der auffälligsten Phänomene bei 
sogenannten "bewaffneten Zusammen- 
stößen" zwischen Aufständischen und 
der Staatsmacht in Peru ist, daß es prak- 
tisch nur Tote, niemals Gefangene gibt. 


Der Verdacht, daß Gefangene und Ver- 
wundete ermordet werden, besteht seit 
langem und wurde auch in einzelnen Fäl- 
len bestätigt. Einige Menschenrechts- 
gruppen forderten konsequenterweise 
von der Regierung in diesem Zusammen- 
hang die Einhaltung der Bestimmungen 
der Genfer Konventionen über die Be- 
handlung von Kriegsgefangenen, was die 
Regierung aus grundsätzlichen Gründen 
(sie erkennt die aufständischen Gruppen 
Sendero Luminoso und MRTA nicht als 
kriegsführende Parteien an) stets zurück- 
wies. 

Ein Dokument der Führungsakademie 
der Polizei aus dem Jahr 1990, das uns vor 
kurzem zugespielt worden ist, macht mit 
aller Deutlichkeit klar, daß es sich bei der 
Ermordung von Gefangenen, bei Ver- 
schwindenlassen und beim Foltern nicht 
um "Exzesse", sondern um geplantes Vor- 
gehen handelt. Wenn wir im folgenden 
die in diesem Dokument ("Manual de 
Autoinstrucciön para el personal de laPo- 
licia Nacional del Perü, y criterios t&cni- 
cos cientificos de Contrasubversiön", De- 
zember 1990) niedergelegten Handlungs- 
anleitungen zitieren und anprangern, 
wollen wir genauso klar feststellen, daß 
damit keine Entschuldigung für die Ver- 
brechen beabsichtigt ist, die Sendero Lu- 
minoso und MRTA begehen, deren Men- 
schenrechtsverletzungen wir ebenfalls 
anprangern. 

Im Kapitel dieses Handbuches über 
"Antisubversive Aktionen" (S. 100 ff) 
wird u.a. empfohlen: 

"(e) Gebrauch von Schalldämpfern bei 
den Schußwaffen der Einheiten. 

(f} Vor den Einsätzen darauf achten, 
daß der Anschein der Routine in der Ein- 
heit gewahrt bleibt. 

(h) Verstärkungen und Versorgungs- 
fahrten möglichst nur nachts durchfüh- 
ren." 


Mit solchen und ähnlichen Maßnah- 
men soll die "Neutralisierung und Zerstö- 
rung der subversiven Elemente" (S. 61) 
erreicht werden. Dazu heißt es näher 
(8.65): 

"(a) Die antisubversiven Operationen 
müssen permanent und von offensivem 


Charakter sein. Sie dienen vor allem dem 
Aufspüren, der Isolierung und der Gefan- 
gennahme oder Zerstörung der Subversi- 
ven, besonders ihrer Anführer... 

(b) Es ist ein zusammenhängendes Sy- 
stem von potenten kleinen Einheiten zu 
bilden, die offensiv und gegenoffensiv 
agieren, über ausreichend Spielraum für 
zivile Aktionen, psychologische Manö- 
ver, Informationsgewinnung verfügen... 
und vor allem zur Gefangennahme oder 
Zerstörung der subversiven Gruppen fä- 
hig sind." 

Bemerkenswert sind dabei vor allem 
die Richtlinien, nach denen dieser Kampf 
im einzelnen geführt werden soll. Hier 
wird deutlich, daß die Mißachtung der 
Menschenrechte in Peru kein Zufall ist, 
sondern daß Folter, grausame Behand- 
lung, Mord und Massenmord Teil offi- 
zieller Politik geworden sind. Die folgen- 
de Anweisung für das Vorgehen dieser 
Einsatzgruppen in einem offiziellen Do- 
kument zu finden, ist schwer zu glauben 
underschreckend. 

"(g)Es sindantisubversive Taktiken zu 
entwickeln, um die Ziele zu eliminieren, 
darunter die Führer und die Ideologen, die 
Volkskomitees und Unterstützungsbasen 
zu neutralisieren, durch den Einsatz von 
wechselnden, zeitlich begrenzten Pa- 
trouillen. Der Kampf muß mit Tatkraft, 
Überrumpelung und Betrug geführt wer- 
den... und unter Anwendung der glei- 
chen Methoden, die auch die Subversion 
anwendet. Es müssen Siedlungen umzin- 
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gelt werden, um subversive Elemente zu 
fangen..." 

Diese Strategie ist keineswegs neu in 
Peru. Der Staat übernimmt die Hand- 
lungsweise derer, die er bekämpfen will. 
Legitimität und Vernunft bleiben auf der 
Strecke. Die Ermordung mutmaßlicher 
Feinde ist tägliche, als "normal" akzep- 
tierte Realität in Peru. Mit triumphalisti- 
schen Tönen verkünden Armee und Poli- 
zei ihre "Siege" über die Subversion: 

"Getötete Terroristen” in Lucanas: 5 
(9.8.), in Tocache: 12 (13.8.), in Huänuco: 
9 (20.8.), in Huanta: 10 (27.9.), in Satipo: 
38 (25.10.),in Saposoa: 50, in Huanta: 15, 
und im Limaer Viertel Barrios Altos: 17 
am 3.11.91. (unvollständige Angaben 
nach "Resumen Semanal, DESCO, Li- 
ma). Über 150 Personen von Polizei und 
Armee in weniger als drei Monaten getö- 
tet, als vermutete Mitglieder von Sendero 
oder MRTA. Staatsanwaltschaft und Ge- 
richte interessieren sich nicht für die Mor- 
de, die folglichabsolut straffrei bleiben. 

Dem "Handbuch" entgeht nicht, daß 
die schmutzige Arbeit gelegentlich selbst 
von Polizeiangehörige und Armee bela- 
stet: "Die Truppen, die im antisubversi- 
ven Krieg eingesetzt werden, sind morali- 
schen und psychologischen Pressionen 
ausgesetzt. Es werden Fälle beobachtet, 
wo innere Einwände, die meist nicht arti- 
kuliert werden, gegen die repressiven 
Maßnahmen gegen die Zivilbevölkerung 
und die Angehörigen der subversiven 
Gruppen auftreten. Solche Sympathien 


können in der Polizei bis zu subversiven 
Vorschlägen oder zu Furcht vor den Akti- 
onen des Volksguerilla-Heeres führen. Es 
gehört deswegen zu den Aufgaben der 
Kommandanten, ständig durch Beleh- 
rung, Erziehung und Training die Wir- 
kungen dieses moralischen und psycho- 
logischen Drucks zu neutralisieren." 


(S.74f) 


Das Programm der 
Zivilen Aktion 


Vor kurzem haben militärische Einhei- 
ten als Teil der neuen antisubversiven 
Strategie damit begonnen, in verschiede- 
nen Armenvierteln Limas Lebensmittel 
zu verteilen und Gesundheitsdienste an- 
zubieten. Dafür wurden die Zonen ausge- 
sucht, in denen man vermutete, daß die 
Bewohner in ihrem Elend besonders 
empfänglich für den Druck der Guerilla- 
verbände seien (so z.B. in der Siedlung 
"Jorge Felix Raucana" in Ate Vitarte, in 
Villa El Salvador, Chorrillos, San Juan de 
Miraflores und Villa Maria del Triunfo). 
Vor dem Empfang der Lebensmittel muß- 
ten sich die Bewohner registrieren lassen 
(ein Meldegesetz im deutschen Sinn gibt 
es in Peru nıcht - Anm.d. Übs.). Alle diese 
Maßnahmen finden sich auch im "Hand- 
buch": "Ziele der antisubversiven Strate- 
gie!" (S.67) 


l) In der Bevölkerung ein positives 
Image der Ordnungskräfte herstellen... 
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Peru 


2) Organisation und Kontrolle der Be- 
völkerung durch 

- Registrierung der Bevölkerung 

- Errichtung von Kontrollposten und 
Patrouillen 

- Gefangennahme von Sympathisan- 
ten der Subversion 

- Verhinderung nicht autorisierter Zu- 
sammenkünfte 

- Ausweiskontrollen 

- Kontrolle von Druck- und Funkme- 
dien 

3) Zivile Aktionen zum Nutzen der Be- 
völkerung durchführen: 

- Einsatz der Streitkräfte bei elementa- 
ren Ingenieursarbeiten wie Wasserver- 
sorgung und Kanalisierung, Straßenbau, 
Hausbau, Brückenbau oder dem Einsatz 
von einfachen landwirtschaftlichen Tech- 
niken 

- Medizinische und zahnärztliche Ver- 
sorgung 

- Unterstützung mit Lebensmitteln und 
Medikamenten, die im Viertel fehlen 

4) Die nötigen psychologischen Akti- 
onen durchführen, um die Unterstützung 
der Bevölkerung zu erreichen und abzusi- 
chern: 

- eine sogialpsychologische Untersu- 
chung der Bevölkerung durchführen 

- patriotische Feierlichkeiten durch- 
führen und anleiten 

- staatsbürgerliche und religiöse Pro- 
gramme in der Bevölkerung durchführen 
sowie vormilitärischen Unterricht in den 
Schulen 

- Sportliche Aktivitäten fördern..." 


Die Mehrzahl der hier vorgeschlage- 
nen Programme wird in verschiedenen 
Vierteln von Lima sowie in einigen Pro- 
vinzen im Süden (Ica, Chincha, Nazca 
z.B.) bereits durchgeführt. Darauf bezog 
sich auch Präsident Fujimori, als er in sei- 
ner Rede vor dem Unternehmerverband 
am 27. September 1991 über "Entwick- 
lung und Sicherheit" sprach und erklärte: 
"Die peruanischen Streitkräfte haben eine 
neue Strategie der Befriedung, die sie zur 
Avantgarde der Entwicklung und der so- 
zialen Gerechtigkeit in unserem Land 
macht .." Er fügte hinzu: "Die Streitkräf- 
te haben sich wieder mit dem Volk vereint 
und sind dabei, die Unterstützung der Be- 
völkerung zu gewinnen." Welch eine 
Form der Vereinigung, bei der die armen 
Bewohner der Anden umgebracht oder 
"verschwunden" werden! 


Pressezensur 


Zu den antisubversiven Strategien der 
Militärs gehört auch die Ausübung von 
Zwang gegen die Medien und die Be- 
schränkung der Informationsfreiheit. 
Auchhier schlägt das Handbucheine Rei- 
he von Maßnahmen vor, die mit beein- 
druckendem Tempo in die Wirklichkeit 
umgesetzt werden: "Geheimdienstliche 
Maßnahmen" (S.96) 

- Disziplin beim Geheimnisschutz, der 
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Sicherheit von Dokumenten und klassifi- 
ziertem Material. 

- Zensur: Kontrolle der öffentlichen 
Information vor und während ihrer Ver- 
breitung. 

-Kontrolle der schriftlichen und münd- 
lichen Kommunikationsmedien." 


Seit Anfang November erließ die Re- 
gierung eine Reihe von Gesetzesdekreten 
(d.h. ohne Zustimmung des Parlaments), 
die als verfassungswidrig zu bezeichnen 
sind. Der Verband der Rundfunk- und 
Fernsehstationen protestierte gegen das 
Dekret 702, weil es die Pressefreiheit ein- 
schränkt und den Sendern sogar mit Ent- 
eignung droht. Das Dekret 762 über das 
"System der nationalen Aufklärung" be- 
droht alle mit Gefängnis zwischen 5 und 
12 Jahren, die auf irgendeine Weise ir- 
gendeine Information enthüllen, wieder- 
geben, verfügbar machen oder verbrei- 
ten, die aus dem Bereich der nationalen 
Verteidigung stammt. 

Exemplarisch ist das Urteil, das kürz- 
lich gegen den Journalisten Enrique Zile- 
ri, Direktor der bürgerlichen Wochenzeit- 
schrift "Caretas” erging, der nicht nur 
über die Menschenrechtsverletzungen 
von Sendero und MRTA (Movimiento 
Revolucionario Tupac Amaru), sondern 
auch von Polizei und Militär berichtete. 
Er wurde zu einer Entschädigung von 
2000 neuen Soles (ca. 2000 US$) verur- 
teilt, zahlbar an den Hauptmann der Re- 
serve Vladimir Montesinos, über dessen 
illegale Aktivitäten in den Geheimdien- 
sten er informiert hatte. Zileri darf außer- 
dem das Land ein Jahr lang nur mit Ge- 
nehmigung der Justizbehörden verlassen. 
Zu erinnern istauch an die Absetzung des 
Fernsehprogramms "In Person" des be- 
kannten Journalisten C&sar Hildebrandt 
im Juli 1991. Hildebrandt hatte über ver- 
schiedene entführte und verschwundene 
Personen sowie über ein Dokument des 
Generalstabs der Vereinigten Streitkräfte 
informiert, in dem ebenfalls die Eliminie- 
rung von der Subversion verdächtigen 
Personen gebilligt wird, "statt sie gefan- 
genzunehmen." 


Einige Schlußfolgerungen 


Die peruanische Gesellschaft ist in 
eine neue Etappe einermilitärisch-zivilen 
Diktatur eingetreten, die eine große Ge- 
fahr für die schwach entwickelte Demo- 
kratie bedeutet. Alberto Fujimori hat sich 
darauf eingelassen, in einer Allianz mit 
den Militärs zu regieren und in offener 
Konfrontation mit der zivilen Gesell- 
schaft und dem Parlament. Nur so istes zu 
verstehen, daß er kürzlich 126 Gesetzes- 
dekrete erlassen hat, von denen viele ver- 
fassungswidrig sind, wie z.B. auch das 
Dekret 733 über die "Nationale Mobili- 
sierung", das die gesamte Bevölkerung, 
Ausländer eingeschlossen, einem militä- 
rischen Zwangsdienst unterwirft. Nach 
diesem Dekret kann für den antisubversi- 


ven Kampf der Besitz der Bürger be- 
schlagnahmt werden (z.B. Häuser oder 
Autos). Widerstand dagegen wird als 
Landesverrat bestraft. 

Wie es scheint, will die Regierung auf 
eine stärkere Polarisierung der Gesell- 
schaft und eine Verschärfung der gewalt- 
tätigen Auseinandersetzungen hinaus. 
Die Lebensgefahr, der alle Mitarbeiter 
von Menschenrechtsorganisationen, aber 
auch Verantwortliche inGewerkschaften, 
Bauernverbände und Stadtteilorganisati- 
onen u.a. ausgesetzt sind, ist weiter ge- 
stiegen. Der massive Anstieg von Men- 
schenrechtsverletzungen in den letzten 
Monaten und die Untätigkeit des Staates 
dagegen sprechen eine deutliche Sprache. 
Die Regierung wird so zum besten Ver- 
bündeten der Strategie von Sendero Lu- 
minoso. So sieht die berühmte neue anti- 
subversive Strategie aus, die Präsident 
Fujimori ankündigte und jetzt umsetzt. 
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Tourismus 


Tourismus und 
Menschenrechte 


ie WTO, die Welt-Tourismus- 
Organisation, sagt in ihrem Sta- 


tut: “Der Tourismus soll beitra- 
gen zur internationalen Verständigung, 
zum Frieden, zum Wohlstand, zur allge- 
meinen Achtung und Wahrung der Men- 
schenrechte.” 

Ein hoher Anspruch also, den der Tou- 
rismus erhebt. Zwar sind Tourismuspoli- 
tiker und Branchenvertreter schnell 
dabei, dem internationalen Tourismus - 
ohne jegliche Belege - positive, frieden- 
stiftende Wirkungen zuzuschreiben. Wenn 
jedoch nach Reisen in menschenrechts- 
verletzende Länder gefragt wird, lehnen 
sie die Verantwortung ab. Tourismus sei 
neutral: “Wir mischen uns nicht in die 
Politik ein”, oder “es ist nicht unser 
Business, ein Land zu bestrafen oder zu 
belohnen mit Reisen, die wir arrangie- 
ren”, lauten die gängigen Antworten. 
Mechtild Maurer und Helmut Adama- 
schek gehen in ihrem Artikel ‘Nichts gese- 
hen, nichts gehört’ der Fragenach, ob mit 
einem Tourismusboykott Druck auf men- 
schenrechtsverletzende Regime ausgeübt 
werden kann, und in welcher Form Boy- 
kottaufrufe den erwünschten Erfolg brin- 
gen könnten. 

Wenn bisher der Zusammenhang von 
Tourismus und Menschenrechten erörtert 
wurde, standen die Menschenrechte der 
‘Ersten Generation’, die bürgerlichen 
und politischen Freiheitsrechte im Mittel- 
punkt. Wirtschaftliche, soziale und kultu- 
relle Menschenrechte, auch ‘Zweite 
Generation’ genannt und Menschenrech- 
te der ‘Dritten Generation’, die Rechte 
auf Frieden, Entwicklung, Schutz‘ der 
Umwelt und Anteil am gemeinsamen 
Menschheitserbe fehlen bislang in der 
Diskussion. Wie sich der Tourismus mit 
seinen Initiatoren und Nutzern selbst in 
erheblichem Maße an der Verletzung die- 
ser Menschenrechte beteiligt, wird in den 
Beiträgen dieses Themenschwerpunktes 
erläutert. Die Beispiele zeigen aber auch, 
wie sich die Bereisten in verschiedenen 
Ländern teilweise mit Erfolg gegen eine 
menschenverachtende Tourismuspolitik 
organisieren. 

Daß ein umweltverträglicher Touris- 


mus inzwischen auch von den Touristen 
vielfach befürwortet und gefragt wird, 
spiegelt sich in den Werbesprüchen und 
Prospekten von Tourismusunternehmen. 
Mit ‘sanften’ Reiseangeboten hat sich die 
Tourismusindustrie auf die Kritikam Tou- 
rismus als Umweltzerstörer eingestellt 
und versucht somit, den Kritikern den 
Wind aus den Segeln zu nehmen und sie 
zum Teil für sich zu vereinnahmen. Jürgen 
Hammelehle nimmt in seinem Artikel 


einige dieser sogenannten umweltver- 
träglichen Reisekonzepte genauer unter 
die Lupe, wobei sich herausstellt, daß der 
Begriff “‘umweltverträglich’ hier meist 
nicht angebracht ist. In der Tourismuskri- 
tik werden darüberhinaus vor allem For- 
derungen nach einem sozialverantwort- 
lichen Tourismus wichtiger, unter ande- 
rem auch, weil die Tourismusbefürworter 
einer Auseinandersetzung mit dieser Kri- 
tik bisher gezielt aus dem Wege gehen. 
Redaktion 
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Tourismus 


Nichts gesehen, nichts gehört... 


Tourismus in 


menschenrechtsverletzenden 


Ländern 


Umweltverträgliche Reisekonzep- 
te, vor wenigen Jahren noch eine 
Marktnische für Alternativ-Reise- 
veranstalter, passen mittlerweile 
ins Vermarktungskonzept der Tou- 
rismusindustrie und entsprechen 
den Wünschen der Touristen. 
Andersstehtesmitden Menschen- 
rechten. Nichts gesehen, nichts 
gehört... Dies scheint die Devise 
einer wachsenden Zahl von Fern- 
touristen zu sein. Sie wollen sich ihr 
Reisevergnügen nicht durch Fra- 
gen nach Menschenrechtsverlet- 
zungen im Urlaubsland vermiesen 
lassen. Um das Thema Tourismus 
und Menschenrechte in die Medien 
zu bringen, organisierten Mit- 
gliedsgruppen vom Tourismus- 
netzwerk “TourismusmitEin- 
sicht” (TME) auf der Internationa- 
len Tourismusbörse (ITB) 1991 in 
Berlin Diskussionsveranstaltun- 
gen, Für dieses Jahr wählte TME 
das Thema Tourismus und Men- 
schenrechte alsinhaltlichen 
Schwerpunkt, da viele Fragen, z.B. 
im Zusammenhang mit Reiseboy- 
kottaufrufen, ungeklärtsind. 


ie Diskussion um Länder, deren 
De die Menschenrechte 

verletzen, ist nicht neu. Die Tou- 
rismusunternehmen erklären sich als 
nicht verantwortlich und nicht zuständig 
für Menschenrechtsfragen. Die gelegent- 
lich geäußerten Forderungen nach einem 
Tourismusboykott gegenüber einzelnen 
Ländern verhallen ungehört im Reise- 
strom. Meist werden Diskussionen um 
einen Boykott mit dem Einwand erstickt, 
die Menschenrechte würden ın fast jedem 
Land verletzt. Würde man darauf Rück- 
sicht nehmen, könne oder dürfe man 
überhaupt nicht reisen. Bisher ist es nicht 
gelungen, die herrschende Ratlosigkeit 
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durch geeignete und allgemein akzeptier- 
te Entscheidungskriterien zu überwin- 
den. So reist jede/r, wohin das Gewissen 
ihn/sie noch trägt. Reisefreiheit stellt in 
der BRD einen hohen Wert dar, die Rech- 
te und Lebensbedingungen der bereisten 
Bevölkerung sind für viele ein nachrangi- 
ger Aspekt. Kritische Anmerkungen zum 
Zusammenhang von Tourismus und 
Menschenrechten werden als Bedrohung 
und Provokation verstanden. So scheinen 
zwei Menschenrechte in Widerspruch 
zueinander zu geraten: Das Recht aufRei- 
sen mit dem Recht auf Heimat und selbst- 
bestimmte Entwicklung. 


Schutz der Menschenrechte 


Da unter dem Deckmantel der Men- 
schenrechte schon viele Kampagnen ver- 
schiedenster politischer Couleur geführt 
wurden, wollen wir den Begriff der Men- 
schenrechte näher betrachten. In der 
“Allgemeinen Erklärung der Menschen- 
rechte”, beschlossen auf der Generalver- 
sammlung der Vereinten Nationen am 10. 
Dezember 1948, heißt es in Artikel 1: 
“Alle Menschen sind frei und gleich in 
Würde und Rechten geboren”. Das 
bedeutet, die Menschen haben die glei- 
chen Rechte und Pflichten ohne Unter- 
schied bezüglich Rasse, Religion, 
Geschlecht, politischer Meinung oder 
sozialem Status. Daraus leitet sich im 
Artikel 3 ab: “Jeder Mensch hat das Recht 
auf Leben, Freiheit und Sicherheit der 
Person”. Folter undSklaverei werden ver- 
urteilt. Gefordert wird freie Meinungs- 
äußerung, Versammlungsfreiheit und das 
Recht auf Eigentum (Artikel 4-21). Hier- 
mit sind die sogenannten bürgerlichen 
oder klassischen Menschenrechte be- 
schrieben, auf die sich hauptsächlich 
Menschenrechtsgruppen konzentrieren. 
So dokumentiert Amnesty International 
in ihrem Jahresbericht jeweils die Verlet- 
zungen der politischen Rechte. Das sind 
in erster Linie willkürliche Verhaftungen, 
Folter, insbesondere Folter durch Staats- 
organe, extralegale Hinrichtungen, feh- 
lender Rechtsbeistand und Administra- 
tivhaft. Die Forderungen nach Sanktio- 


nen im Bereich des Tourismusgeschäfts 


und die Reiseboykottaufrufe beschränk- 
ten sich in der Vergangenheit immer auf 
Verletzungen der Bürgerlichen Rechte 
(Südafrika, Westsahara oder Türkei). 
Doch in der Erklärung der Menschen- 
rechte der Vereinten Nationen istauch das 
Recht auf soziale Sicherheit, das Recht 
auf Arbeit und freie Berufswahl, der 
Anspruch auf Erholung und Freizeit 


‚sowie das Recht auf Bildung festgehalten 


(Artikel 22-27). Diesen sozialen Rechten, 
die damals nach Meinung der Sowjetuni- 
on ein viel zu geringes Gewicht in der 
UN-Erklärung erhielten, kommt heutzu- 
tage inder Theorie genauso große Bedeu- 
tung zu wie den klassischen Menschen- 
rechten. In der politischen Realität sind 
sie aber weit weniger gegenwärtig. Daher 
verwundert es nicht, daß die Vergehen 
gegen soziale und wirtschaftliche Men- 
schenrechte in der Öffentlichkeit kaum 
mit der allgemeinen Erklärung der Men- 
schenrechte in Verbindung gebracht wer- 
den. Gerade im Bereich der Tourismus- 
kritik bietet es sich an, für eine Weiterent- 
wicklung des Konzepts der Menschen- 
rechte zu arbeiten. 

Wichtig erscheint uns, 
daß neben der zweiten Generation der 
Menschenrechte - den sozialen und wirt- 
schaftlichen Rechten - die Menschen- 
rechte der dritten Generation - die Rechte 
auf Frieden, Entwicklung, Schutz der 
Umwelt und Anteil am gemeinsamen 
Menschheitserbe - in die Diskussion mit- 
einbezogen werden. Dem Schutz der 
Menschenrechte kommt eine große 
Bedeutung für die entwicklungspoliti- 
sche und tourismuskritische Debatte zu, 
weshalb wir die Menschenrechte und 
deren Einhaltung durch die jeweiligen 
Staaten als Maßstab für sozialverantwort- 
liches Reisen heranziehen wollen. Ange- 
sichts der Tatsache, daß Menschenrech- 
ten ein universalistischer Charakter 
zukommt und sich die meisten westlichen 
Staaten in einer Vielzahl von Dokumen- 
ten und Dekreten den Menschenrechten 
verpflichtet haben, entspringt auch für die 
Tourismusindustrie und den Reisenden 
eine Verantwortung gegenüber Men- 
schenrechtsverletzungen in den Reise- 
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zielländern. Wir halten es für ein dringen- 
des Gebotder politischen Verantwortung, 
aktiv ander Eindämmung von Menschen- 
rechtsverletzungen mitzuarbeiten. Das 
heißt, diese Thematik auch in den Mittel- 
punkt von Tourismuspolitik und -kritik zu 
stellen - neben den Problemen der 
Umweltzerstörung durch den internatio- 
nalen Tourismus. 


Wirksamkeit bisheriger 
Aktivitäten 


Bisher gab es wenige Aktivitäten zum 
Schutz der Menschenrechte in Ferntou- 
rismusgebieten. Aktionen, um auf Men- 
schenrechtsverletzungen in Fernreiselän- 
dern aufmerksam zu machen, wurden 
relativ isoliert von einzelnen Organisatio- 
nen und Institutionen initiiert. Gemeinsa- 
me Aktivitäten, Forderungen oder Kam- 
pagnen von Menschenrechtsorganisatio- 
nen mit entwicklungspolitischen Akti- 
onsgruppen, Hilfswerken und tourismus- 
kritischen Netzwerken gab es in der Ver- 
gangenheit kaum. Während sich touris- 
muskritische Gruppen vor allem um die 
ökologischen Schäden, dieder Tourismus 
in den Urlaubsländern verursacht, küm- 
merten, zählte bei den entwicklungspoli- 
tischen Gruppen die Tourismusentwick- 
lung eher zu den Regenbogenthemen, die 
wenig ernsthaft verfolgt wurden. Aufrufe 
zum Tourismusboykott haben zwar 
inzwischen Tradition, ihre Wirkung war 
bisher jedoch äußerst begrenzt. Anderer- 
seits stellten einige Kleine Reisebüros 
fest, daß immer öfters Kunden aus politi- 
schen Gründen Urlaubsreisen in die Tür- 
kei ablehnten. Sie wollten dem Regime 


Özals, das für Menschenrechtsverletzun- 
gen bekannt war, kein Geld zukommen 
lassen. In eine ähnliche Richtung argu- 
mentiert “medico international”, das zum 
Boykott von Reisen an die türkische Mit- 
telmeerküsten aufruft und gleichzeitig 
Studienreisen in die kurdischen Gebiete 
propagiert, wenn den Oppositionellen 
daraus ein Nutzen erwächst. Doch eine 
*“Breitenwirkung” läßt der Boykottaufruf 
noch nicht erkennen. Ein Grund dafür ist 
die Tatsache, daß sich in der Türkei die 
großen Oppositionsgruppen noch zu kei- 
ner einheitlichen Haltung gegenüber dem 
Tourismus und dem Boykott aufraffen 
konnten. Zudem kritisieren Touristen 
zwar häufig Menschenrechtsverletzun- 
gen in ihren Urlaubsgebieten, doch auf 
ihre Urlaubsentscheidung hat dies keinen 
Einfluß. Sie reagieren in erster Linie, 
wenn ihr Wohlbefinden im Urlaub in Fra- 
ge gestellt ist. Während des Golfkrieges 
sind die Buchungen für die Türkei rapide 
zurückgegangen. 

Doch sofort nach 
Kriegsende konnte schon wieder ein 
Boom verzeichnet werden. “Mit dem 
Waffenstillstand war das Problem 
gelöst”, so brachte es eine Mitarbeiterin 
von NUR Reisen auf den Punkt. Die Boy- 
kottaufrufe zur Türkei scheinen nicht die 
erhoffte Wirkung zu bringen, aber sie 
haben für eine kurze Zeit die Berichter- 
stattung und die öffentliche Meinung zur 
Türkei beeinflußt. Bisher werden den 
Touristen zu wenige oder zu unkritische 
Materialien zur politischen Situation 
der Reiseländer in die Hand gegeben. Die 
Reiseveranstalter lassen sich allzu ger- 
ne zu Handlangern der Regierungen 
machen. In den Reiseinformationen z.B. 


über die Türkei ist meist nur von Bergtür- 
ken die Rede, die offizielle Bezeichnung 
des türkischen Staates für Kurden. Auch 
Reisejournalisten zeichnen in Tageszei- 
tungen oft ein rosarotes Paradies, das mit 
den farbigsten Adjektiven belegt wird. 
Sogar Zeitungen, die sich kritisch geben, 
sind vor solcher Verklärung nicht gefeit. 
Erinnert sei an das krasse Beispiel, als auf 
Seite zweidertaz über die Repression und 
Not in Burma berichtet wurde, und 
gleichzeitig auf der Reiseseite das politi-- 
sche Regime in Burma für wahren Sozia- 
lismus und nachahmenswerte Abschot- 
tung gepriesen wurde. 


Zwischen Aufklärung 
und Boykott 


Der Forderung nach Einhaltung der 
Menschenrechte könnte durch verschie- 
dene Maßnahmen Nachdruck verliehen 
werden. Der Tourismusboykott als eine 
Form der Wirtschaftssanktion bleibt eine 
dieser Handlungsmöglichkeiten. Aller- 
dings ist die konsequente Durchsetzung 
wohl nur in wenigen Fällen wahrschein- 
lich. Der Informationseffekt kann jedoch 
nicht bestritten werden. Die nervösen 
Reaktionen von betroffenen Regierungen 
und Tourismusunternehmen zeigen 
zudem, daß sie nichts mehr fürchten als 
Boykottaufrufe. Ständige Boykottaufru- 
fe zu verschiedenen Ländern scheinen 
allerdings nicht geeignet, um Reisende 
anzusprechen. Die Aufrufe könnten sich 
eventuell gezielt gegen bestimmte Tou- 
rismusunternehmen richten, denen ein- 
deutig nachgewiesen werden kann, daß 
sie einen Tourismus organisieren, der die 
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Verletzung der Menschenrechte sozusa- 
gen als Service anbietet. Dazu zählen 
Sexreisen, Abenteuertourismus auf 
Kosten der Einheimischen oder Expediti- 
onsreisen zu Naturvölkern. Eine weitere 
Möglichkeit wäre, die Autorität interna- 
tionaler Einrichtungen zu stärken und 
diese zu Stellungnahmen aufzufordern. 
Diese Einrichtungen sollten explizit zu 
Fragen von Tourismus und Menschen- 
rechten Resolutionen und Erklärungen 
abgeben. Vielleicht könnte ein solcher 
Ausschuß bei der Menschenrechtskom- 
mission der Vereinten Nationen, des 
Europarates oder der EG entstehen. Die 
Einsetzung von nationalen Kommissio- 
nen ist genauso wichtig. In solchen Gre- 
mien könnten staatliche und nichtstaatli- 
che Vertretungen, Menschenrechtsgrup- 
pen sowie andere kompetente Organisa- 
tionen gemeinsam Empfehlungen für 
Reiseveranstalter und Touristen ausspre- 
chen. Die Reiseveranstalter sollten bereit 
sein, Verantwortung für die Menschen- 
rechtein den von ihnen angebotenen Rei- 
segebieten zu übernehmen. Die Touris- 
musbranche könnte sich auf einen Ehren- 
kodex zum Schutz der Menschenrechte 
verpflichten. Die Tourismusindustrie 
würde damit nicht nur den Touristen ein 
klares Zeichen geben, sondern, ähnlich 
wie andere Branchen, die Distanzierung 
von Unternehmen erleichtern, die einen 
solchen Kodex ablehnen. Tourismusver- 
antwortliche und Reiseunternehmen soll- 
ten über Verletzungen von Menschen- 
rechten in den Zielgebieten aufklären und 
gegebenenfalls einzelne Reiseangebote 
aus ihrem Programm nehmen. Touristen 
sind aufgefordert, über Reiseverzicht 
nachzudenken. 

Diese Aufforderung 
klingt banal, aber viele Touristen halten 
es nicht für notwendig, Menschenrechts- 
verletzungen als Kriterium für eine Rei- 
seentscheidungernstzunehmen. Die ent- 
wicklungspolitischen und tourismuskriti- 
schen Gruppen sind gefordert, den Schutz 
der Menschenrechte in Tourismusgebie- 
ten deutlicher einzuklagen. Menschen- 
rechtsorganisationen wie Amnesty Inter- 
national sollen die Verletzung von Men- 
schenrechten durch den Tourismus und 
die Rolle des Tourismus als Element der 
Stabilisierung von Folterregimen in die 
Berichte für die Öffentlichkeit aufneh- 
men. Erklärungen von Menschenrechts- 
organisationen finden in der Öffentlich- 
keit große Beachtung. Deshalb wären 
Empfehlungen für oder gegen Reisen an 
einen bestimmten Ort oder in einer 
bestimmten Form denkbar. Wenn z.B. 
bekannt ist, daß die Bevölkerungsich vie- 
le Touristen wünscht, wie ın den von Isra- 
el besetzten Gebieten Palästinas oder in 
Tibet, damit die Menschenrechtsverlet- 
zungen an die Öffentlichkeit gelangen, 
sollte zu Reisen in diese Gebiete angeregt 
werden. Touristen, Reiseveranstalter und 
Tourismusverantwortliche, besonders 
aber auch die Auszubildenden in der Tou- 
rismusbranche sind gezielt in die Auf- 
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klärungskampagnen einzubeziehen. Wir 
halten es zusätzlich für notwendig, Unter- 
suchungen über den Einfluß des Ferntou- 
rismus auf die Stabilität von Folterregi- 
men zu erstellen. Ein Tourismus, der die 
Achtung der Menschenrechte ernst 
nimmt, sollte bereit sein, zu überprüfen, 
ob er nicht auch der Stabilisierung von 
Regierungen dient, die systematisch die 
Menschenrechte verletzen. Wirksam 
könnten Reiseveranstalter und Reisejour- 
nalisten auf ihre Verantwortung hinge- 
wiesen werden, wenn sich Tourismuskri- 
tikerInnen, entwicklungspolitische Akti- 
onsgruppen und Organisationen sowie 
Menschenrechtsgruppen zu gemeinsa- 
men Aktionen oder zu einer Kampagne 
zusammenfinden könnten. 

Mehr Men- 
schen würden dadurch allemal erreicht. 
Die Zusammenarbeit könnte richtungs- 
weisend sein für eine zukünftige Kom- 
mission, die Richtlinien bzw. Empfehlun- 
gen für umfassende Informationsmate- 
rialien und Darstellungen in den Reiseka- 
talogen entwickelt. Mit Rechtfertigungen 
wie “es nicht besser gewußt zu haben” 
könnten sich die Reiseveranstalter und 
Reisejournalisten dann nicht mehr her- 
ausreden. Die von der UN-Menschen- 
rechtskommission alljährlich herausge- 
gebene Liste, die öffentliche Kritik des 
europäischen Gerichtshofs für Men- 
schenrechte und die Jahresberichte von 
Amnesty International stellen ein prakti- 
sches und allgemein akzeptiertes Instru- 
mentarium dar, um die Einhaltung der 
Bürgerlichen Rechte zu beurteilen. Doch 
welche Maßstäbe sollen für die touris- 
musbezogene Aufklärungsarbeit bei Ver- 
stößen gegen die Menschenrechte der 
zweiten und dritten Generation angelegt 
werden? Wie soll in Zukunft zum Reise- 
verzicht aufgerufen und wer soll damit 
angesprochen werden? Wir stehen erst 
am Anfang einer solchen Diskussion. 
Doch sicher ist heute schon, daß der Tou- 
rismusboykott bei weitem nicht als allei- 
nige politische Waffe ausreicht. 

Mechtild Maurer/ 
Helmut Adamaschek 


gekürzte Fassung aus: Bildungswerk für Demokratie 
und Umweltschutz (Hrsg.): Tourismus contra Men- 
schenrechte, Dokumentation der Veranstaltung am 
5.3.91 imICC, Berlin 1991. 
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ach Ski, Surfen und Segeln, Ten- 
N: und Reiten hat die internatio- 
nale Tourismusindustrie den 
Golfsport als Marktlücke entdeckt. Golf- 
urlauber werden von den Tourismuspro- 
motoren sehr geschätzt, denn sie gelten 
als besonders ausgabefreudig und bevor- 
zugen Hotels der Luxusklasse. Zunächst 
waren es die Japaner, die wegen der hoff- 
nungslos überfüllten Golfplätze und der 
exorbitant hohen Preise für Club-Mit- 
gliedschaften in ihrem Lande das Weite 
suchten, um auf ausländischen Plätzen in 
Südkorea, Südostasien, Australien oder 
auf den pazifischen Inseln Golf zu spie- 
len. Gleichzeitig nahm der Golfplatzbau 
im gesamten asiatisch-pazifischen Raum 
- meist finanziert von japanischen Gesell- 
schaften - spektakuläre Ausmaße an. 
Inzwischen haben multinationale Tou- 
rismusunternehmen, die prompt auf die 
rasant ansteigende Nachfrage reagiert ha- 
ben und in immer entfernter gelegene 
Golf-Destinationen expandieren, dem 
Golftourismus endgültig zum weltweiten 
Durchbruch verholfen. Beispielsweise 
bieten die Giganten unter den europä- 
ischen Reiseveranstaltern, die Touristic 
Union International (TUI), Kuoni und an- 
dere, Golf-Pauschalreisen für Anfänger 
und Fortgeschrittene an. Der Hotelkon- 
zern Steigenberger wirbt für 18 Golf-Rei- 
seziele: 13 hiervon in Deutschland und 
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weitere in Frankreich, der Schweiz, 
Österreich und auf den Kanarischen In- 
seln. Außerdem errichtet Steigenberger 
im bayrischen Griesbach nahe Passau 
Deutschlands größte Golf-Freizeitanlage 
mit sage und schreibe fünf Golfplätzen 
und einen "Golfodrom" - eine riesige be- 
heizbare und mit Kunstrasen ausgelegte 
UÜbungshalle. Auch Club Med hat damit 
begonnen, Golfplätze in seine Ferienan- 
lagen zu integrieren, z.B. im marokkani- 
schen Mahammadia und Agadir. 
Begehrte Fernziele für europäische 
Golftouristen sind bisher die Karibik, 
Florida und Queensland in Austrälien. 
Die Angebotspalette der Reiseveranstal- 
ter wird jedoch immer vielfältiger und 
exotischer: Der neue Renner ist die Safa- 
ri-Golf Pauschalreise nach Zimbabwe 
oder Südafrika. Dubai, das seine Golf- 
plätze mitten in die Wüste setzt, lockt mit 
einem Segel- und Golfpaket. Tunesien 
und Marokko sind ebenfalls eifrig dabei, 
ihre Touristenzentren mit Golfanlagen 
auszustatten - oft mit Kapital aus den rei- 
chen Olstaaten im Mittleren Osten. 
Thailand, wo die Golf & Country 
Clubs in den letzten Jahren wie Pilze aus 
dem Boden schießen, ist bisher das einzi- 
ge asiatische Land, für das in europä- 
ischen Reisekatalogen geworben wird. 
Aber dies wird sich mit Sicherheit bald 
ändern. Die philippinische Tourismusbe- 


Horrende Preise und überfüllte 
Plätze lassen die Golfer der Indu- 
strieländer nach neuen Plätzen 
Ausschau halten. Die Tourismusin- 
dustrie hat Lunte gerochen. Unter 
dem Deckmantel "Sanfter Touris- 
mus" und '"'Qualitätsverbesse- 
rung" werden v.a.in Südostasien 
riesige Golf-Enklaven aus dem Bo- 
den gestampft. Die Folgeerschei- 
nungen werden wie so häufigauch 
hier nicht beachtet. 


hörde hat kürzlich eine ansprechende 
Hochglanzbroschüre mit Golfmöglich- 
keiten herausgebracht, die über ihre In- 
formationsbüros in allen wichtigen Tou- 
risten-Herkunftsländern verteilt wird. Sri 
Lankas Tourismusindustrie, die aufgrund 
des jahrelangen Bürgerkrieges und der 
Golfkrise einen schweren Einbruch erlit- 
ten hat, setztalle Hoffnungen aufden vom 
United Nations Development Program, 


'UNDEP, finanzierten neuen Tourismus- 


plan, der die Errichtung zahlreicher neu- 
er, luxuriöser Hotelanlagen, einschließ- 
lich Golf- und Tennisplätzen, Reit- und 
Wassersportmöglichkeiten, vorsieht. 

Indiens Tourismuspromotoren wollen 
ebenfalls in das weltweite Wettrennen um 
Golftouristen einsteigen, und "Golf Tra- 
vel Asia”, ein neues weltweit verbreitetes 
Golf-Reisemagazin, stelltsogar Golfplät- 
ze in Laos und China vor. Niemand kann 
derzeit abschätzen, wo das explodierende 
Geschäft mit dem Golftourismus enden 
wird! 


Luxusenklaven für Touristen 


Speziell Japan hat einen scheinbar un- 
begrenzten Enthusiasmus entwickelt, 
was Golf anbelangt und Geschäfte, die 
mit diesem Sport zusammenhängen. En- 
de 1990 gab es 1714 Golfplätze im Land 
und in einigen Jahren werden es 2000 
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sein, um die 20 Millionen Spieler zu ver- 
sorgen. Golfspielen in Japan ist immens 
teuer, und die Plätze sind hoffnungslos 
überfüllt. Durchschnittlich kommen auf 
einen Platz 10.000 Spieler. 

"Für den gleichen Preis, der in Japan 
bezahlt werden muß, um sechs Runden 
Golf zu spielen, können Golf-Touristen 
drei Tage auf drei verschiedenen auslän- 


dischen Plätzen spielen, inklusive der Se-' 


henswürdigkeiten ünd Freuden eines 


exotischen Landes... "' 

Der neue Trend besteht darin, Golfund 
Freizeitwohnen zu einern Konzept zu ver- 
einigen. Dabei wird ein elitärer, luxuri- 
öser Lebensstil in landschaftlich reizvol- 
len Gebieten am Stadtrand, in Waldnähe, 
an Gewässerrändern oder im Gebirge 
suggeriert. Neben Golfplätzen umfassen 
viele der neuen Anlagen Hotels, Appar- 
tementhäuser, Wochenendbungalows, 
Wohneinrichtungen für Pensionäre, Ein- 


| Geschichteund EntwicklungdesGolfsports 


olf wurde sehr wahrscheinlich 
erstmals in Schottland gespielt 
und blieb lange Zeit eine Domä- 
ne.der Aristokratie, Ursprünglich wurde 
aufden sogenannten 'Links' - dem san- 
digen, grasbedeckten Hügellandentlang 
der Küsten - gespielt. Dabei paßten sich 
das Spiel und das Spie ü 
chen Landschaft an, wob 


als natürliche Hindernisse in das Spiel- 
geschehen miteinbezogen wurden. 
Inder zweiten Hälfte des 19, Jahrhun- 
derts exportierten schottische Händler 
den Golfsport nach Übersee und legten 
Goifplätze in Kalkutta und Bombay ın 
Indien an, und etwas später hielt Golf 
Einzug in Südafrika und den USA. Mit 
der Expansion des Kolonialısmus um 
die Jahrhundertwende fand die Anlage 
von Golfplätzen in den britischen Tern- 
torien - zunächst zur Freizeitgestaltung 
und zum Vergnügen er Kolonialherren, 
später auch für kale Bis starke 
Verbreitung, 
Aufgrundder dramatischen Entwick- 
lung des Flugreiseverkehrs nach dem 
Zweiten Weltkrieg wurde die Veranstal- 
tung großer internationaler Golfturniere 
in allen Kontinenten zur Selbstverständ- 
lichkeit und zur Routine von profess- 
ionellen: Spielern. Ebenso wie beim 
Fußball-, Tennis- und Skisport folgten 
bald Fans und Sponsoren ihren Stars von 
einem Ort zum anderen, Aufdiese Weise 
entstand bereits eine Art Golftourismus. 
In.den 80er Jahren, alsdi 
ter anderem die Rei branche - in gro- 
Bem Stil in das | Geschäft ei 


stieg, nahm die Pı 

als snobistisch deklarierten Sportart 
Golf in spektakulärer Weise zu. Mittler- 
weile hat sich Golf mit einer aktiven 
Spielerzahl von schätzungsweise 30 
Millionen weltweit zum Massensport 
entwickelt, 

Auch in der Bundesrepublik, wo sich 
der Golfsport traditionell keiner beson- 
ders großen Beliebtheit erfreute, setzte 
vor einigen Jahren ein regelrechter 
Boom ein. Zur Zeit gibt es hier 263 Plät- 
ze mit 105000 Aktiven (CIPRA 1990), 
Bis zum Jahr 2000 wird allerdings vom 
Deutschen Golfverband (DGV) eine 


Platzzahl von 1000 © anvisiert(BUND auf 


1989). 
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Die problematischen Folgen der EG- 
Agrarpolitik, die mit einer massiven 


ee. der Lan wirtschaftsflä- 


- und Freizeit 
projekte vor allem auch die Möglichkeit, 
brachliegendes Kapital spekulativ zu in- 
vestieren,. _ 
u Spiegel” 271988) bemühen 
| an Bauern g 


hiervon einen 
stitionen und e 
chen Aufschwung insgesamt in ihren 
Gemeinden versprechen. 

Allerdings ist die Anlage neuer Golf- 
plätze in Deu schland mit komplizierten 
und langwi Prozeduren verbun- 
dauert das Geneh- 
ein neues Projekt 
obei etwa 30 be- 
überwinden sind, 


nach dem Golfsport i in großem Stil kre- 
iert und angekurbelt wird, verlangen an- 
dererseits die bestehenden Golf Clubs 
teilweise horrende Mitgliedschaftsbei- 


träge, und die Anlage neuer Golfplätze 
K ‚nicht mit de 


kaufszentren, Restaurants sowie ver- 
schiedene andere Sport- und Freizeitein- 
richtungen. 

In Südostasien entstehen auf diese 
Weise ganze Satellitenstädte im Umkreis 
von urbanen Zentren, Fremdenverkehrs- 
orten und Industriezonen. Thailands wohl 
spektakulärstes Tourismusprojekt, der 
derzeitig im Bau befindliche Kaeng Kra- 
chan Country Club, etwa 150 km süd- 
westlich von Bangkok, verschlingt nicht 
weniger als 5600 Hektar Land. Geplant 
sind hier neben drei Golfplätzen mit ins- 
gesamt 54 Löchern, 700 Wohneinheiten 
mit den entsprechenden Folgeeinrichtun- 
gen, ein Fünf-Sterne-Hotel, ein Freizeit- 
park im Disneyland-Stil, ein Tierpark, ein 
riesiger Sportkomplex mit Schwimmbad, 
zwei Fußballfeldern, 30 Tennisplätzen, 
30 Badmintonplätzen und einer Reitanla- 
ge, eine Auto-Rennbahn, ein Flugplatz 
sowie ein buddhistisches Meditations- 
zentrum. 

Ohne Rücksicht auf die tiefgreifenden 
sozialen und ökologischen Folgen wer- 
den solche überdimensionalen, künstli- 
chen Luxusenklaven selbst in den entle- 
gensten Winkeln aus dem Boden ge- 
stampft. Ein Beispiel hierfür ist das 460 
Hektar große Golden Paradise Resort auf 
der burmesischen Seite des Goldenen 
Dreiecks, das von. thailändischen Ge- 
schäftsleuten mit japanischem Geld ge- 
baut wird - sehr zur Freude der image-ge- 
schädigten burmesischen Regierung, die 
hierfür 30 Millionen US$ Pacht und zu- 
sätzlich Steuern Kassiert. Neben dem 
Golfplatz wird hier das geplante Kasino 
die Hauptattraktion sein, denn das 
Glücksspiel istim benachbarten Thailand 
gesetzlich verboten. Die Tatsache, daß 
sich die Promotoren unter anderem von 
dem Golden Paradise Resort einen neuen 
Tourismus-Boom für die gesamte Nord- 
region Thailands versprechen, zeigt, wie 
hoch der Erfolg dieses Vorhabens einge- 
schätzt wird.’ 

Abgesehen vom Tourismus hat außer- 
dem das rapide Anwachsen der soge- 
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nannten "Expat Communities" - eine Fol- 
ge der verstärkten ausländischen Investi- 
tionen in der Region - den Bau von Golf- 
plätzen in Verbindung mit Luxuswoh- 
nungen entscheidend beschleunigt. Viele 
der Häuser und Appartments werden von 
multinationalen Konzernen und auslän- 
dischen Banken zu Erholungszwecken 
für ihre Angestellten aufgekauft. Ebenso 
wird das Golf & Country Club Konzept 
bei den einheimischen gehobenen 
Schichten immer populärer. Diejenigen, 
die es sich leisten können, erwerben nun 
Zweitwohnsitze im Grünen, um den über- 
bevölkerten und umweitverpesteten 
Städten zuentfliehen. 

Der Zugang zu einem Golfplatz ist für 
die Elitegesellschaft aus Prestige- und 
Geschäftsgründen von höchster Wichtig- 
keit. Politische und wirtschaftliche Ent- 
scheidungen werden immer häufiger auf 
dem grünen Rasen getroffen. Darüber- 
hinaus ist es üblich, daß Politiker, hohe 
Militärs und Wirtschaftsbosse den Vor- 
sitz von exklusiven Golf Clubs überneh- 
men. Der Direktor des Bangkok Golf Ser- 
vice berichtete kürzlich stolz der Presse, 
daß allein während der Weltbank/IWF- 
Tagung in Bangkok, als ausländische 
Bankdelegierte zwischen ihren Sitzun- 
gen zum Golfspiel auf die exklusiven 
Plätze geführt wurden, zehn neue Golf- 
platzprojekte initiiert wurden. ° 


Golf- ein Beitrag 
zum Umweltschutz? 


In der Werbung für Golfsportanlagen 
wird oft ausdrücklich auf die Aufwertung 
von Landschaft und Natur durch Golf- 
plätze hingewiesen. Peter Kaspar, Kurdi- 
rektor im schweizerischen St. Moritz, 
sieht im Golfsport sogar einen Schritt 


zum "sanften Tourismus": 
"(Urlauber) fahren nicht tagelang mit ih- 
rem Wagen herum, denn sie befinden sich 
drei bis vier Mal pro Woche mindestens 
vier Stunden aufdem Golfplatz. Tage, an 
denen man nicht Golf spielt, werden zum 
Ausruhen, Wandern, oder Spazierenge- 
hen genutzt. Golfplätze gehören deshalb 
zu jenen Angeboten, die ein Kur- oder Fe- 
rienort anbietet, der sich vor allem dem 
sanften, dem Qualitäts-Tourismus ver- 
schreibenwill.” ® 

Die Realität sieht jedoch anders aus: 
Um weite, kurzgeschorene Grasflächen 
mit häufig nur spärlich besetzten Baum- 
und Strauchreihen anzulegen, werden 
nicht selten Millionen Tonnen von Erd- 
reich bewegt, Berge gesprengt und abge- 
tragen, Wälder gerodet, Sumpfflächen 
trockengelegt, Küstenlandschaften pla- 


niert und Wüstengebiete mit gigantischen 
unterirdischen Bewässerungssystemen 
versehen. Auf Hawaii werden nicht nur 
ganze Lavaformationen zerstört, sondern 
auch gleich historische Grabstätten, Tem- 
pel, Fischerdörfer und andere bedeutsa- 
me Kulturstätten. 


Landraub auf Kosten 
armer Bauern 


Der Golfplatzbau, für den riesige Flä- 
chen benötigt werden, ist angesichts der 
knappen Landressourcen ohnehin kaum 
zu rechtfertigen. Während bisher ein 18- 
Loch-Platz etwa 50 bis 60 Hektar bean- 
spruchte, verbrauchen die neuen "Golf & 
Country Clubs" in der Regel mehrere 
hundert Hektar. In armen Ländern wer- 
den durch die Anlage dieser Prestigepro- 
jekte, zu denen nur eine kleine exklusive 
Minderheit Zugang hat, zahllose Bauern 
ihres Landes und somit ihrer Existenz be- 
raubt sowie der Druck auf die ohnehin 
knappen Ackerbau- und Waldflächen 
verstärkt. 

In Thailand - einem Land mit nicht we- 
niger als 10 Millionen landlosen Bauern - 
nehmen die Golfplatzanlagen bereits eine 
Fläche von insgesamt knapp 100,000 
Hektar ein, und nach der ständigen An- 
kündigung neuer Projekte zu schließen, 
wird der Landverbrauch auch weiterhin 
expiosionsartig ansteigen. Obwohl eine 
Studie der Bangkok Bank aus dem Jahr 
1990 empfahl, die Kreditvergabe an Golf- 
platzprojekte wegen ihres unproduktiven 
und spekulativen Charakters zu sperren, 
trat der Vize-Präsident derselbigen Bank 
nachdrücklich für den Bau neuer Anlagen 
ein und kommentierte: "Thailand sollte 
Reis importieren und Gras pflanzen".° 

Um sich große Landflächen für Golf- 
plätze anzueignen, wenden die Investo- 
ren oft zwielichtige oder gar illegale Me- 
thoden an. Häufig werden Regierungsbe- 
amte, Dorf- und Gemeindevorsteher ein- 
geschaltet, um die Bauern zu überreden, 


ihr Land zu verkaufen. 

"Pichian [der geschäftsführende Di- 
rektor der Bangkok Golf Service Compa- 
ny] sagte, die Taktik ist, sich zuerst kleine 
Landstücke am Rand der Projekte anzu- 
eignen. Wenn die gesamten Ländereien 
rund um das Projekt im Besitz der Inve- 
storen sind, werden die Bewohner inner- 
halb der Grenzen feststellen, daß sie kein 
Recht daraufhaben, das Gebiet zu verlas- 
sen, und sie müssen für das Eindringen 
auf privaten Grund eine Gebühr entrich- 
ten." ® 

Siarnrat Sapda, eine thailändische Zei- 
tung, berichtet von der unglücklichen La- 
ge einer alten Frau im Norden, die sich 
weigerte, ihren Besitz einer Golf-Gesell- 
schaft zu verkaufen. Letztendlich wurde 
ihr erklärt: "Großmutter - wenn Sie (das 
Land) nicht freiwillig verkaufen, werden 
Sie sich einen Hubschrauber kaufen müs- 
sen...’ 

Außerdem wird angenommen, daß sich 
viele der Golf & Country Clubs in Thai- 
land in ausländischem Besitz befinden, 


obwohl die Möglichkeiten des Landkaufs 
gesetzlich stark eingeschränkt sind. Aber 
mittlerweile gibt es eine richtige Infra- 
struktur, die es Geschäftsleuten - vor 
allem aus Japan, Taiwan und Hong Kong - 
sehr einfach macht, über thailändische 
Strohmänner Ländereien in Besitz zu 
nehmen. 

Im Juni dieses Jahres entdeckte die 
thailändische Forstbehörde, daß eine 
Baufirma illegal ın den Khao Yai Natio- 
nalpark vorgedrungen war und ganze Hü- 
gel für die Anlage des Golden Valley Golf 
& Country Clubs gesprengt hatte. Nach- 
träglich wurde auch noch festgestellt, daß 
die ursprüngliche Landbesitzurkunde des 
Projektbetreibers auf mysteriöse Weise 
manipuliert worden war - die Besitzflä- 
che hatte sich um ein Vielfaches ver- 
mehrt. Der Skandal war perfekt, als eine 
Anzahl von weiteren ähnlichen Fällen be- 
kannt wurde und die Medien die engen 
Verbindungen zwischen Golfplatz-Pro- 
motoren und hohen Politikern und Mili- 
tärs ans Licht der Öffentlichkeitbrachten! 
Seither ist der Golfplatzbau so stark in 
Verruf geraten, daß sich die Golf Clubs zu 
einer Organisation zusammengeschlosen 
haben, um das Image des Sports neu auf- 
zupolieren.’ 

Bisher unterlag der Golfplatzbau in 
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Thailand keinerlei gesetzlichen Vor- 
schriften. Im Rahmen eines neuen Land- 
reform-Gesetzes sollen zwar nun Höchst- 
grenzen für Grundstücksbesitz einge- 
führt werden. Golfsportanlagen sind je- 
doch von dem Gesetz ausgenommen. 


Wasserverbrauch und 
Umweltbelastung 


Die Spielflächen der Golfplätze unter- 
liegen einer besonders hohen Pflegein- 
tensität, die sich umweltbelastend aus- 
wirkt. Angesichts der enormen Wasser- 
menge, die zur Entfaltung des Rasens er- 
forderlich ist, erscheint der Bau von Wü- 
sten-Golfplätzen vom ökologischen 
Standpunkt her völlig unsinnig. Ebenso 
problematisch ist der hohe Wasserver- 
brauch in Gebieten, deren Wasserhaus- 
halt bereits durch große Waldzerstörun- 
gen ohnehin nachhaltig gestört ist. In 
Thailand werden beispielsweise zur Be- 
wässerung einer 150 Hektar großen Anla- 
ge täglich 3000 Kubikmeter, bzw. eine 
Million Kubikmeter Wasser im Jahr, be- 
nötigt. Wenn in Thailand in den nächsten 
Jahren wie geplant insgesamt 400 Golf- 
plätze in Betrieb sein werden, so werden 
Jährlich 400 Millionen Kubikmeter Was- 
ser allein zur Pflege der Golfanlagen ge- 
braucht (zum Vergleich: In der Bundesre- 
publik werden jährlich 12,2 Mrd. m? Was- 
ser verbraucht). 

Aufgrund der immer häufiger auftre- 
tenden Dürren herrscht bereits ein be- 
drohlicher Wassermangel im Lande. 
Trotz der reichlichen Monsunregen in 
diesem Jahr hat der Wasserstand in allen 
größeren Reservoirs nicht wieder sein üb- 
liches Niveau erreicht. In vielen Gebieten 
ist die Wasserverknappung eindeutig auf 
die Golfplätze zurückzuführen, wie zum 
Beispiel in dem aufstrebenden Touristen- 
zentrum Hua Hin - Cha Am. Nachdem 
sich die Wasserversorgung hier seit Jah- 
ren verschlechtert hat, blieben die Was- 
serhähne in Hua Hin im letzten April 
schließlich völlig trocken, und die Be- 
wohner mußten durch Tankwagen mit 
Wasser beliefert werden'’.Währenddes- 
sen floß jedoch auf den Golfplätzen, den 
Hotels und Condominiums " mit ihren 
großen Gärten und Swimmingpools das 
Wasser stets inausgiebigen Mengen. 

Im Oktober 1990 sah sich das thailän- 
dische Kabinett veranlaßt, den Golfplatz- 
betreibern den Zugang zu den öffentli- 
chen Gewässern zu verbieten. Statt aller- 
dings eigene Wasserquellen zu erschlie- 
ßen, leiten nun viele Golfanlagen heim- 
lich Wasser aus den Reservoirs und Flüs- 
sen ab, so daß für die umliegenden Dörfer 
und Felder nicht mehr genug übrig bleibt. 
Aber auch der Brunnenbau auf den Golf- 
plätzen führt zu einer nachhaltigen Stö- 
rung des Grundwasserhaushalts und der 
Gefahr der Bodenabsenkung. 

Der intensive Chemikalieneinsatz auf 
den Golfplätzen kann sich verheerend auf 
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die Artenvielfalt und die Gewässerquali- 
tät ın den angrenzenden Bereichen aus- 
wirken und stellt darüberhinaus eine gro- 
Be Gefahr für die menschliche Gesund- 
heit dar. Das Bemühen um eine umwelt- 
verträglichere Pflege von Golfplätzen 
wird dadurch erschwert, daß die Chemie- 
industrie mit vom Golf-Geschäft profi- 
tiert. So werden beispielsweise in 
Deutschland vom Chemiekonzern BASF 
Lehrgänge für Platzwarte durchgeführt, 
um den Absatz seiner Produkte an Golf 
Clubs zu steigern. '’ 

Hohe Dünger- und Pestizidmengen 
sind insbesondere auf den Plätzen not- 
wendig, die nicht-standortgerechte Gras- 
sorten verwenden. Zum Beispiel werden 
die Spielflächen in Japan und zahlreichen 
tropischen Ländern in der Regel mit aus 
den USA importiertem Bermudagras be- 
pflanzt, welches aufgrund der lokalen 
Klima- und Bodenbedingungen sehr viel 
mehr Pflege benötigt als einheimische 
Grassorten. Die Folge hiervon ist, daß 
sich Caddies, Greenkeepers und auch die 
Spieler aufgrund der erhöhten Luftbela- 
stung auf den Golfplätzen Augen- und 
Hautkrankheiten zuziehen und sich An- 
wohner zunehmend über Übelkeits- und 
Schwindelgefühle beschweren. Schät- 
zungsweise 33,5 % der Giftmenge wird 
an die Atmosphäre abgegeben; 13,5 % 
setzen sich in der Vegetation und 53 % im 
Boden fest. ® Bei Regen werden die gifti- 
gen Substanzen ausgewaschen und füh- 
ren dann zur Belastung der Böden, des 
Grundwassers und der Oberflächenge- 
wässerrund um die Plätze. 

Im letzten Jahr hat die japanische Re- 
gierung aufgrund starker Proteste der Be- 
völkerung verschärfte gesetzliche Rege- 
lungen zur Anwendung von Chemikalien 
auf Golfplätzen erlassen. Dennoch wer- 
den die giftigen Substanzen unerlaubt 
weiterbenutzt. Ferner wird befürchtet, 
daß die in Japan verbotenen Chemikalien 
nun in verstärktem Maße nach Südosta- 
sien und in andere Länder exportiert wer- 


den, um die dort rapide ansteigende Zahl 
von Golfplätzen zu versorgen. Thailändi- 
schen Umweltschützern gelang es kürz- 
lich, ein ganzes Giftdepot eines Golfplat- 
zes auf der Touristeninsel Phuket aufzu- 
spüren und zum Beweis zu photographie- 
ren. Die Untersuchungen über die Her- 
kunft, den Einsatz und die Auswirkungen 
der Mittel sindin vollem Gange. 


Globaldenken, lokalhandeln! 


Angesichts all dieser Erkenntnisse läßt 
sich der Mythos, daß Golfsportanlagen 
Naturoasen sind und darüberhinaus einen 
Beitrag zu einem sanften Tourismus lei- 
sten, wahrhaftig nicht länger aufrechter- 
halten. Es geht nicht darum, den Golf- 
sportschlichtweg zu verurteilen. Aber die 
gegenwärtige Praxis der Planung, Gestal- 
tung und Pflege der Golfplätze ist bislang 
alles andere als umweltverträglich und 
trägt mit zur globalen ökologischen Krise 
bei. 

Darüberhinaus werden die Prinzipien 
der umweltverträglichen und nachhalti- 
gen Entwicklung sowie die soziale und 
kulturelle Integrität der vom Golftouris- 
mus betroffenen Bevölkerung oft in 
schändlicher Weise mißachtet. 

Der Widerstand gegen den Golfplatz- 
bau nimmt weltweit zu - sei es in Europa, 
Hawaii oder in Asien. In Japan gründeten 
lokale Bürgerinitiativen und Umwelt- 
gruppen 1989 ein nationales Netzwerk, 
mit dem Ziel, keine weiteren Golfsport- 
anlagen in ihrem Lande zuzulassen. Da 
nun im Rahmen der japanischen Touris- 
musförderung und des anstehenden "Visit 
ASEAN Year 1992" immer mehr Golf- 
plätze ins Ausland verlagert werden, ha- 
ben sich die japanischen Umweltschützer 
mit südostasiatischen Aktionsgruppen 
zusammengeschlossen, um mit ihnen ge- 
meinsam gegen die Folgen des Golf- 
Booms vorzugehen. 

In vielen Gebieten Thailands laufen 


die Bauern mittlerweile Sturm, wenn sie 
von einem neuen Golfprojekt erfahren. 
Im Jahre 1989 besetzten die Dorfbewoh- 
ner vonHuay Kaew nahe Chiang Maimo- 
natelang einen Gemeinschaftsforst, weil 
der Verdacht bestand, daß die Frau eines 
Parlamentsmitglieds dort eine Golfsport- 
anlage bauen wollte. In der benachbarten 
Chiang Rai Provinz gingen dieses Jahr 
2000 Bauern auf die Straße, weil Golf- 
platzbauer unerlaubt in ein Waldschutz- 
gebieteingedrungen warenund dabeiihre 
Bewässerungskanäle blockiert hatten. In 
Phuket wehrten sich Bewohner im letzten 
Jahr erfolgreich gegen die Pläne des 
Schweizer Investors Bruce Rappaport, 
auf 450 ha ein gigantisches Tourismus- 
projekt mit sieben Hotels, Luxuswohnun- 
gen, zwei Golfplätzen und sonstigen 
Sport- und Freizeitanlagen zu errichten. 
Allerdings ist zu berücksichtigen, daß 
die Bevölkerung in den betroffenen Drit- 
te-Welt-Ländern trotz der zunehmenden 
Proteste ın der Regel weniger Spielraum 
hat, ihre demokratischen Rechte geltend 
zu machen underfolgreich ihre Interessen 
durchzusetzen, als beispielsweise in Eu- 
ropa, Nordamerika oder Japan. Die Er- 


Tourismus 


fahrung zeigt, daß sich die Golfsport- und 
Tourismusindustrie ebenso wie andere 
Wirtschaftszweige anderswo einnistet, 
wenn Protestaktionen oder verschärfte 
gesetzliche Bestimmungen im eigenen 
Lande zu erschwerter Durchführung oder 
Verteuerung ihrer Projekte führen. 
Gleichzeitig lassen sich viele Regierun- 
gen in den Dritte-Welt-Ländern in der 
Hoffnung auf erhöhte Deviseneinkünfte 
gerne auf die lockenden Angebote aus- 
ländischer Kapitalanleger ein, ohne den 
katastrophalen sozialen und ökologi- 
schen Konsequenzen Rechnung zu tra- 
gen. Das bedeutet, daß die erfolgreiche 
Verhinderung von Golfplätzen in den In- 
dustrieländern den massiven Ausbau von 
Golfplätzen und touristischer Infrastruk- 
tur in der Dritten Welt beschleunigt - oft 
gegen den Willen der dortigen Bevölke- 
rung. 

Anita Pleumarom 
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13) Untersuchungen ergaben, daß in einigen Gebieten Ja- 
pans bis zu 93 verschiedene, teilweise hochgiftige chemi- 
sche Substanzen, eingesetzt werden, z.B.: 

Zeolith: krebserregendes Mittel zur Bodenverbesserung auf 
den Greens. 

Acrylamid: Gerinnungsmittel, um den künstlichen Gewäs- 
sernein klares Aussehen zu verleihen. . 
Künstliche Farbsubstanzen, zur Aufbesserung des Grüns der 
Spielflächen. (in: Kuji Tsutomu 91) 
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“Wir müssen mit 
dem leben, wasuns andere 


zurücklassen’” 


Massentourismusauf Phuket 


Wegzuleugnen ist es nicht mehr: 
Der Tourismus hat in Thailand 
häßliche Spuren hinterlassen. 
Wohl nicht zuletzt deshalb reagie- 
ren die thailändischen Behörden 
umgehend und gereizt auf jede Kri- 
tik an der Tourismusindustrie. Dies 
zeigt einmalmehr das Beispiel des 
kürzlich aufder britischen Sender- 
ketteBBC 2 ausgestrahlten Films 
über die Tourismusentwicklung 
auf der thailändischen Insel Phu- 
ket. 


“Heute reihen sich 
Bungalows an der Westküste.” 
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ch bin mit Frau Ing K. einverstanden: 
IE edes Geschäft, das nicht auf die Inter- 

essen der Öffentlichkeit Rücksicht 
nimmt, wird im Laufe der Zeit einer 
Gesellschaft Schaden zufügen - unabhän- 
gig davon, ob dieses Geschäft im Touris- 
musbereich liegt oder nicht." Dies 
schreibt Frau Sumonta Nakomthab, PR- 
Direktorin der thailändischen Tourismus- 
behörden (TAT) unter anderem in ihrer 
Kritik über Ing Ks Film "Thailand for 
sale" in der englischsprachigen Bangko- 
ker Zeitung "The Nation" am 29. Novem- 
ber 1991. 

"Thailand for sale", produziert von der 
britischen Small World Production Com- 
pany in Zusammenarbeit mit dem "Tele- 
vision Trust for the Environment", war 
am 21. Oktober 1991 auf dem Kanal des 
britischen Fernsehsenders BBC 2 zu 
sehen und hat auch in Thailand Wellen 
geschlagen. Im 28-minütigen Dokumen- 
tarfilm erhalten Direktbetroffene die 
Möglichkeit, sich zu den Geschehnissen 
in ihrer Heimat kritisch zu äußern. Die 
britischen Publikationen "The Indepen- 
dent" und "time out" würdigten den Film 
der thailändischen Schriftstellerin und 
Journalistin Ing K als aussagestark und 
engagiert. Britische Fernsehzuschauerin- 
nen und -zuschauer schrieben Leserbriefe 
an thailändische Zeitungen, in denen sie 
sich über die Auswüchse des Tourismus 
schockiert zeigen und in denen sie an die 
thailändischen Behörden und die Touris- 
musinvestoren sowie die Veranstalter 
appellieren, ihre soziale und ökologische 
Verantwortung wahrzunehmen. Thailän- 
dische Frauen, die den Film ebenfalls auf 
BBC gesehen haben, sind laut einem Arti- 
kel in "The Nation" vom 14. November 
darüber erfreut, daß ihre Landsfrauen ein- 
mal nicht als Sexobjekte dargestellt wer- 
den, sondern als intelligente Personen, 
die sich mit ihrer Überzeugung öffentlich 
für ihr Land einsetzen. 


Von offizieller thailändischer Seite 
wird. der Autorin eine einseitige Sichtwei- 
se vorgeworfen. Frau Sumonta Nakorn- 
thab vom TAT kritisiert, die Journalistin 


Ing K habe sich einer falschen Strategie 
bedient, falls sie mit ihrem Film die briti- 
schen Touristen abhalten wolle, Phuket 
zu besuchen, oder falls sie damit zu errei- 
chen hoffe, die Tourismusentwicklung in 
alternative Bahnen zu lenken. 

Dies wäre jedoch dringend geboten, 
betrachetet man die Situation, wie sie ım 
Film geschildert wird. 


Gegen Devisen ist alles zuhaben 


Rund 2 Millionen Touristen besuchen 
Phuket jährlich, das ist das zehnfache der 
einheimischen Bevölkerung. Einst war 
die Insel in der " Andaman Sea" ein Natur- 
paradies. Heute reihen sich über 160 
Hotels und Bungalow- Anlagen fast aus- 
nahmslos an den dreizehn Stränden der 
Westküste. Vor allem am Patong Beach 
drängt sich Hotel an Hotel, häufen sich 
Discos, Massagesalons, Gogo-Bars und 
Touristenkneipen. Wo immer Hotels 
gebaut wurden, verlor die einheimische 
Bevölkerung den Zugang zum Strand. 

Die thailändische Regierung fördert 
die Tourismusindustrie als den großen 
Devisenbringer. "Industrie ohne Schlo- 
te", wırd dieser Wirtschaftszweig auch 
etwa genannt. Keine Schlote, dafür Kloa- 
ken, ungeklärte Abwasser aus den Hotels, 
Abfallberge, Erosion und Wassermangel 
sind die Kehrseite der Medaille. Doch 
weder die Touristen selbst noch die Funk- 
tionäre der Tourismusbehörden, noch die 
Investoren sind davon betroffen. Ing Ks 
Film führt den Zuschauerinnen und 
Zuschauern den ökologischen Preis des 
Tourismusbooms deutlich vor Augen: 
Die Hügel im Innern der Insel werden 
abgetragen, da die Erde in Strandnähe 
zum Aufschütten als Fundament für 
Hotelbauten benötigt wird. Lagunen und 
Flüsse, einst Wasserspender für die 
Bevölkerung, sind heute verschmutztund 


‚verschlammt. Die in Ferienprospekten 


nie fehlenden Swimmingpools belasten 
den Wasserhaushalt auf Kosten der ein- 
heimischen Bevölkerung. 

Ing K berichtet, daß die Einheimischen 


Tourismus 


Reispflanzer vergangenen Sommer auf 
die Bewässerung für die zweite Reisernte 
verzichten mußten, damit die Wasserver- 
sorgung für die Hotels einschließlich 
deren Golfplätze gewährleistet blieb. 

Das Schicksal Phukets als internatio- 
nales Urlaubsziel wurde 1985 mit dem 
Einzug von Club Med besiegelt. Bereits 
damals stieß die Entwicklung jedoch auf 
Widerstand der einheimischen Bevölke- 
rung. Das Unternehmen wolle die Haupt- 
verkehrsstraße entlang des Strandes stil- 
legen und in einen Hotelpark umwandeln, 
befürchtete die Phuketer Bevölkerung, 
die mit Erfolg gegen dieses Vorgehen pro- 
testierte. Ing Krolltin "Thailand for sale” 
diese Geschichte wieder auf und gibt 
Richard Segalowitch, Direktor von Club 
Med in Thailand, die Gelgenheit, Stel- 
lung zu nehmen: "Wir haben diesen 
Strand für unser Projekt beantragt und 
vertraglich festgehalten, daß diese Straße 
in einen Fußweg umgewandelt wird. Wir 
hatten aber nie die Absicht, eine Privat- 
straße daraus zu machen. Wir wollten 
lediglich die Autos und Motorräder weg- 
haben. Viele Familien mit Kindern ver- 
bringen hier die Ferien. Da wäre die 
Straße für die Kinder einfach zu gefähr- 


lich." Szenenwechsel im Film: Schwere . 


Lastwagen, die am Pausenplatz einer 
Schule vorbeidonnern. Auf Wunsch von 
Club Med wurde das alte Schulhaus abge- 
brochen und das neue hier an die Straße 
"gebaut. Dazu der Filmkommentar: "Nun 
müssen die einheimischen Kinder auf 
dem Weg zur Schule diese Straße über- 
queren." Auf dem ruhigeren Gelände des 
alten Schulhauses befindet sich heute der 
Tennisplatz des Club Med. 


Gigantismus auf Kosten 
der Bevölkerung 


Inzwischen hat sich auf Phuket der 
Widerstand gegen den Tourismus organi- 
siert. Ing K stellt den Zuschauern zwei 
junge Thailänderinnen vor: Kanokpohn 
Yommana und Supha Chiraphatphimol. 
Sie sind Gründungsmitglieder der einhei- 
mischen Umweltorganisation "Phuket 
Environmental Protection Association" 
(PEP). Die beiden Frauen erzählen, wie 
sie Phuket erlebten, bevor sie für ihr Stu- 
dium nach Bangkok zogen: "Früher wa- 
ren die Gefängnisse leer. Das zeigt, wie 
friedlich wir hier zusammenlebten. Heute 
ist alles kommerzialisiert und wir müssen 
mit dem leben, was uns andere zurücklas- 
sen". Hauptziel der Umweltschutzgruppe 
ist es, in der Bevölkerung Bewußtsein für 
die Umwelt zu schaffen. Sie sammeln 
Informationen über die sozio-Öökonomi- 
schen und ökologischen Veränderungen 
auf Phuket und führen Informationsver- 


anstaltungen z.B. in Schulen durch. Ihr. 


Kampf gegen ein Mammutprojekt des 
Schweizer Inter-Maritime Unternehmens 
machte PEP 1990 weit über die thailändi- 
schen Grenzen hinaus bekannt. 

Auf Anregung des ehemaligen thailän- 
dischen Premierministers Chatichai Cho- 


Phuket for sale! 


onhavan ließ der Chef der Inter-Maritime 
Firmengruppe mit Sitz in Genf, Bruce 
Rappaport, das "North Phuket Resort" 
planen. In der Gegend des Nationalparks 
Tha Chatchai hätte auf einer Fläche von 
450 ha, am letzten noch unverbauten 
Strand der Insel, ein Touristenkomplex 
mit Einkaufszentrum, Luxus-Klinik, 
Büros, einem Golfplatz, Jachthafen und 
einem Vergnügungspark entstehen sol- 
len. Die im Dorf Tha Chatchai lebenden 
rund 300 Fischer- und Kokospflanzerfa- 
milien waren den Projektplanern im Weg. 
Mangrovenwälder hätten abgeholzt wer- 
den müssen, und mit straßenbaulichen 
Maßnahmen wäre die lokale Bevölke- 
rung faktisch vom Zugang zum Mai 
Khao-Strand abgeschnitten worden. 
Kurz nach Bekanntwerden des über 
600 Millionen Mark Projektes regte sich 
lauter Widerstand in der thailändischen 
Bevölkerung. Die Naturkatastrophen der 
letzten Jahre - Wirbelstürme, Über- 
schwemmungen und Erdrutsche zogen 
Distrikte im Süden Thailands arg in Mit- 
leidenschaft - haben weite Bevölkerungs- 


kreise für Umweltthemen sensibilisert. 
Vermehrt fragten auch die Medien nach 
dem Zusammenhang zwischen der Ab- 
holzung für Plantagen oder Hotelbauten 
undden Klimaveränderungen. 

Zudem störten sich die Intellektuellen 
am vorgesehenen langjährigen Pachtver- 
trag mit dem Unternehmer Rappaport, 
und selbst innerhalb der Regierung stieß 
das Projekt auf Opposition. Die Vorstel- 
lung Rappaports, multinationale Firmen 
(z.B. Hotelketten) am Projekt zu beteili- 
gen, mißfiel wiederum der thailändischen 
Tourismusbranche und schließlich stieß 
sich die Bevölkerung an den offensicht- 
lich engen freundschaftlichen Beziehun- 
gen zwischen dem ausländischen 
Geschäftsmann und dem thailändischen 
Premier. Diese Faktoren gemeinsam 
führten nach langen Verhandlungen 
sowie PR-Kampagnen seitens der Inter- 
Maritime und der Regierung zum defini- 
tiven Nein der thailändischen Behörden. 
Premierminister Chatichai äußerte sich 
öffentlich zu diesem Entscheid: So lange 
er Ministerpräsident sei, werde das 
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"North Phuket Resort"-Projekt nicht rea- 
lisiert, versprach er am 4. Juni 1990. Doch 
wie man damals schon spekulierte blieb 
Chatichai nicht mehr lange im Amt, und 
sein Versprechen wurde damit wirkungs- 
los. 


Doppelmoralder neuen 
Regierung 


Am 23. Februar 1991 putschten in 
Thailand die Militärs. Zunächst stießen 
sie auf keine starke Opposition. Große 
Bevölkerungsteile hießen den Putsch 
sogar gut, weil die Putschisten auch 
angekündigt hatten, gegen die Korruption 
anzugehen. In den letzten Monaten ist die 
öffentliche Meinung umgeschlagen und 
am 19. November 1991 nahmen schät- 
zungsweise 100.000 Menschen an einer 
gegen die Militärs gerichteten Massen- 
kundgebungteil. 

Ungewohnte Töne waren von der neu- 
en Regierung anfangs auch in der Touris- 
muspolitik zu hören. Da erklärte der neue 
Tourismusminister Mechai Virvaidhya: 
"Der Tourismus muß sich endlich an den 
Umweltschutz halten" oder weiter: "man 
muß den Ruf der Thailänderinnen besser 
schützen und die Kriminalität der Ver- 
gnügungsindustrie bekämpfen". Mit tat- 
kräftiger Unterstützung der Generäle 
geht die Regierung nun auch erstmals 
gegen die blühende Sexindustrie vor, da 
AIDS heute die ganze Gesellschaft 
bedroht. Mechai Virvaidhyas Rezept für 
den Wandel des Thailandimages lautet 
"Women’s Visit Thailand Year". Mit 
einer Kampagne sollen 1992 vor allem 
Frauen aus "Sexbesucherländern" ange- 
sprochen werden, erläutert der Minister 
seine Strategie: "damit sie die überwie- 
gende Mehrheit der ehrbaren Thailände- 
rinnen kennenlernen." 

Die Vermarktung der Natur geht auch 


Fort 


sind die Yanadi geraten, Angehörige 
der indischen Urbevölkerung. Der 


wurde abgeholzt. Armut ‚Verschuldung, 
Abwanderung sind die Folgen. 


Dazu benötigen wir Ihre Spende. 


Nähere Informationen erhalten Sie bei: 
ASW - Aktionsgemeinschaft 
Solidarische Welt e.V. 

Hedemannstr. 14, 1000 Berlin 61 

BFG Berlin BLZ 100 101 11 Konto 555 
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Wald, ihre ursprüngliche Lebensgrundlage, 


Die ASW möchte die Yanadi unterstützen. 


Tourismus 


unter der neuen Regierung ungebremst 
weiter: Selbst Land in Nationalparks, bis- 
her gesetzlich vor Bebauung geschützt, 
fällt vermehrt der Gewinnsucht Einzelner 
zum Opfer. Und die neue Regierung för- 
dert den Luxustourismus in National- 
parks. Bereits früher hatten es clevere 
Geschäftsleute geschafft, die Bestim- 
mungen zu umgehen. Seit letztem Jahr 
wirbt ein Hotel auf Phuket mit dem Slo- 
gan "Thailands einziges Resort in einem 
Nationalpark bietet Urlaubsaktivitäten 
auf dem Land und zu Wasser, eine Viel- 
zahl von Sportmöglichkeiten, vom 
Bootsfahren bis hin zum Windsurfen und 
Tauchen, Reiten, Fahrrad fahren, Pitch & 
Putt Golf, Spielplätze und einem Swim- 
mingpool." 


Von Völkerverständigung 
kann keine Rede sein 


Doch nicht nur die Schönheiten der 
Landschaft sind in Thailand käuflich 
geworden. Die Kommerzialisierung hat 
längst auch auf die Bevölkerung überge- 
griffen. Nochmals Szenen aus Ing Ks 
Film: Jeden Tag ab 9 Uhr früh treffen Tou- 
ristenbusse im Dorf am Rawaii Beach ein. 
Die "sea-gypsies”, die einst stolzen 
Ureinwohner dieser Insel, werden von 
den Reisegruppen besichtigt. Kinder las- 
sen sich für wenige Münzen fotografie- 
ren. "Noch vor drei Jahren haben diese 
Kinder nicht gebettelt", so der Filmkom- 
mentar, "doch die Touristen gaben ihnen 
ohnehin Geld und die Kinder haben 
schnell gelernt". Auch hätten noch vor 
fünf Jahren weniger Leute in diesem Dorf 
gelebt. Andere "sea-gypsies" von umlie- 
genden Inseln seien dazugestoßen ‚da sie 
ihr Land - seit Generationen in ihrem 
Besitz, aber ohne Besitzurkunde - an den 
Tourismus verloren hätten. 


"Früher", sagt ein Restaurantbesitzer 
auf Phuket in "Thailand for sale", "früher 


kamen Touristen hierher und wir plauder- 
ten und scherzten. Das war noch ein Ver- 
gnügen. Heute, jada geht‘s nurnoch ums 
Geschäft". Und weil es so hart ums 
Geschäft geht, ist auch der Kampf gegen. 
die ökologische und soziale Zerstörung 
mit großen Schwierigkeiten verbunden. 
Die Mitglieder der Umweltschutzgruppe 
PEP werden von vielen Thailändern als 
"Störenfriede" betrachtet. So standen sich 
in der Kontroverse um das "North Phuket 
Resort"-Projekt zwei Demonstrationszü- 
ge gegenüber: Jene, die sich gegen einen 
weiteren touristischen Ausbau wehren 
und jene, die sich davon einen Profit ver- 
sprechen oder sich für die Interessen 
anderer einspannen lassen. Doch die 
Umweltschützerinnen und Umweltschüt- 
zer bei PEP sind nicht generell gegen den 
Tourismus. Ihnen geht es vielmehr um 
eine Tourismusform, die Verständigung 
zwischen Menschen ermöglicht. Das sei 
heute in Phuket nicht der Fall, meinen 
zum Schluß des Films die beiden Aktivi- 
stinnen Kanokphon Yommana und 
Supha Chiraphatphimol. 


In einem Interview des Thailändischen 
Programms von BBC nimmt die Chefin 
des thailändischen Pressebüros, Khun 
Suntree Srisomwongse, Stellung zu dem 
Film: Die Informationen seinen interes- 
sant, aber sie denke doch, der Film müsse 
eher in Thailand selbst gezeigt werden. 
"Die Touristen haben ein Recht auf Ent- 
spannung." Es seidaher nicht angebracht, 
diesen Film im Ausland zu zeigen. " Esist 
unser eigenes Problem, und wir sollten es 
unter uns lösen", meint die Vertreterin der 
thailändischen Regierung. 

Ing K wäre gern bereit, Ihren Film im 
thailändischen Fernsehen zu zeigen. Nur 
war ihr bisher dabei wenig Erfolg 
beschieden. 

MayaKrell 


Ende des 


Tourismus 


Dornröschenschlafs 


EG finanziert 


Massentourismus auf Gomera 


Es istein Stück mit ungewissem 
Ausgang -ein Paradebeispielund 
Bumerang zugleich. Denn was der- 
zeit auf der Insel LaGomera in Sze- 
ne gesetzt wird, könnte auseinem 
mittlerweile veralteten "Handbuch 
für touristische Erschließungen 
stammen; auseiner wirtschaftspo 
litischen Regieanweisung, deren 
Denkmuster die kanarischen 
Inseln zu einem betonierten Mani- 
fest der Reisebranche geraten 
ließen. 


och nun, so stehtes zu befürchten, 
D schwappt der Erschließungsbazil- 

lus auch auf die derzeit nur per 
Schiff erreichbare Nachbarinsel von Ten- 
neriffaüber. Am 27. März 1990 hatten die 
Inselbehörden den POI-Plan (Program- 
ma Operativo Intergrado) zur radikalen 
Modermisierung Gomeras beschlossen 
und verkündet. Der Plan, dessen Investit- 
ionsvolumen umgerechnet 166 Millionen 
Mark ausmacht, wird zur Hälfte aus dem 
EG-Fond zur Entwicklung struktur- 
schwacher Gebiete finanziert. 

Die Zukunft des bisher eher vom 
Typus des Individualreisenden besuchten 
La Gomera gilt nur dann als abgesichert, 
wenn man dort endlich eine neuzeitliche 
Infrastruktur schafft - so glauben unisono 
der Bürgermeister der Insel, die Regie- 
rung der Kanaren und das Wirtschaftsmi- 
nisterium in Madrid, die Initiatoren des 
vermeintlichen Strukturhilfeprogramms. 

In erster Linie zählt dazu der Bau eines 
rund 50 Mio. Mark verschlingenden 
Flughafens unterhalb des Ortes Alajero, 
im Süden der Insel. (Weil es auf Gomera 
keine nennenswerten Ebenen gibt, müs- 
sen Bergrücken abgesprengt und Täler 
für den Bau des Flughafens aufgefüllt 
werden.) Zu den infrastrukturellen Ver- 
besserungen zählen ebenso der Ausbau 
des Straßennetzes - der seit Herbst 1990 
voll im Gange ist - sowie der Bau eines 
Yachthafens in Santiago, die Erneuerung 


des Bewässerungssystems und die Anla- 
ge von künstlichen Sandstränden. 

Dies alles kann auf der Insel gesche- 
hen, weil bis heute für La Gomera noch 
kein Inselplan besteht, der die einzelnen 
Nutzungszonen festschreibt. In anderen 
europäischen Ländern - beispielsweise 
Deutschland - wäre ein solcher Eingriff in 
die Struktur einer Region kaum möglich, 
da gesetzliche Bestimmungen bestehen, 
denen zu folge. die Art der Flächennut- 
zung im voraus in Pläne festgelegt wer- 
den muß und außerdem für bestimmte 
Zonen eines Gebietes bestimmte Aufla- 
gen zu beachten sind (Flächennutzungs- 
pläne). 


Türöffner zu 
Bau- und Bodenspekulation 


Kein Wunder also, daß Pedro A. Medi- 


na Calero, Sozialwissenschaftler und 
Sprecher der Kultur- und Naturschutz- 
gruppe "Guarapo", gravierende Fehlent- 
wicklungen auf seine Heimat zukommen 
sieht. In einer Stellungnahme zum Sinn 
und Zweck des POI schreibt er unter 


anderem: "Die erwähnten Aktivitäten 
zielen einzig darauf ab, sich mit der für 
den Massentourismus notwendigen 
Infrastruktur auszustatten. Tatsächlich 
sind 68% der gesamten Investitionen 
allein für tourismusförderne Maßnahmen 
vorgesehen, während nur 15% unter dem 
Stichwort "Landwirtschaft" verplant sind 
und noch weniger, knapp unter 10% (ca. 
15 Mio. Mark), für "Proteccion del 
Medio". Was schlimmstenfalls bedeuten 
kann- "Umweltschutz" läßt sich ja unter- 
schiedlich definieren - daß darunter das 
Pflanzen von Geranien zu verstehen ist. 

Die Befürchtungen der Gruppe Guara- 
po, die sichnicht gegen die EG-Unterstüt- 
zung schlechthin, sondern nur gegen ihre 
Verwendung wendet, treffen in praktisch 
allen Belangen zu. Was rein äußerlich wie 
eine Hilfsmaßnahme zum Abwande- 
rungsstopp der sich seit Jahren entvöl- 
kernden Insel (Einwohnerzahlreduktion 
von 1940 = 28600 auf 1986 = 16700) 
anmutet, entpuppt sich im Detail betrach- 
tet als Vorstufe zum "harten" Tourismus; 
als Türöffner der nach oben offenen Bau- 
und Bodenspekulation. 

So wurde eigens ein "Küstenplan" ent- 
wickelt, der vier gewaltige Wellenbre- 
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cher ins Meer hinauszubauen vorsieht. 
Dies nur, damit man den mit 850 Metern 
längsten Strand im Westen der Insel dem 
"Valle Gran Rey", in zwei Becken auftei- 


len kann, in denen das Wasser dann nun-. 


mehr sachte dümpelt . Das Tal des gro- 
ßen Königs" hat das Pech, der einzige 
Flecken Gomeras zu sein, der für normal- 
touristische Zwecke überhaupt Sinn 
macht: Regenarm durch den Passatschat- 
ten der Berge im Inselinnern und zudem 
mit den einzigen Sandstrandstücken des 
Eilandes ausgestattet, die jetzt noch ver- 
breitert werden sollen. Die Straße dorthin 
wird derzeit auf neun Meter verbreitert - 
auf Kosten des bambusgesäumten Fluß- 
ufers unten im Tal. In Strandnähe selbst 
wird das Asphaltband auch gleich auf 
"städtische" 15 Meter Breite zu einer 
Straße ausgebaut, die den Hafen des Tals 
mit dem Hauptdorf La Calera verbindet. 
Wozu das alles gut sein soll, dafür gibt es 
im spanischen ein äußerst präzises Wort: 
"Urbanizacion", was den Gomeros ange- 
priesen wird, wie der Himmel aufErden. 


Der einheimische Fluggast 
istein Verlust 


Als Pesetengrab sondergleichen könn- 
te sich auch der Flughafenbau erweisen. 
Was bei der Vertragsunterzeichnung von 
Miguel Zerolo, dem Transport- und Tou- 
rismusminister der Kanarischen Inseln, 
noch als "das Ende der historischen 
Benachteiligung der Insel La Gomera" 
verkauft wird, könnte sich als gigantische 
betriebswirtschaftliche und ökologische 
Bruchlandung erweisen. Die geplante 
Piste zeigt die Widersprüche am deutlich- 
sten. Der Bau wird Unsummen verschlin- 
gen und Unmengen Land kosten. 
Ohnehin wird man nur einen Miniflugha- 
fen für kleine Propellermaschinen bauen 
können. Außerdem wird jeder Urlauber 
auf Teneriffa erst umsteigen müssen 
(wahrscheinlich mit Flughafenwechsel, 
was mindestens drei Stunden kostet) und 
in der Zwischenzeit ist der Igel per Taxi 
und Schnellboot längst vor dem fliegen- 
den Hasen am Ziel. 

Scheinheilig führen die Befürworter 
den Nutzen für die Einheimischen über 
die bessere Verbindung zu den anderen 
Inseln oder im akuten Krankheitsfall an - 
aber dann hätte man den Flughafen nicht 
im Niemandsland, sondern nahe der 
Hauptstadt projektieren müssen. Außer- 
dem wurde eine Amortisationsrechnung 
präsentiert, die den Rückfluß der Investi- 
tionen in 10 Jahren prophezeit. Aller- 
dings dürfte dann kein einziger Gomero 
jemals einen Sitzplatz in den Maschinen 
belegen, denn dieser würde die Einnah- 
men der Insel, um den Betrag schmälern 
den ein Tourist (ca. 200 Mark pro Tag und 
Tourist) ausgeben würde, wäre er statt des 
Einheimischen geflogen. Auf dieser 
merkwürdigen Rechnung basieren 
jedoch jene fünf Millionen DM, die man 


30 blätter des iz3w, Nr. 179, Februar 1992 


pro Jahr über den " Aeropuerto" zuerwirt- 
schaften hofft. 

Er bedeutet, so Frederico Aguilera 
Klink vom Institut für angewandte Oko- 
nomie der Universität Teneriffa, daß bei 
einer 30sitzigen Maschine und täglich 
zwei Flügen, alle Flüge an 365 Tagen des 
Jahres ausgebucht sein müssen und jeder 
Besucher der Insel ca. 200 Mark auszuge- 
ben hat. So gesehen ist der einheimische 
Fluggast ein Verlust von 200 Mark, wenn 
er das annehmen wollte, wasdas POIıhm 
verspricht, nämlich eine zeitsparende und 
günstigere Verbindung zu den Nach- 
barinseln. \ 

Das bisher einzige Hotel der Insel liegt 
im südlichen Santiago und wird von 
Deutschlands größtem Reiseveranstalter 
Touristik Union International (TUT) unter 
Vertrag gehalten. Ganz so als hätte man 
bei diesem Veranstalter dazugelernt, fällt 
eine Stellungnahme des Pressereferenten 
Michael Friedrichs zu den Vorgängen auf 
der Insel sehr skeptisch aus: "ob’s das 
alles bringt. Wir haben La Gomera noch 
eher als Geheimtip im Programm” und so 
kann er sich auch "kaum Kunden vorstel- 
len" für die eine Flugverbindung " ein ent- 
scheidender Faktor ist." Unterschwellig 
spielt bei Friedrichs wohl eine gewisse 
Sorge um die Exklusivität des TUI-Ange- 
botes mit, denn sonst hätte er nicht sofort 
nachgerechnet: "Wer täglich 60 Fluggä- 
ste hat, muß zusätzliche Bettenkapazitä- 
ten schaffen... . sonst lohnt sich der Flug- 
hafen nicht", und der Wachstumskreisel 
beginnt sich zu drehen. 


Der Traum vom Reichtum 


Bisher allerdings kann man von Glück 
sprechen, daß sich der Baubeginn des 
Flughafens, der auf den 1. April 1991 
festgelegt war, immer wieder verschoben 
hat. Vielleicht werden die verschiedenen 
Gegenkräfte doch noch erfolgreicher 
sein, als die Befürworter des offensichtli- 
chen Verlustprojektes. Allerdings sind 
andere Maßnahmen, wie Straßenbau und 
Veränderung des gesamten Ambientes 
der Insel bereits in vollem Gange. So deu- 
tet alles darauf hin, daß das POI ein Pro- 
gramm ist, mit dem die Gomeros eher in 
die touristische Abhängigkeit entwickelt 
werden, als daß es ihnen eine eigenständi- 
ge Zukunft garantiert. Dem will sich die 
Gruppe Guarapo aber keineswegs beu- 
gen, sondern fordert stattdessen, mit dem 
GeldderEG sinnvollerumzugehen. Dazu 
gehört, solange kein Inselplan existiert, 
daß die Verfügung über die bereits 
gezahlten EG-Gelder mit sofortiger Wir- 
kung versagt wird. Danach müsse Schritt 
für Schritt ein neues Konzept erarbeitet 
werden, das bei allen Vorhaben auf die 
Umwelt Rücksicht nimmt. So würde es 
nach Meinung von Guarapo auch durch- 
aus genügen, einen Helikopter-Lande- 
platz statt des geplanten Flughafens zu 
bauen, um damit inerster Linie der Bevöl- 
kerung eine bessere medizinische Versor- 


gung gewährleisten zu können. Gelder, 
die dadurch eingespart würden, sollten 
zur Lösung von Sanitär- und Abfallbesei- 
tigungsproblemen eingesetzt werden, 
damit der Müll nicht länger in die Barran- 
cos (Schluchten) verfüllt wird. Statt den 
Massentourismus zu fördern, sollte auf 
dem aufgebaut werden, was bereits vor- 
handen ist. Denn mit Ausnahme des TUI- 
Vertragshotels, überwiegen bisher die 
privat vermieteten Zimmer und Appart- 
ments. Guarapo’s Bemühungen zielen 
auf einen "turismo rural”, einen "ländi- 
chen Tourismus”, weil er beides bewirkt: 
Einerseits die Arbeit mit und in der Land- 
wirtschaft fortzusetzen, andererseits aber 
zusätzliche Nebeneinkünfte durch die 
Zimmervermietung zu erzielen. In 
Deutschland wird so etwas als das 'Oko- 
modell von Hindelang” gefeiert, in La 
Gomera könnte es nach dem gleichen 
Rezept praktiziert werden. 

Ob allerdings auf Gomera dasselbe 
Bewußtsein vorherrscht wie in.Hindelang 
ist sehr fraglich. Denn die meisten Leute 
der Insel glauben dem Bürgermeister, der 
sich in seinen Wahlreden gegen den Mas- 
sentourismus ausspricht und vom Ein- 
klang von Urlaubern und Natur redet. 
Gleichzeitig werden Gelder zweckent- 
fremdet und so manchem sein Land für 
den Straßenbau unter Drohungen zu 
Niedrigstpreisen abgekauft, nur damit 
sehr schnell Fakten geschaffen werden. 
Der Bürgermeister prophezeit für alleden 
Profit am Urlauberboom, aber es wird 
sein wie überall: Einige wenige sahnen 
ab, und für viele andere bleiben nur kleine 
Bröckchen oder die Krümelübrig. 

Daß sich jeder Bewohner der Insel 
bereits in kühnen Träumen vorstellt, ın 
welchem Maße er von den Veränderun- 
gen profitieren könnte, macht sich bei der 
Akzeptanz der Gruppe Guarapo bemerk- 
bar. Der Sprecher der Gruppebeklagt sich 
über das fehlende Umweltbewußtsein der 
Inselbewohner und über das kurzfristige 
Denken in Gewinnmargen. 

Claudia Brözel 


. Anmerkungen 


1) Stefan Michel insSWF3 

2) In Hindelang wurde ein sanfter , angepaßter Tourismus 
zusammen mit der Bevölkerung durchgesetzt. Es wurdeu.a. 
darauf geachtet, daß die Einnahmen in der Bevölkerung 
bleiben undkein weiterer Ausbau stattfindet. 


Die Alternative 
wäre Schuheputzen 


Kellner in der 


Dominikanischen 


Republik 


Die Dominikanische Republik ist 
zum beliebtesten Reiseland in der 
Karibik aufgestiegen. Vom Touris- 
musboom profitieren jedoch nur 
wenige, vorallem Ausländer. Für 
die Einheimischen bleiben meist 
nur die schlecht bezahlten Arbeiten 
inder Tourismusbranche, wie das 
Beispiel Antonios zeigt - Kellnerin 
Sosua. 


iner der bekanntesten Touristenorte 
FE: Dominikanischen Republik ist 

Sosua an der Nordküste, unweit 
von einem anderen bekannten Urlaubs- 
ort, Puerto Plata. Sosua besteht aus dem 
reinen Touristenstadtteil El Batey und 
dem etwa zwei Kilometer entfernten, von 
Einheimischen bewohnten Charamico. 
Die Restaurants und Hotels gehören, wie 
auch die meisten anderen touristischen 
Dienstleistungen, fast zu hundert Prozent 
Ausländern, vor allem Kanadiern, US- 
Amerikanern, Holländern, Italienern, 
Deutschen und Franzosen. 

Während EI Batey sehr ruhig und ge- 
pflegt wirkt, pulsiert in Charamico das 
Leben: in den Cafeterias und Restaurants 
wird ohrenbetäubende Merengue-Musik 
bis in die Morgenstunden gespielt, es 
wimmelt von Menschen und Motorrä- 
dern. Das Leben spielt sich weitgehend 
auf der Straße ab - die Wohnungen sind 
‚wohl zu klein, um sich darin aufhalten zu 
können. 

Nur einige wenige Touristen verirren 
sich in die einheimischen Restaurants, 
obwohl die Preise um einiges niedriger 
sind als in El Batey und hier das herrscht, 
was man klischeehaft als: "karibischen 
Lebensstil" bezeichnet. Dem touristi- 
schen Blick verborgen bleibt allerdings 
das eigentliche Wohngebiet der Sosuaner 
hinter der Hauptstraße: armselige Holz- 
häuser und -hütten entlang unasphaltier- 
ter Straßen, die sich bei Regen in schlam- 
mige Flüsse verwandeln. Hier sieht man 
keine gut angezogenen Menschen, son- 


Tourismus. 


dern nackte Kinder mit aufgeblähten 
Bäuchen, die mit herumlaufenden Hun- 
den und Schweinen spielen, Männer, die 
keine Arbeit haben und ihre Zeit schwat- 
zend vertreiben, Frauen, die damit be- 
schäftigt sind, irgendwie ihre vielköpfige 
Familie zu ernähren. Es gibt keine Müll- 
abfuhr und keine Kanalisation, Abwasser 
und Abfall werden direkt vor dem Haus 
auf die Straße geschüttet. Der Kontrast zu 
den benachbärten Touristensiedlungen 
könnte kaum größer sein. 

Neben fliegenden HändlerInnen, Sou- 
venir- und KunstverkäuferInnen (von 
naiver Kunst aus dem benachbarten Hai- 
ti), männlichen und weiblichen Prostitu- 
ierten, den "Sangi-Pangis” (junge Domi- 
nikaner, die von der Gesellschaft auslän- 
discher Touristinnen leben) und Haar- 
flechterinnen (meistens Haitianerinnen) 
gibteseinige Menschen, die Arbeitinden 
Hotels und Restaurants gefunden haben. 
Daß die Arbeits- und Lebensbedingun- 
gen der in der Tourismusindustrie Be- 
schäftigten miserabel sind und der Nut- 
zen des Tourismus in Frage gestellt wer- 
den muß, zeigt das folgende Beispiel ei- 
nes Kellners in Sosua. 


ntonio ist 33 Jahre alt, stammt aus 
der Hauptstadt Santo Domingo 
und arbeitet seit 10 Jahren als 
Kellner in Sosua. Nach dem Abitur hat er 
eine Hotelfachschule besucht und drei 
Semester Englisch an der Universität stu- 
diert. Da es in der Hotel- und Restaurant- 
branche unter den Beschäftigten eine gro- 


Sein Monatslohn reicht einem Touristen knapp zwei Tage 


Be Fluktuation gibt, hat auch Antonio be- 
reits bei vielen verschiedenen Arbeitge- 
bern gearbeitet. Zur Zeit arbeitet er in ei- 
nem Restaurant, das einem Kanadier ge- 
hört. 

Antonio verdient etwa 1.400 domini- 
kanische Pesos (RD$) netto im Monat, 
das sind ca. 196 DM.' Der Lohn setzt sich 
zusammen aus dem gesetzlichen Min- 
destlohn (1.120 RD$) sowie aus den zehn 
Prozent "servicio", die der Kunde zusätz- 
lich zahlen muß. Allerdings behält der 
Besitzer nach Antonios Angaben einen 
Teil von diesem Bedienungsgeld für sich. 

Von den 1.400 Pesos sind bereits die 
Steuern und Abgaben zur Renten- und 
Sozialversicherung abgezogen, voraus- 
gesetzt, daß der Arbeitgeber sie korrekt 
abgeführt hat. Da der Lohn - zweiwö- 
chentlich - bar gezahlt wird und es keine 
schriftliche Lohnabrechnung gibt, kann 
Antonio keine exakten Angaben über sei- 
nen Lohn und die Abzüge machen. Eben- 
sowenig kann er kontrollieren, ob sein 
Eohnrichtig berechnet wird. 

Die Arbeitszeit beträgt offiziell acht 
Stunden am Tag bei einer Sechs-Tage- 
Woche, aber der Arbeitgeber entscheidet, 
wieviel täglich gearbeitet wird, was in der 
Praxis zwischen sieben und 17 Stunden 
bedeuten kann. Die Bezahlung für die 
Mehrarbeit liegt im Ermessen des Arbeit- 
gebers. 

Theoretisch stehen den Beschäftigten 
15 Arbeitstage Urlaub zu, aber die mei- 
sten Beschäftigten nehmen ihn nicht in 
Anspruch, sondern arbeiten weiter und 
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lassen sich das Urlaubsgeld - falls es ih- 
nen zusteht - auszahlen. Es gibt weder 
schriftliche Arbeitsverträge noch Kündi- 
gungsfristen, so daß der Arbeitgeber frist- 
los kündigen kann. 

ei Streitigkeiten, wenn es z.B. um 
B unkorrekte Lohnzahlungen geht 

oder wenn der Arbeitgeber sich 
weigert, den Lohn auszuzahlen, haben die 
Beschäftigten keine Beschwerdemög- 
lichkeit, da sie in Sosua weder gewerk- 
schaftlich organisiert sind noch eine an- 
dere Interessenvertretung haben. Außer- 
dem werden ihre Möglichkeiten, für bes- 
sere Arbeitsbedingungen zu kämpfen, 
auch dadurch begrenzt, daß es unzählige 
Arbeitssuchende gibt, die täglich in den 
Restaurants und Hotels nachfragen. So 
herrscht das uneingeschränkte Recht des 
"Patrons", der die Arbeitsbedingungen 
und Löhne willkürlich zu seinen eigenen 
Gunsten gestalten kann (zum Beispiel 
müssen die Kellner zerbrochenes Ge- 


schirr aus eigener Tasche zahlen!). Die. ' 


existierenden Arbeitsgesetze, deren Ein- 
haltung ohnehin lasch kontrolliert wird, 
können die "Patrones" leicht durch Beste- 
chung der zuständigen Behördenvertreter 
umgehen. 

Im Vergleich zu Antonio ist jeder aus- 
ländische Tourist reich, obwohl Antonio 
zu den privilegierten Dominikanern 
zählt, da er zumindest über einen Arbeits- 
platz und ein geregeltes Einkommen ver- 
fügt. Sein Lohn reicht jedoch gerade zum 
Überleben. Von seinem monatlichen Net- 
tolohn (1.400 Pesos) muß er allein 260 
Pesos für die Fahrt zum Arbeitsplatz aus- 
geben. Im Restaurant kann er zwar die 
Mahlzeiten zum halben Preis einnehmen, 
was aber immer noch immens teuer ist, da 
es sich um ein Touristenrestaurant han- 
delt. 

Leistet er sich täglich ein bescheidenes 
Frühstück und Mittagessen, so kostet ihn 
dies gut 1.000 Pesos im Monat. Bleiben 
noch 100 Pesos für Abendessen, Klei- 
dung, Wohnen und Freizeit. Um leben zu 
können, muß er folglich beim Essen spa- 
ren - sprich hungern. Da er von seinem 
Lohn weder Wohnung noch Zimmer be- 
zahlen kann, teilt er sich mit einem ande- 
ren jungen Mann einen Schlafplatz in ei- 
nem Zimmer. Dort hat er keine Möglich- 
keit zu kochen oder Wäsche zu waschen, 
geschweige denn sich zurückzuziehen. 
Und da die Dominikanishe Republik nur 
ein Billiglohn-Land ist, sind für ihn An- 
schaffungen wie ein T-Shirt, ein paarneue 
Schuhe oder eine Hose erst nach länge- 
rem Sparen und vielen Einschränkungen 
möglich. Für den Durchschnittstouristen 
würde Antonios Monatslohn kaum zwei 
Tage reichen! Trotz seines kärglichen Le- 
bens denkt Antonio, daß der Tourismus 
seinem Land Nutzen bringt. Aus seiner 
Sicht hat er Recht, denn die Alternative 
wäre Schuheputzen oder Zeitungen ver- 
kaufen. 


Raili Salmela 
Anmerkung: 
1) Die Gehalts- und Preisangaben beziehen sich auf den 
Stand vom Januar 1991 
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fa nder Dominikanischen m Repub ki “ 


_ Förderung der Tourismusent- sondern | 


politik, SeitgutzweiJahrenistdielnsel- tz trachtet. 


‚unter anderemals Sextourismusdestina- . 
tion bekannt - zum Ferienland Nummer. 


eins der Karibik geworden. Die ! 


der 80er Jahre begonnenen wa «ı 
dungsverhandlungen zwischen der Do- ri 


minikanischen Republik und dem IWP 
wurden im April 1985 mit einem Bei- 


standsabkommen abgeschlossen, das Anlagen 
die Gewährung von Überbrückungskre- der Impe 


diten | in n Höhe von 78,5 Mio. US-Dollar 
Unter nn bekannten IWF- 


a, Schaffung: von Inden 
usw, - hatte der IWF besonders auch die 
verstärkte Förderung des Tourismus im 


Auge. In der Folge wurde mit Hilfevon ce 
ausländischem Kapital, unter anderem | 


init Krediten der Interamerikanischen. 


Entwicklungsbank (IDB) der Ausbau | 


touristischer Anlagen massiv vorange- 


trieben. Innerhalb von drei Jahren. von. 


1986 bis 1989 - hat sich die Anzahl Zim- 
mer von 8000 auf 18 500 erhöht, das 
heißt mehr als verdoppelt, Die loun- 
stinnenzahlen sınd seit Beginn der 80er 


ei dem un für n 


Sektors 


Jahre von 556 400 auf 1,2 Mio 1989an- T 


gestiegen, und die Deviseneinnahmen 


beliefen sich 1989 auf 700 Mio. US- 


Dollar, was einer knappen Verdoppe- z urb 


Jung seit 1985 gleichkommit. 


Auf den ersten Blick drücken diese ne . ibt al 


Zahlen eine durchwegs positive wirt- 


schaftliche Entwicklung aus, haben 


‚doch durch den Tourismus die fehlen- 
den Devisen erwirtschaftet werden kön-. 


nen. Doch dieser erste Eindruck ver- 


kehrt sich ins Gegenteil, wenndieFrem- 


Aktion Finanzplatz 5 Schwer 
an ya . 


Ein Sieg ist 
noch kein Grund 


zum Jubeln 
Goa im 'Visit India Year' 


1987 sorgte im indischen Touris- 
muszentrum Goa erstmals eine 
Bürgerbewegung international für 
Schlagzeilen, als sie deutschen 
Chartertouristen mit Transparen- 
ten und Rlugblättern unmißver- 
ständlich klarmachte, daß siein 
Goa nicht willkommen sind. Mitt- 
lerweile mehren sich in Indien kriti- 
sche Stimmen und Proteste gegen 
die aggressive Tourismuspolitik der 
"Regierung, die 1991 inder weltwei- 
ten Werbekampagne "Visit India 
Year" gipfelte. Die Protestbewe- 
gungen sorgen zwar für einigen 
Aufruhr in der Tourismusbranche, 
müssen aber klar vor dem Hinter- 
grund gesehen werden, daß Indien 
verstärkt auf den Tourismus setzt, 
der das Land aus seiner wirtschaft- 
lichen Krise herausführen soll. 


Tourismusindustrie erarbeitete die in- 

dische Regierung über die letzten Jah- 
re ein ehrgeiziges Förderungsprogramm, 
das einen massiven Ausbau des touristi- 
schen Angebots vorsieht. Die Zahl der 
Auslandsgäste soll bis 1995 nahezu ver- 
doppelt, von 1,3 Millionen auf 2,5 Milli- 
onen gesteigert werden. Als Kernstück 


IE Einklang mit der internationalen 


der Ausbaupläne wurde das Jahr 1991 


zum "Visit India Year" erkoren und dafür 
mitrund 10 Millionen US-Dollar im Aus- 
land die Werbetrommel gerührt. Die Wer- 
bekampagne war allerdings nicht gerade 
von Erfolg gekrönt: in den ersten sechs 
Monaten des Jahres gingen laut Schät- 
zungen der "Times of India"' die interna- 
tionalen Touristenankünfte um runde’40 
Prozent zurück. 

Bei der Regierung brach Katzenjam- 
mer über den Ausfall der erhofften und 
dringend benötigten Devisen aus. Die 
Schuld für den Flop wurde kurzerhand 
unvorhersehbaren politischen Ereignis- 
sen, dem Golfkrieg oder der Ermordung 
Rajıv Gandhis im Vorfeld der Wahlen zu- 
geschoben. Und die Tourismuslobby for- 
derte lautstark neue Werbeanstrengun- 


Tourismus 


AL 


9-12 February 1991 


vis! INA 
... 


Warum in Köln am Hintern frieren? - Karneval in Goa 


gen. Niemand schien sich indessen in die- 
sen Kreisen grundsätzlich Gedanken zu 
machen über die Förderungspolitik die- 
ses Wirtschaftszweiges, der sich als unzu- 
verlässig und problematisch erweist. 


Tourismusförderung 
um jeden Preis 


Hatte man doch alles so schön geplant: 
ausländische Investoren für Luxusanla- 
gen wurden mit einer seit Jahren kontinu- 
ierlich ausgebauten Palette von finanziel- 
len Anreizen, Steuererleichterungen so- 
wie Garantien für den freien Rücktransfer 
von Gewinnen ins Land gelockt. Für das 
"Visit India Year" bemühte sich die Re- 
gierung speziell um die - wie es in der 
Amtssprache so schön heißt - Verbesse- 
rung der Rahmenbedingungen für den 
freien Reiseverkehr. Visabestimmungen 
wurden gelockert, für Reisende gesperrte 
Regionen wieder zugänglich gemacht 
und bislang von Touristenströmen weit- 
gehend verschonte Gebiete zur touristi- 
schen Erschließung freigegeben - z.B. 
Naturparks, Wildreservate, abgelegene 
Inselgruppen wie die der Westküste vor- 
gelagerten Lakkadiven oder die von be- 
drohten Naturvölkern bewohnten Anda- 
manen und Nikobaren in der Andamanen 
See. 

Hauptattraktion des "Visit India Year" 
bildete der umfangreiche Festkalender, 


der ausländischen BesucherInnen die 
Kultur einzelner Regionen näher bringen 
sollte. Dabei wurde auftraditionelle Wer- 
te der Bevölkerung wenig Rücksicht ge- 
nommen, was bezeichnend ist für die offi- 
zielle Tourismuspolitik. Feste, die nicht 
in die Tourismussaison fielen, wurden 
zum Teil einfach verschoben. Wo die Pla- 
nung allzu mager auszufallen drohte, 
wurden neue Kultur-Happenings wie 
"Food Festivals" oder pittoreske Och- 
senkarrenrennen geschaffen und sogar 
Autorallyes oder Heli-Skiing im Hima- 
layaals Kulturanlässe vermarktet. 


Wachsender Widerstand 


Auch von der Durchführung der "Ca- 
mel Trophy" versprachen sich die Touris- 
muspromotoren eine hohe Werbewir- 
kung für Extremsportarten und Abenteu- 
ertourismus. Massive Proteste von Um- 
weltgruppen trugen jedoch dazu bei, daß 
die für Mai 1991 in Indien geplante Ral- 
lye vonden Veranstaltern kurzfristignach 
Tanzanıa-Burundi verlegt wurde’. 

Denn der Ausverkauf von Natur und 
Kultur, der schonungslose Umgang mit 
Ressourcen und die Vermarktung traditi- 
oneller Werte stößt zunehmend auf Wi- 
derstand bei den BewohnerInnen betrof- 
fener Gebiete. Lokale Gruppen in ver- 
schiedenen Bundesstaaten und nationale 
Organisationen wie "INTACH" (Indian 
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National Trust for Arts, Culture and Heri- 
tage) setzen sich aktiv zur Wehr gegen die 
Tourismuspolitik, die ihnen, entgegen 
den Versprechungen der Regierung, kei- 
ne nachhaltige Entwicklung bringt, son- 
dern ihre Existenzgrundlagen gefährdet’. 

In Goa propagierte der offizielle "Visit 
India Year"-Festkalender ausgerechnet 
den Karneval als typisch goanisches 
Spektakel, dessen Durchführung von der 
Bürgerbewegung seit einigen Jahren er- 
folgreich verhindert werden konnte. Die 
in der ehemals portugiesischen Kolonie 
noch lebendige Tradition des Karnevals 
war längst zu einer puren Touristenattrak- 


tion verkommen und wird von vielen Be-' 


wohnerInnen als Verhöhnung ihrer Kul- 
turempfunden. So löste das Vorhaben der 
Behörden heftige Proteste von seiten der 
Bürgerverbände, Frauenorganisationen 
und Kirchen aus. Mit Erfolg, denn der 


Bauarbeiten am Leela Beach Hotel 


Karneval wurde auch im "Visit India 
Year" nicht durchgeführt. 

Unermüdlich greift die seit 1987 akti- 
ve Bürgerbewegung, die mittlerweile von 
einer Vielzahl von Organisationen mitge- 
tragen wird und die auf breite Unterstüt- 
zung in der Bevölkerung zählen kann, die 
Probleme auf, welche die massive Touris- 
musentwicklung produziert: Wassernut- 
zungskonflikte, Landenteignungen, Dro- 
genmißbrauch und -handel, Korruptionin 
der Verwaltung, Prostitution und Aids (s. 
Kasten, ”. 

Der Ausbau des Luxustourismus, wie 
er von der lokalen Regierung zusammen 
mit den nationalen Tourismusbehörden, 
internationalen Beratungsfirmen und der 
Welttourismusorganisation (WTO) in- 
tensiv gefördert wird, verursacht bei den 
EinwohnerInnen berechtigte Existenz- 
ängste. Ihr Lebensraum, ihre Rechte und 
Interessen werden der Logik der Förde- 
rungspolitik geopfert, während ausländi- 
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sche Investoren und internationale Hotel- 
ketten eifrigstumworben und mit Investi- 
tionsanreizen und anderen Vergünstigun- 
gen richtiggehend subventioniert wer- 
den. 


} 


Hotellerie auf Abbruchkurs 


Die Wachsamkeit der Bürgerbewe- 
gung in Goa richtet sich denn auch beson-, 
ders auf den Bau der Luxusanlagen und 
Hotelkomplexe, die in den letzten Jahren 
unter sträflicher Mißachtung sämtlicher 
Umweltgesetze entlang Goas Stränden 
erstellt worden waren. Umweltverbände 
hatten bislang ziemlich erfolglos gegen 
die permanenten Verstöße gegen Bauvor- 
schriften und bestehende Gesetze prozes- 
siert. 

Doch unversehens - quasi als Auftakt 


Foto: H.R.Müller 


des "Visit India Year" - erhielt der Rechts- 
streit neuen Auftrieb, als Ende 1990 der 
von Regierungskrisen gebeutelte Bun- 
desstaat Goa vorübergehend der Zentral- 
verwaltung in Delhi unterstellt wurde. 
Auf Druck des staatlichen Umweltmini- 
steriums "machten lokale und regionale 
Planungsämter plötzlich ernst mit der 
Durchsetzung von Gerichtsurteilen, die 
längst gegen Hotels gefällt worden wa- 
ren. Keineswegs zur Freude der Hotelbe- 
triebe, die ohnehin schon schwer unter 
der vom Golfkrieg strapazierten Touris- 
muskonjunktur litten. 

Ein harter Schlag traf das mit der 
schweizerischen Hotelkette Kempinski 
und Lufthansa liierte Leela Beach Hotel, 
dem am 5. Januar den Strom abgeschaltet 
wurde, weil seine illegal erstellten Anla- 
gen nicht innerhalb der gesetzten Frist ab- 
gebrochen worden waren. Die Entste- 
hungsgeschichte dieses Hotels - wie sie 
von Claude Alvares, dem engagierten 


Mitstreiter der Umweltorganisation "Goa 
Foundation" aufgezeichnet wurde ° - liest 
sich in der Tat wie ein Fort-setzungs-Kri- 
mi. Seit Beginn der Bauarbeiten am Leela 
Beach Hotel hatte die "Goa Foundation" 
eine Klage nach der anderen wegen fort- 
gesetzter Verletzungen von Umweltvor- 
schriften bei den zuständigen Behörden 
eingereicht. So wurden verschiedene 
Bauten innerhalb der 200 Meter breiten 
Strandschutzzone erstellt, Sand abgetra- 
gen, ein künstlicher See ausgehoben und 
Brunnen gebohrt, was unabsehbare Fol- 
gen für den Süßwasserhaushalt und das 
ökologische Gleichgewicht des Hinter- 
landes haben kann. Zudem wurde die An- 
lage auch im öffentlichen Strandbereich 
mit Stacheldraht eingezäunt. 

Mit einem solchen Sündenregister 
steht das Leela Beach nicht allein da. Die 
meisten Luxushotels - darunter wohlklin- 
gende Namen internationaler Hotelketten 
wie Ramada, Radisson etc. - und ver- 
schiedene Mittelklassehäuser wurden 
aufgrund ähnlich massiver Verstöße ge- 
gen die Umweltgesetze verurteilt. Die 
Hoteleigentümer fanden bislang aber, im 
Einvernehmen mit den von ihnen gehät- 
schelten Regierungsverantwortlichen, 
immer Mittel und Wege, von Behörden 
verordnete Baustopps und gerichtlich 
verfügte Abbruchverordnungen zu um- 
gehen. 

Die Unterbrechung der Strohmzufuhr 
für das Leela Beach Hotel, obwohl vom 
Gesetz als Druckmittel für solche Fälle 
vorgesehen, traf die Tourismuslobby un- 
vorbereitet. Diese unkonventionelle 
Maßnahme war anscheinend auf die erst 
kurz zuvor erfolgte Wiedereinsetzung' 
von Maneka Gandhi im staatlichen Um- 
weltministerium zurückzuführen. Diese 
engagierte Politikerin hatte sich bereits 
früher verschiedentlich mit ihrer harten 
Gangart gegen Umweltsünder in Touris- 
muskreisen unbeliebt gemacht. Das 
Druckmittel verfehlte seine Wirkung 
nicht, denn Leela Beach und andere Ho- 
tels begannen in den darauffolgenden Ta- 
gen mit dem Abbruch einiger der illega- 
len Anlagen. 


Einbißchen Abbruchlöst die 
Probleme nicht 


Mit der Einsetzung der neuen Lokalre- 
gierung Ende Januar kamen jedoch die 
Abbruchverfahren schnell zum Erlah- 
men. Was effektiv abgebrochen wurde, 
blieb weit hinter den gerichtlichen Forde- 
rungen und den Erwartungen der Um- 
weltverbände zurück. Außerdem - so der 
nüchterne Kommenar von Roland Mar- 
tins, dem Sekretär des "Jagrut Goenka- 
ranchi Fouz" (JGF), der "Bewegung der 
Wachsamen Goaner" - könne auch der 
Abbruch einiger illegaler Bauten das Pro- 
blem nicht lösen, daß Goas Tourismus 
von multinationalen Firmen kontrolliert 
werde. 

In den vergangenen Monaten wurden 
erneut für 15 Luxushotels Baubewilli- 
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gungen erteilt, ohne ihre Umweltverträg- 
lichkeit zu prüfen, geschweige denn ihre 
sozialen Folgen in Betracht zu ziehen. 
"Entweder ist unsere Regierung so naiv, 
daß sie glaubt, die sozialen, kulturellen 
und wirtschaftlichen Kosten einer sol- 
chen Entwicklung blieben Goa erspart. 
Oder aber sie nimmt die Zerstörung von 
Goas Bevölkerung und Kultur bewußt 
und billigend in Kauf", schreibt JGF in ih- 
rer Pressemeldung vom Juni 1991. Des- 
halb will JGF als eine der aktivsten Grup- 
pen der Widerstandsbewegung auch in 
der laufenden Saison verstärkt die Auf- 
merksamkeit auf die Empfehlungen der 
WTO lenken, die in ihrem 1989 veröf- 
fentlichten Masterplan einen giganti- 
schen Ausbau des Tourismus in Goa - bei- 
spielsweise die Invasion von 16.000 Tou- 
ristInnen täglich - vorsieht. 

Sicherlich waren die Abbruchskanda- 
le den Werbeaktivitäten rund um das "Vi- 
sit India Year" nicht gerade förderlich. 
Insbesondere Goas Hotellerie kamen sie 
teuer zu stehen, mußte sie doch nicht nur 
die aufwendigen, technisch zum Teil sehr 
schwierigen Abbruchverfahren bezah- 
len, sondern auch noch tief in die Tasche 
greifen, um ihr angeschlagenes Image 
wieder aufzupolieren. Dazu ließ sie sich 
einiges einfallen: goanische Folklore- 
gruppen wurden auf Werbetournee in 
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englische Warenhäuser geschickt. Mit 
Billigangeboten und Spezialprogrammen 
versuchte sie auch während der Monsun- 
zeit Kundschaft anzulocken; zum Bei- 
spiel Schriftsteller aus Europa und Japan, 
in der Erwartung, daß diese das reizvolle 
touristische Angebot preisen. Neue Was- 
sersportanlagen, Golfplätze und Vergnü- 
gungsparks sollen Goas Aktivität aufdem 
Tourismusmarkterhöhen. 

Noch attraktiver wurden auch die In- 
vestitionsbedingungen für ausländische 
Geldgeber nicht nur in Goa, sondern in 
ganz Indien. Der multinationalen Touris- 
muslobby kam die Verschuldungskrise zu 
Hilfe, die sich in Indien im vergangenen 
Sommer drastisch zuspitzte und die Re- 
gierung zwang, im Vorfeld eines neuen 
Abkommens mit dem Internationalen 
Währungsfonds nun auch Mehrheitsbe- 
teiligungen ausländischer Investoren an 
indischen Projekten - zum Beispiel Ho- 
tels - zuzulassen‘. 

Die intensivierten Förderungsmaß- 
nahmen scheinen Früchte zu tragen. Laut 
Aussagen des Indischen Fremdenver- 
kehrsamtes Frankfurt hat sich das Touris- 
musaufkommen zum Jahresende weitge- 
hend normalisiert. Condorflüge nach Goa 
sind über die Feiertage ausgebucht; Rei- 
severanstalter wie TUl oder ESCO in der 
Schweiz rühren mit Sonderangeboten 
und bunt aufgemachten Extraprospekten 
mehr denn je die Werbetrornmel für Goa. 
Sogar der Studienreiseveranstalter Klin- 
genstein, der angesichts der Protestbewe- 
gung werbewirksam auf Reisen nach Goa 
verzichtet hatte, bietet nun in seinem neu- 
esten Katalog Goa wieder an. 


Das Tourismusbusiness zeigt 
Nerven 


Erfolge von Protestaktionen der Be- 
wegungen, die sich für die Rechte der 
breiten Bevölkerung in Tourismusgebie- 
ten einsetzen, scheinen laufend gefähr- 
det. Daß die Tourismuswelt jedoch durch 
die Widerstandsbewegungen an einer 


empfindlichen Stelle getroffen wird, 


zeigt die Tatsache, daß sie äußerst gereizt 
auf Kritik reagiert und KritikerInnen sy- 
stematisch zu diskreditieren versucht. So 
werden einzelne Gruppen und Persön- 
lichkeiten der Bürgerbewegung in Goa 
immer wieder von lokalen und interna- 
tionalen Tourismuskreisen beschuldigt, 
sie seien fremdgesteuert und würden fi- 
nanzielle Unterstützung aus dem Ausland 
für ihre "Extremistenaktivitäten” erhal- 
ten. 

Wer den Forderungen der Bürgerbe- 
wegung hier Gehör verschafft und über 
das Vorgehen hiesiger Reiseveranstalter 
und Hotelketten in Goa berichtet, darf da- 
mit rechnen, von den entsprechenden 
Tourismusvertretern der verleumderi- 
schen Fehlinformation und böswilligen 
Unterstellung bezichtigt zu werden. 
Wenn aber das internationale Tourismus- 
business Nerven zeigt - wenn renommier- 
te Vertreter der Branche wie ESCO-Ge- 
schäftsleiter Peter Waldner oder Leela 
Beach-Manager Roel J. Schallig sich un- 
versehens in der Fachzeitschrift "Travel 
Inside”? zu Wort melden, um zu betonen, 
wie umweltfreundlich sie seien und wie 
bemüht um das Wohlergehen der gastge- 
benden Bevölkerung in Goa, so offenbart 
dies tiefsitzende Ängste und Befürchtun- 
gen seitens der Tourismusindustrie. 

Christine Plüss 
(Arbeitskreis Tourismus und 
Entwicklung Basel) 
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'Sanfter Tourismus’ 


Tourismus 


inder Türkei 


Die TouristInnen reagieren zuneh- 
mend sensibler auf Umweltschäden 
anihrem Urlaubsort. Verschmut- 
zung der Strände, des Wassers, die 
Küstenbebauung oder die verschie- 
denen Abfallprobleme beeinflussen 
immer öfter die Entscheidung, wo 
der nächste Urlaub verbracht wird. 
Bei einer kleinen Befragung im tür- 
kischen Küstenstädtchen Kas zeig- 
tensich die UrlauberInnen sehr 
umweltbewußt: Über 26 Prozent 
der Befragten hielten die touristi- 
sche Bebauung für "katastrophal" 
und fast 28 Prozent für "teilweise 
verfehlt''; nur etwa 6 Prozentemp- 
fanden sie als "gut gelungen''. Die 
fehlende Integrierung in das Orts- 
und Landschaftsbild wurde genau- 
so bemängelt wie die billigen und 
schnell hochgezogenen touristi- 
schen Anlagen (vgl. Ruhland 1991, 
154ff) . Die Tourismusunternehmen 
haben die Zielgruppe der 'Sanften 
Touristinnen' als profitablen Markt 
längst entdeckt, wie die folgenden 
Beispiele aus der Türkei zeigen. 


ein Wunder, daß ein "sanfter" An- 

K bieter mit einem "integrativen 
Tourismus- und Umweltschutz- 
konzept" wie STRELO (Soft Tourism 
Responsibility for Earth and Life Organi- 
sation) ein erhebliches Echo in der Fach- 
presse und auf den Urlaubsseiten der Zei- 
tungen gefunden hat: "Miteinem in seiner 
Art einmaligen Konzept wird derzeit im 
türkischen Badeort Dalyan versucht, ein 
Projekt für Sanften Tourismus zu verwir- 
klichen", war in der touristischen Fach- 
presse zu lesen. Die Idee, die hinter dem 
wohlklingenden Namen steckt, ist denk- 
bar einfach: Die Gäste buchen mit ihrer 
Reise ein Programm, das sie vom be- 
rühmten Dalyaner Schildkrötenstrand 
fernhalten soll. Vorgestellt wird dieses 
Konzept unter anderem in einer Presse- 
Information mit dem klangvollen Unter- 
titel "Tourismus mit Ethik", nichtssagen- 
de graphische Darstellungen lassen die 
Handschrift des Ingenieurs und STRE- 
LO-Gründers Thomas Pawlik erkennen. 
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Von der "Ersten internationalen Touri- 


"stik-, Umwelt- und Kulturwoche", zu der 


STRELO in das selbsternannte "Zentrum 
für neue Wege im Tourismus" nach Daly- 
an einlud, kamen zumindest einige der 
eingeladenen ReisejournalistInnen desil- 
lusioniert zurück. So berichtet Ulf Böh- 
ringer in der "Sonntag Aktuell" vom 
1.12.91, daß Thomas Pawlik mit dem 
Verhalten "seiner" Gäste sehr zufrieden 
sei, da sie in zwei Urlaubswochen nur 
dreimal den Strand besuchten und anson- 
sten am Programm, wie Küsten-Boots- 
touren, Wanderungen und anderen Akti- 
vitäten teilgenommen hätten. Pawlik 
meint, "daß Dalyan nur dann nicht dem 
üblichen Massentourismus zum Opfer 
fällt, wenn die STRELO-Idee sich durch- 
setzt". Dazu sei es aber nötig, "daß ganz 
'Dalyan ein Hotel wird." Ein STRELO- 
Hotel natürlich, Pawlik versucht deshalb, 
möglichst viele Hoteliers mit Verträgen 
ansich zu binden. 

Bei einer Versammlung vor Ort mußte 
Pawlik aufgrund der hartnäckigen Fragen 
der Einheimischen und der Pressevertre- 
ter Farbe bekennen: "Wir machen keinen 
Sanften Tourismus. Wir werben mit at- 
traktiven Begriffen, wie andere Reisever- 
anstalter das auch tun.” Er mußte zuge- 
ben, daß dies alles mit Umwelt- und Na- 
turschutz nichts zu tun hat. 

Die Reisejournalistin Gerlinde Geffers 
über ihre Erfahrungen nach einer Woche 
STRELO-Programm: 

"MitarbeiterInnen einer türkischen 
Naturschutzorganisation werfen ihm Eti- 
kettenschwindel mit dem Wort Natur- 
schutz vor und haben STRELO untersagt 
weiterhin mit ihrem Namen zu werben. 
Daß auch längst nicht jeder Urlaubsgro- 
schen in die Taschen der örtlichen Ge- 
schäftsleute fließt, wird schließlich auf 
der Versammlung im Rathaus offenkun- 
dig. STRELO-Mitarbeiter knöpfen den 
Barbesitzern unberührt von ihren eigenen 
Tourismus-mit-Ethik Parolen 15 Prozent 
Provision ab, wenn sie Gäste bringen." Es 
scheint wahrhaftig keine Alternative, die 
Touristen zum Beispiel mit Bootsfahrten 
vom Schildkrötenstrand fernzuhalten, 
wenn man den Eindruck einer Bootsfahrt 
von Gerlinde Geffers liest: "Die Vögel 
bleiben im Schilf, heißt es, sich vor den 
über 250 Motorbooten zu verstecken, die 
hier im Sommer tagtäglich verkehren. 
Deren alte Motoren knattern nicht nur oh- 


renbetäubend, sie lecken auch. Regelmä- 
Bigpumpen die Bootsfahrer eine dreckige 
Mischung aus Ol und Wasser in den 
Fluß." 

STRELO wird zu Recht vorgeworfen 
mit dem Deckmäntelchen 'Sanftes Rei- 
sen schnelles Geld machen zu wollen: 
Reinigungsaktionen, die angekündigt 
wurden, sind nicht durchgeführt worden, 
genausowenig wie der Bau von Kläranla- 
gen, die STRELO versprochen hatte. Die 
"bevorzugte wirtschaftliche Unterstüt- 
zung der Einheimischen", wie sie aus der 
Presse-Information der 'STRELO Infor- 
mations-Zentrale' hochtrabend verspro- 
chen wird, scheint eher ein in- die- eige- 
ne-Tasche-Wirtschaften zu sein. 

Die Explosion der Touristenzahlen in 
Dalyan hat dagegen mit dem deutschen 
Unternehmen nichts zu tun. Ihr Ursprung 
liegt in der breitangelegten Berichterstat- 
tung über ein Hotelprojekt, das in der Nä- 
he des Strandes, an dem die unechte Mee- 
resschildkröte ihre Eier ablegt, geplant 
war. Das Hotel wird wegen des internati- 
onalen Protests von UmweltschützerlIn- 
nen nicht gebaut. Aber durch die Be- 
rühmtheit von Dalyan kommen die Na- 
tur-Schaulustigen. Deshalb klagt der 
Schweizer Kuno Steuben, der schon viele 
Jahre in Dalyan lebt, im Magazin "Stern": 
“Nichts Schlimmeres konnte uns passie- 
ren, als die Schildkrötendebatte." 


Kohle machen wir mit 
Flugtickets 


Aber Dalyan ist nicht der einzige Ver- 
such, sanften Tourismus in der Türkei an- 
zubieten. Max-Reisen wirbt mit einer auf 
Umweltpapier gedruckten Loseblatt- 
sammlung: das Half Moon Hotel in Bod- 
rum wird angeboten, Ferienhäuser von 
privat, sowie Segeltörns. "Eine Traum- 
fahrt durch die mittlerweile unter Natur- 
schutz stehenden Buchten zwischen Bod- 
rum und Fethiye", kündigt der Prospekt 
an. Der Macher von Max-Reisen, Man- 
fred Schiedeck, ist mittlerweile auch Ge- 
schäftsführer der Interessengemeinschaft 
"Sanftes Reisen", in der sich Reisebüros 
und Unternehmen mit "Sanften” Ansät- 
zen im Frühjahr 1991 zusammenge- 
schlossen haben. Bei einem Telefonat er- 
klärte er, daß das Geld für die Unterkunft 
und die Verpflegung bei den Besitzern der 
Mittelklassehotels in der Türkei bliebe - 
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entsprechend den Kriterien eines sozial- 
verträglichen Tourismus. Das Geld wür- 
de dort ordentlich versteuert und mehr als 
ein paar tausend Mark im Jahr blieben da 
sowieso nicht übrig und davon müßten 
die ReiseleiterInnen vor Ort bezahlt wer- 
den. "Die Türkei ist ein Verlustgeschäft - 
unsere 'Kohle’ machen wir mit dem Ver- 
kauf von Flügen hier im Reisebüro. Das 
bringt 2,5 Mio. DM Umsatz im Jahr," er- 
klärt Schiedeck bereitwillig und klärt 
gleich weiter auf: "Die Billigflieger sind 
die größten Umweltverschmutzer; das 
sind die alten Jets, die mit uralten, lauten 
und kerosinfressenden Triebwerken flie- 
gen. Der neue Airbus etwa ist wesentlich 
umweltfreundlicher, dafür sind die Flüge 
mit ihm entsprechend teurer." Ein "Sanf- 
ter-Tourismus-Unternehmer”, der in der 
Türkei kein Hotel ins Programm auf- 
nimmt, das nicht mit dualem Abfallsy- 
stem (Trennung von Müll und Kompost) 
ausgestattet ist und sich zu Recht über die 
türkische Müllentsorgung entsetzt: "Die 
Müllabfuhr dort ist umsonst, der Hotelier 
hat somit keine Kosten, warum sollte er 
Müll einsparen?" Aber der Gegensatz ist 
schon bemerkenswert: In der Türkei als 
Saubermann auftreten und in Deutsch- 
land die Haupteinnahmen mit dem um- 
weltschädlichsten Verkehrsmittel über- 
hauptmachen. 

Trotz eines stetig wachsenden Kun- 
denstammes sind auch an Max-Reisen die 
Einbrüche wegen des Golfkrieges nicht 
spurlos vorübergegangen: Er habe notge- 
drungen die Kanarischen Inseln verkauft, 
erzählt Schiedeck. Auf das Thema Men- 
schenrechte in der Türkei angesprochen, 
wiegelt er ab: "Als Reiseanbieter muß 
man da taub, stumm und blind sein; poli- 
tischkönnen wir leider nichttätig werden, 
aber ich habe damals die Werbung einge- 
stellt... Wenn es in der Türkei weiter unsi- 
cher geblieben wäre, hätten wir nicht wei- 
ter auf sie setzen können. Die Konse- 
quenz hätte auch heißen können, nach 
Mecklenburg (Ostdeutschland) zu gehen 
und dort Tunesien zu verkaufen.” Eine 
Antwort, die auch ein Manager der die 
führenden Unternehmen der Branche 
hätte geben können. Die "Großen", wie 
Manfred Schiedeck die TUI und NUR 
nennt, die sich jetzt auch ein Stück Mark- 
tanteil am "Sanften-Tourismus-Kuchen" 
herausschneiden wollen. 

Den UrlauberInnen überläßt er selbst 
die Anreise in die Türkei: umweltfreund- 
lich mit der Bahn oder weniger umwelt- 
gerecht mit dem Auto oder umweltschäd- 
lich mit einem bei ihm gebuchten Flug. Er 
stattet sie aber vor der Reise mit Informa- 
tionsmaterial vom „World Wildlife 
Fund“ und von der „Gesellschaft für Um- 
welterziehung“ aus. Die Gesellschaft für 
Umwelterziehung verleiht die"Blaue 
Flagge", ein in der Tourismusszene um- 
strittenes Gütesiegel, das aber von Schie- 
deck favorisiert wird. (Mit der Blauen 
Flagge werden Orte ausgezeichnet, deren 
Strand und Meer der Wasserqualität der 
EG-Norm entsprechen und die andere 


Auflagen erfüllen. Andere Kriterien für 
ein umweltverträgliches Reisen bleiben 
weitgehend unberücksichtigt. Das 
Schweizer Reiseunternehmen "Hotel- 
plan" hat die "Blaue Flagge-Strände" be- 
reitsinseinen Prospekt aufgenommen). 

Vorbereitungsseminare bietet Man- 
fred Schiedeck seinen Kunden nicht an: 
"Der Kunde ist mit sowas überfordert." 
Dafür gibteer ihnen aber eine "Zehn Gebo- 
te des Sanften Tourismus" mitaufdieRei- 
se. Inihnen werden die Kunden aufgefor- 
dert kein "Fast Food" zu essen, "nicht in 
Häusern aus Stahl und Beton zu wohnen”, 
"nicht in verseuchten Wasser zu baden 
und aus vergifteten Brunnen zu trinken" 
und, zum Beispiel, in Gebot 9, mit öffent- 
lichen Verkehrsmitteln zu fahren: "Du 
sollst Dein Auto in der Garage lassen und 
mit öffentlichen Verkehrsmitteln in den 
Urlaub fahren." Vielleicht sollte Manfred 
Schiedeck durch ein Gebot auf seine In- 
Konsequenz hingewiesen werden: "Du 
sollst Deinen Kunden keine Flugtickets 
verkaufen, da sie mit dem Flugzeug das 
umweltschädlichste Verkehrsmittel ge- 
wählt haben." 


Bahnfahrten sind nicht gefragt 


Dr. Koch Reisen, der den Club Natura 
Oliva nahe der Agäisküste betreibt, ver- 
sendete Anfang März 1991 einen Brief an 
seine KundInnen mit dem Hinweis, daß 
sich die Türkei heute als äußerst sicheres 
Reiseland darstelle. Und um die Gäste- 
zahlen zu erhöhen, wurden besondere 
Angebote offeriert. Bei Dr. Koch, scheint 
es nicht den Grundsatz "taub, stumm, 
blind” zu geben. Zumindest mit caritati- 
ven Maßnahmen wollte sich das Reiseun- 
ternehmen von den Mitanbietern abheben 
und teilte in einem Rundbrief mit, daß 
eine Reiseleiterin eine Hilfsaktion für die 
kurdischen Flüchtlinge an der irakischen 
Grenze durchgeführt habe: 6,5 Tonnen 
Hilfsgüter seien an die Menschen direkt 
verteilt worden. Bei den angeboteten Rei- 
sen stehen die Tier- und Pflanzenbe- 
obachtungen im Vordergrund, dabei wird 
laut Katalog das umweltgerechte Reisen 
nicht erst seit kurzer Zeit, sondern schon 
seit mehr als 15 Jahren betrieben. In den 
Anfangszeiten des Dr. Koch-Ablegers 
"Club Natura Oliva", 1984 und 1985, bot 
der Veranstalter sogar eine umwelt- 
freundliche Anreise mit der Bahn in die 
Türkei an. Allerdings gab es größere or- 
ganisatorische Probleme mit der Bahn 
und von der Kundschaft wurde das Ange- 
bot nichtangenommen, wie der Mitarbei- 
ter Max Kasparek anmerkt. Dafür, so ver- 
sichert er, würden die meisten türkischen 
MitarbeiterInnen im Club Natura ganz- 
jährig angestellt, um ihnen ein gesicher- 
tes Einkommen zu garantieren. In den 
Clubs macht man sich seit einigen Jahren 
Gedanken über die Wasserversorgung, 
die in der Türkei mancherorts problema- 
tisch ist: So wurde eine eigene Quelle am 
Bafa-See, dem Standort des Club Natura 
Oliva, für das Trinkwasser angezapft und 


aus Wasserersparnisgründen das Brauch- 
wasser separat aus dem See gezapft. 
Selbstverständlich, erklärt Kasparek, ha- 
ben die Clubanlagen ein durchdachtes 
Abfallkonzept. Zur Vorbereitung bekom- 
men die KundInnen umfassende Infor- 
mationsmaterialien über das Zielgebiet 
inklusive einem Sympathie-Magazin 
"Türkei verstehen" zugesandt. Vorberei- 
tungsseminare für die KundInnen und 
ReiseleiterInnenschulungen werden kei- 
ne durchgeführt, dafür wird jährlich ein 
Treffen abgehalten, bei dem sich Kun- 
dInnen und ReiseleiterInnen austauschen 
können. 

Keines der "Sanften-Tourismus"-An- 
gebote kann so richtig überzeugen: Die 
saubere Umwelt und die sanften Hotels 
sind gute Verkaufsargumente. Bei der 
Anreise ziehen die Veranstalter und die 
Reisenden jedoch meist das Flugzeug den 
umweltfreundlicheren Verkehrsmitteln 
vor. Bei Dr. Koch Reisen, die zumindest 
das Angebot mit dem Zug ihren Kunden 
offeriert hatten, fehlen trotzdem wichtige 
Voraussetzungen, damit auch hier von 
einem sanften Tourismus gesprochen 
werden könnte, der auch sozialverant- 
wortlichen Kriterien genügt. Da z.B. Dr. 
Koch und seiner Frau die Clubs in der 
Türkei gehören, bleibt bei diesen Pau- 
schalangeboten, die Flug, Unterkunft und 
Verpflegung umfassen, der größte Teil 
der Reisekosten in Deutschland und 
kommt nicht den Bereisten zugute. Au- 
Berdem hat die lokale Bevölkerung si- 
cherlich kein Mitspracherecht beim Aus- 
‚bau der Clubs und Gestaltung dieser Rei- 


seangebote. 
Aber wie sagte die profilierte Touris- 
musprofessorin Felizitass Romeiß- 


Stracke in ihrer Generalabrechnung mit 
dem Sanften Tourismus: "Jeder Mensch, 
jeder Urlauber hat eine Seele. Auch die 
Seele der fußkranken Hausfrau aus Böb- 
lingen, selbst wenn sie in Massen auftritt, 
will fliegen." Bei den reichen Mitteleu- 
ropäerInnen ist es eben gerade "in" im 
umweltgerechten Hotel Urlaub zu 
machen. Die TouristInnen können es sich 
leisten, in "Sanften Hotelanlagen” zu 
wohnen, während sich die türkischen Ur- 
lauberInnen in häßlichen Appartement- 
häusern drängen. 

Jürgen Hammelehle 
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Merhaba, Zeitschrift des Vereins Informationsstelle Türkei 
Nr. 3/89, Basel 
Riegler, Elfie: "Von Natur aus höfliche und gutmütige Ein- 
heimische" in "Die Weltwoche” Nr. 46, 15.11.90 
Romeiß-Stracke, Felizitas: "Künftige Entwicklungen der 
Nachfragestrukturen im Tourismus", Vortrag auf der DRV- 
Jahrestagung in Innsbruck, 1991 
Sonntag Aktuell vom 1.12.91 " 
Touristik R.E.P.O.R.T. vom 27.11.90 "Zwischen Anspruch 
und Wirklichkeit" 
Ruhland, Michael: Strukturwandel der Kleinstadt Kas an der 
türkischen Südküste durch den Fremdenverkehr, 
Marburg 1991 
Vorabdruck mit freundlicher Genehmigung aus: 
Gaby Fierz u.a. (Hrsg.): 
Türkei: Ferienland - Fluchtland, 
Rotpunktverlag Zürich 
Erscheinungstermin: April 1992 
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Tourismus 


Literatur zum Thema Tourismus 


“Israel verstehen” 


aß der Durchschnittstourist sich 
D vor Antritt seiner Reise selten aus- 

reichend über Kultur und Gesell- 
schaft seines Reiselandes informiert, daß 
er daher im Umgang mit der Bevölkerung 
vor Ort in der Regel alles falsch macht 
und keine Peinlichkeit ausläßt, das ist 
bekannt und nicht sehrerfreulich. 

Vor diesem Hintergrund sind zunächst 
alle Versuche zu begrüßen, dem Reiseent- 
schlossenen leicht verständliche und 
schnell zugängliche Hintergrundinfor- 
mationen über sein Reiseland an die Hand 
zu geben. Auch die Bemühungen des 
Starnberger Studienkreises für Touris- 
mus, der eine kleine Reihe (“Sympathie- 
Magazin”) herausgibt, deren Einzeltitel 
dem Leser jeweils ein Land nahebringen 
sollen: “Kenya verstehen”, “Ägypten 
verstehen”, “Thailand verstehen” usw. 
heißen die einzelnen Ausgaben. Etwa 25 
Länder sind es bislang, die von Reisein- 
teressierten dank den Bemühungen des 
Starnberger Kreises nun besser verstan- 
den werden können. Seit Frühjahr 1991 
gehört zu diesen Ländern auch Israel. 

Das Vorwort des Herausgebers ver- 
spricht eine solide informierende Bro- 
schüre: Neben dem Alltag der Menschen 
in Israel, der in unserer Medienberichter- 
stattung zukurzkomme, so der Herausge- 
ber, soll auch der Konflikt um die besetz- 
ten Gebiete thematisch einen wichtigen 
Platz in der Broschüre erhalten: “Israel 
und die Israelis besser zu verstehen, 
bedeutet freilich auch die Notwendigkeit, 
die “andere Seite” der Barrikade zu ver- 
stehen - solange jedenfalls, wie das zen- 
trale Problem der besetzten Gebiete und 
der dort lebenden palästinensischen 
Bevölkerung nicht gelöst ist...”. 

Aber wie ist die Umsetzung des schö- 
nen Vorhabens gelungen? Die Broschüre 
umfaßt 38 Kurz-, zum Teil Kleinstbeiträ- 
ge auf insgesamt 51 Seiten. Alle relevan- 
ten Themen werden irgendwo auf diesen 
5l Seiten zumindest einmal kurz 
gestreift, einige davon auch etwas tief- 
schürfender behandelt. Aber thematische 
Vielfalt und versuchte Vollständigkeit 
machen noch keine gute Broschüre. Ins 
Auge springt zunächst der Verzicht auf 
einen irgendwie gearteten Aufbau. Die 
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Kurzbeiträge sind in geradezu wilder Fol- 
ge aneinandergereiht, die niveauvol- 
leren und auch die in die Geschichte 
zurückgehenden Beiträge konzentrieren 
sich eher im hinteren Teil des Bändchens. 

Aber warum? Warum muß am Anfang 
ein informationsarmer Beitrag über Jeru- 
salem plaziert sein, der allenfalls ein tou- 
ristisches Interesse für die Sehenswürdig- 
keiten der Stadt zu wecken vermag? 

Und an zweiter Stelle ein schlechter 
Beitrag über die Geschichte der Besied- 
lung Palästinas und der Einwanderung 
nach der Staatsgründung, der die mit der 
Einwanderung verbundenen Konflikte 
schlicht ausspart? Kein Wort verliert der 
Autor dieses Artikels über die Diskrimi- 
nierung der aus den orientalischen Län- 
dern stammenden jüdischen Neueinwan- 
derer, kein Wort über die Politik, die der- 
zeit mit den Neueinwanderern aus der 
Sowjetunion gemacht wird. Und das 
stärkste Stück gemessen am Anspruch 
des Vorworts, auch die Palästinenser zu 
verstehen: ihre Existenz wird in diesem 
Artikel mit keinem Wort erwähnt. 

Der achte Beitrag ist der erste, der sie 
in seinem Titel führt, genauer ihren Auf- 


stand, die Intifada. Für das “Verstehen” 
der Intifada allerdings reichen die paar 
Zeilen, die der Autor ihr widmet, längst 
nicht aus. Zumal er auch Informationen 
zu ihrer Vorgeschichte, der israelischen 
Besetzung der Westbank und des Gaza- 
streifens und zur folgenden Besatzungs- 
politik einfach wegläßt. 

rst der 22.Beitrag des Heftes (S.30) 
FE: das Thema besetzte Gebiete 

und Besatzungspolitik auf. Zwar 
nicht sonderlich tiefschürfend und auch 
nicht sehr kritisch und längstnicht so aus- 
führlich, wie es dem Vorwort zufolge 
(s.0.) eigentlich hätte geschehen müssen. 
Eine Kostprobe: “Es hat Fälle gegeben, 
in denen Soldaten Kinder verprügelt 
haben, dann wurden die Soldaten 
belangt. Es gibt auch Kommandeure, die 
übernervös und hart reagieren, wenn Inti- 
fada-Aktivisten und vor allem Jugendli- 
che Proben ihres Mutes gegen die ‘Besat- 
zer‘ geben wollen. Arabische Siedlungen 
und Lager wurden abgesperrt, Eltern 
bestraft, Häuser gesprengt. Oberstleut- 
nant Rosenthal weiß: Hartes Durchgrei- 
fen bewirkt wenig. Meist sind schlimmere 
Gewalttaten die Folge. Was das bedeutet, 
wird vor allem im Gazastreifen offenbar. 
Kritische Soldaten - auch hohe Offiziere - 
warnen davor, die Armee könne ‘verro- 
hen’, jasogar eine faschistoide‘ Haltung 
einnehmen. Für Oberstleutnant Rosent- 
hal ist das ‘überall vorstellbar, nicht aber 
im Staate Israel’. Doch zeigt es sich, daß 
nicht die Armee das eigentliche Problem 
darstellt.” Das eigentliche Problem sind 
die Siedler, wie der sich anschließende . 
Abschnitt suggeriert. Die Schuldigen 
sind benannt - und die für die Besatzungs- 
politik verantwortlichen israelischen 
Politiker aus dem Schneider. Fertig. So 
weit und nicht weiter wagt sich das Heft- 
chen also in Sachen “die israelische 
Besatzungspolitik verstehen” vor. 

Aber leider nicht nur bei diesem The- 
ma schrecken die Herausgeber vor einer 
kritischen Auseinandersetzung zurück. 
Auch die Beiträge zur Struktur und den 
Institutionen der israelischen Gesell- 
schaft sind ausgesprochen konfliktscheu. 
Zum Beispiel der über die israelische Bil- 
dungspolitik. Da soll die LeserIn zu- 


nächst einmal erfahren, daß in Israel im 
Weltmaßstab pro Kopf der Bevölkerung 
am meisten Bücher veröffentlicht und 
gelesen werden und daß “der Bücherbe- 
stand an den sieben Univer- 
sitäten”...” gewaltig ist”(S.24). Es folgen 
einige Daten zum Schulsystem, zur 
Schulpflicht, zur Vorschulbildung und 
schließlich fällt die Information, daß in 
Israel eine vergleichsweise hohe Zahl an 
jungen Menschen studiert. Aber was soll 
eine solche Information, zumal wenn sie 
deratig isoliert im Raume steht? Ist es für 
das “Verstehen der israelischen Gesell- 
schaft” nicht viel wichtiger zu erwähnen, 
daß für junge Israelis je nach Herkunft die 
Chancen, bis zum Studium zu gelangen, 
sehr ungleich verteilt sind? Daß z.B. die 
Bevölkerungsgruppen der Sephardim 
(orientalische Juden spanischer Her- 
kunft) und der Orientalen imengeren Sin- 
ne - in israelischen Statistiken die A/A- 
Gruppe (Afrika/Asien) genannt - an den 
Hochschulen immer noch unterrepräsen- 
tiert sind? Und noch mehr die nicht-jüdi- 
schen Staatsbürger Israels, die Araber? . 

Daß für einen Deutschen die Zusam- 
menstellung einer Broschüre zu Israel 
eine gewisse Sensibilität verlangt, ist kei- 
ne Frage. Wenn aber an die Stelle von 
Sensibilität ein selbstauferlegtes Kri- 
tikverbot tritt, dann kann einfach nichts 
Sinnvolles herauskommen. Jedenfalls 
haben die Herausgeber der Broschüre mit 
ihrer verkürzten Darstellung einiger Din- 
ge und mit ihrer Aussparung der heiklen 
Themen sich einen Bärendienst erwiesen. 
Einem besseren “Verstehen” der israeli- 
schen Gesellschaft dient die Broschüre 
wohlnur in Maßen. 

Erfreulicherweise sind jedoch nicht 
ausnahmslos alle Beiträge aus demselben 
Holz geschnitzt. Gerade im hinteren Teil 
der Broschüre stößt man vereinzelt auf 
Artikelchen, die etwas solider informie- 
ren, wiewohl auch sie durchweg zuknapp 
sind. Da ist zum Beispiel der Beitrag über 
die israelische Gegenwartsliteratur. Und 
gleich ihm nebenangestellt ein längerer 
Auszug aus David Grossmanns 1982 
geschriebenen Roman “Das Lächeln des 
Lammes” (deutsche Erstausgabe 1988). 
Der Abdruck dieses Originaltextes - es 
handelt sich um den Romananfang - war 
eine der wirklich guten Ideen der Heraus- 
geber. Sollte sich nämlich der eine oder 
andere Leser entschließen, das Buch zu 
kaufen und zu lesen, dann hat die Bro- 
schüre dem Verstehen Israels doch einen 
Dienst erwiesen. Nach der Lektüre des 
Romans, der die psychologische Dimen- 
sion der Besatzungspolitik offenlegt, hat 
der Interessierte garantiert mehr vom 
gegenwärtigen Israel verstanden als nach 
ausgiebiger Zeitungslektüre. isar 


Israel verstehen 

Sympathie Magazin Nr. 22 
Starnberg, 1991 

Bezug: Studienkreis für Tourismus 
e.V., Dampfschiffstr. 2, 8130 Starn- 
berg 


Tourismus 


Monika Jäggi, Beat Stauffer: Grün 
und Integriert - Wie in Tunesien Natur- 
landschaften für den Luxustourismus 
zerstört werden. 

Das Tunesische Tourismuskonzept für 
die 90er Jahre setzt neben Diversifikation 
destouristischen Angebotes vor allem auf 
einen “integrierten Tourismus”. Daß es 
sich bei diesem Begriff lediglich um 
schwammige Rhetorik handelt, wird 
beim Lesen dieses Buches deutlich. Ana- 
lysiert werden vor allem die ökologischen 
Auswirkungen des Tourismus anhand 
von zwei Fallbeispielen in klimatisch und 
kulturlandschaftlich unterschiedlichen 
Gebieten. So wird zunächst der ökolo- 
gisch besonders empfindliche Raum 
einer Wüstenoase am Beispiel von Douz 
untersucht. Im Vordergrund steht hier die 
Frage, wie sich der Tourismusausbau auf 
die Nutzung der Ressource Wasser und 
auf die daraus entstehenden Konflikte 
auswirkt. Im zweiten Teil geht es um die 
Küstenstadt Tabarka und die vielfältigen 
Umwelteingriffe, die hier durch den Tou- 
rismus verursacht werden. 


Rotpunktverlag, Zürich, 1990; 154 Sei-- 


ten, DM 15.- 


Klaus Euler (Hrsg.): “Eingeborene” - 
ausgebucht. Ökologische Zerstörung 
durch Tourismus 

In einer Vielzahl von Artikeln werden 
ökologische und soziokulturelle Auswir- 
kungen verschiedenster Tourismusfor- 
men analysiert. Die AutorInnen schrei- 
ben über “Ethno-Tourismus” zu mög- 
lichst fremdartigen Kulturen und die Aus- 
wirkungen derartiger interkultureller 
Kurzkontakte, über Trekkingtourismusin 
Nepal, Prostitutionstourismus u.S.W. 
Aber auch der Tourismus in Industrielän- 
dern wird behandelt. In der Lüneburger 
Heide soll gegen den Widerstand der dort 
lebenden Menschen ein Freizeitpark ent- 
stehen, in den Alpen schreitet die 
Umweltzerstörung durch den Skitouris- 
mus trotz vieler Erkenntnisse und einiger 
Bemühungen ungebremst fort. Zum 
Schluß werden die Konzepte verschiede- 
ner Reiseveranstalter, die sich um einen 
umweltverträglichen Tourismus bemü- 
hen, vorgestellt undkritisiert. 

Focus Verlag, Gießen, 1989; 202 Seiten, 
DM 29.80 


Klemens Ludwig, Michael Has, Marti- 
na Neuer: Der neue Tourismus 

- Rücksicht auf Land und Leute 

In ihrem 1990 erschienenen Buch zeigen 
die Herausgeber neue Tendenzen vorwie- 
gend im Dritte-Welt-Tourismus auf. 
Zwar ist der Untertitel etwas irreführend, 
weil Rücksicht aufLand und Leute Kenn- 
zeichen eines neuen Tourismus sein soll- 
te, aber es noch nicht ist, wenn man das 
Fazit der meisten der AutorInnen von 
“Der neue Tourismus” ernst nimmt. 
Umfassend werden in den einzelnen 
Beiträgen, die in vieler Hinsicht negati- 
ven Auswirkungen auch von angeblich 
sanften Formen des “neuen Tourismus” 


herausgearbeitet. Das Buch gliedert sich 
in zwei Teile. Zunächst werden allgemei- 
ne Motive für Reisen, Dimensionen und 
Expansion des Tourismus sowie Proble- 
me des Ferntourismus dargestellt. Der 
zweite Teil besteht aus Fallbeispielen. 
Z.B. bewegt sich Klemens Ludwig “auf 
den Spuren der ‘letzten Wilden’", um die 
massiven Auswirkungen einer kleinen 
Klientel, der Abenteuertouristen, zu 
beschreiben. Die meisten der Artikel ent- 
halten Länderbeispiele aus dem Dritte- 
Welt-Tourismus (Goa/lndien, Senegal, 
Bhutan, Tibet, Hawaii und Südafrika). 
Ein immer noch aktuelles Buch. 

Verlag C.H.Beck, München 1990, 170 
Seiten, DM 19,80 


Gaby Fierz u.a. (Hrsg.) 
Türkei: Ferienland - Fluchtland 

Die Türkei ist Reiseparadies und Feri- 
entraum für die einen und bedeutet politi- 
sche Verfolgung und Foltertrauma für die 
anderen. 

Seit dem Militärputsch vom 12. Sep- 
tember 1980 sahen sich Tausende 
gezwungen, in den westlichen Industrie- 
staaten um Asyl nachzusuchen. Trotz 
Rückkehr zu einer zivilen Regierung 
1983 gehören Folter und Menschen- 
rechtsverletzungen zur Tagesordnung. 
Trotz "Wirtschaftswunder" hat sich die 
ökonomische Situation der türkischen 
und kurdischen Bevölkerung drastisch 
verschlechtert. Die Antwort des Westens 
ist eine Verschärfung der Asyl- und 
Flüchtlingspolitik - bis zur vollständigen 
Aushöhlung des Asylrechts. Die Verant- 
wortlichen begründen diese Maßnahmen 
mit dem zunehmenden Fremdenhaß und 
Rassismus. 

Im gleichen Zeitraum, ebenfalls seit 
Beginn der 80er Jahre hat die Zahl der in 
umgekehrter Richtung Reisenden auf 
Geheiß des IWF boomartig zugenom- 
men. 

Wie hängen diese beiden vordergrün- 
dig getrennt verlaufenden Entwicklun- 
gen zusammen? 

Damit befassen sich die Beiträge des 
vorliegenden Buches. Es wird der Frage 
nach der wirtschaftlichen und politischen 
Bedeutung des Tourismus nachgegan- 
gen. Ein anderer Beitrag skizziertdie Rol- . 
le der Türkei als Frontstaat innerhalb der 
sogenannten Neuen Weltordnung und 
mögliche innen- und wirtschaftspoliti- 
sche Konsequenzen. In welchem Ausmaß 
sind schweizerische und bundesdeutsche 
Gelderund Know How an der Tourismus- 
entwicklung beteiligt? Wie sehen die 
Arbeitsbedingungen und die gewerk- 
schaftliche Organisation in den touristi- 
schen Beschäftigungsverhältnissen aus? 
Welchen Einfluß haben der Tourismus im 
allgemeinen und insbesondere die Reisen 
nach Türkisch-Kurdistan auf die Politik 
dertürkischen Regierung gegenüber Kur- 
distan? - sind die Fragen weiterer Aufsät- 
ze. Rotpunktverlag Zürich, 
Erscheinungstermin: April1992, 

150 Seiten, DM/Sfr. 15,- 
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Tourismus 


bücher + materialien 92 
informationszentrum 


dritte welt 


postfach 5328 7800 Freiburg tel0761/74003 
Tourismus contra 
O O = Menschenrechte 


jr Dei 


Dokumentation der 
Veranstaltung am 5.3.91 
im ICC Berlin 


Enthält alle Beiträge der Podiums- 
diskussion, zusätzliche Länderbei- 
spiele und grundsätzliche Stellung- 
nahmen zur Frage eines sözialver- 
träglichen Tourismus. In einem 
Anhang werden verschiedene Boy- 
kottaufrufe, Menschenrechtserklä- 
rungen und Resolutionen zum The- 
ma dokumentiert. 


Bildungswerk für Demokratie 


Bildungswerk für Demokratie und 
Umweltschutz 


Tourismus Prostitution Aids 
Dokumentation der Veranstaltung am 6.3.% 
auf der ITB in Berlin 

1990, 40 S. A5 Unkostenbeitrag DM 3,50 


1991, 608. A5 


portofrei 


"Klar, schön war’s, aber..." 

Tourismus in die Dritte Welt 

:URLAUB: Wir hungern: nach Sonne und Sorglosigkeit. Wir 
'reisen, doch es reisen die Satten. Wir suchen Erholung in 
fremden Ländern, Entspannung und Abenteuer. Wir suchen 
‘Linderung für die Wunden der Industriegesellschaft und 
produzieren eine neue gesellschaftliche Krankheit: TOURIS- 
;MUS. Kulturen und Konsumgewohnheiten prallen unver- 
|standen aufeinander, Auch wer reist, um Probleme zu be- 
greifen, greift unausweichlich in die traditionellen Lebens- 
gewohnheiten fremder Gesellschaften ein. 

Dieses Buch wendet sich an alle, die reisen. Es will auf- 
klären über den Selbstbetrug des Einzelnen, der für die 
verhängnisvollen Folgen des Massentourismus die Verant- 
wortung nur außerhalb seines Glashauses sucht. 

Zweite, überarbeitete Auflage 1986, 208 S. DM 12,80 


Mechtild Maurer: 

' Tourismus Prostitution Aids 

: Strukturen und Hintergründe der Prostitution - Sextourismus 
;und Aids - Situation der im Sexbusiness tätigen Frauen und 
Kinder - Die Sextouristen - Das Geschäft der Reisebranche 
mit dem Sex. 

Rotpunktverlag 1991, 150 S. DM/sfr. 15.- 


| Merhaba Nr.3 (Zeitschrift über die Emigration 
aus der Türkei) 
Schwerpunkt Türkei-Tourismus 
1990, 32 S. A4 DM 4,80 
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und Umweltschutz (Hg.) 


Einzelpreis 5.- DM 
ab fünf Exemplare 4.- DM 
ab zehn Exemplare 3.- DM und 


FJIFIZNVY 


Einige Adressen 
Tourismuskritischer Gruppen 


ARA 

AntiRassistischer Arbeitskreis 
c/oLudmilla Tüting 
Mittenwalder Straße 7 

D-1000 Berlin 61 

Tel. 030/6916885 


arbeitskreis tourismus und entwicklung 
Missionsstraße 21 

4003 Basel 

Tel. 061/254742 


BUND 

Bund für Umwelt- und Naturschutz 
Deutschlande.V. 

Im Rheingarten 7 

5300 Bonn-Beul 

Tel.: 0228/40097-0 


——AUSSTELLUNG 


ÜBER DIE FOLGEN" 
DES - 


FERNREISENS 
AM BEISPIEL — 


"Sonne, Sand 

und etwas mehr" 
Ausstellung über die Folgen des 
Fernreisens am Beispiel Goa, 
Indien. (aktualisiert 12/91) 


nter diesem Titel wurde von der Arbeitsge- 

meinschaft INKOMBE _ (Interkulturelle 
Kommunikation und Beratung/Hohenheim) in 
Zusammenarbeit mit ZEB (Zentrum für entwick- 
lungsbezogene Bildung/Stuttgart) eine Wander- 
ausstellung erstellt, die die negativen Auswirkun- 
gen des Tourismus in die sogenannte Dritte Welt 
anhandeines Beispiels aufzeigt. 

arum gerade Goa als Beispiel? In Goa wur- 
de das inzwischen schon fast geflügelte 

Wort "des Aufstandes der Bereisten" geprägt. 
Hier organisierte sich die Bevölkerung in der 
"Armee der erwachten Goaner" (Jagrut Goenka- 
rachi Fouz, JGF), die sich gegen die ökologische, 
sozioökonomishe und kulturelle Zerstörung ihres 
Landes durch den Ausbau des Luxus- und Char- 
tertourismus wehrt. 
Information und 
Ausleihmöglichkeit: 
AGINKOMBE 
A. Kümmel, L. Callenius, Reicheneckerstr. 33 
7410 Reutlingen-Sondefingen 


Ecumenical Coalition on Third World Tourism 
(ECTWT) 

55/173-174 Muban Saranrom 2 

Soi Nuanchan, Sukhaphiban 1 Road Klong Gum, 
Bangkapi 

Bangkok 10230, Thailand 

Tel. 510-7287 

Postadresse: P.O.Box 24, Chorakhebua, 

Bangkok 10230, Thailand 


FIF 

Forschungsinstitut für Freizeit 
und Tourismus 

Universität Bern 
Monbijoustraße 29 

CH-3011 Bern 
Tel.031/653711 


Gesellschaft fürbedrohte Völker 
Groner Straße 40 

3400 Göttingen 

Tel. 0531/55822/23 


Tourismus 


GRUPPE NEUES REISEN e.V. 
c/o Marion Nowakowski 
Postfach 1322 

Hauptstraße 259 

5340 Bad Honnef 


NFYIAN/IFN 
Generalsekretariat 
Diefenbachgasse 36 
A-1150 Wien 

Tel. 0222/859751/52 


ÖIE 

Österreichischer Informationsdienst für 
Entwicklungspolitik 

Tuchlauben 8/16 

A-1010 Wien 

Tel. 0222/633755-0 


Studienkreis für Tourismus e.V. 
Dampfschiffstr. 2 

8130 Starnberg 

Tel. 08151/3089 


Als die Touristen einflogen... 


Der Finanzminister sprach 
"Die Wirtschaft wird angekurbelt 
die Dollars werden fließen." 


Der Innenminister sprach 
"Das heißt vielfältige 
Beschäftigungen für 
alle Eingeborenen." 


Der Kultusminister sprach 
"Das wird unser Leben bereichern. 
der Kontakt mit anderen Kulturen 
verbessert sicherlich 
die Lebensqualität.” 


Der Hılton-Manager sprach 
"Wir werden für Euch 
ein zweites Paradieserschaffen; 
Für Euch istdas der Morgen 
einesruhmreichen Neubeginns!" 


Als die Touristen kamen 
verwandelte sich unser Inselvolk 
ineinen grotesken Narrenzug 
-ein zweiwöchiges Vorprogramm 


Alsdie Touristen kamen 
legten unsere Männer 
ihre Fischernetze weg, 
um zu Kellnern zu werden 
unsere Frauen zu Huren 


Als die Touristen kamen 
flog unsere alte Kultur 


zum Fenster hinausund 
wirtauschten unsere Bräuche 
gegen Sonnenbrillen und Pop 
aus heiligen Zeremonien 
wurden billige Peep-Shows 
gemacht 


Als die Touristen kamen 
verknappte sich unser Essen 
gingendie Preisehoch 
gegenüber denniedrigen Löhnen 


Alsdie Touristenkamen 
konnten wirnichtmehrhinunter 
anunsere Strände gehen 
der Hoteldirektor sagte 
"Wilde verschändelnden Strand" 


Alsdie Touristenkamen 
"wurden Hunger und Elend 
bewahrt als bedrohtes 
historisches Bild 
=ein schicker Schandfleck! - 
für dieklickenden Kameras 


Alsdie Touristenkamen 
wurden wir aufgefordert 
"Bürgersteig-Botschafter” zusein 
stetslächelnd und höflich 
ihn immer zu führen 
den"verirrten" Gast... 
Teufel, könnten wir ihnennur 
sagen, 
wohin wir siewirklich wünschen! 


Aus: Cecil Rajendra, Zerhrochene Träume, Horlemann Verlag, Bad Honnef. 
"Alsdie Touristen einflogen'" ist die Neufassung seines bekannten Gedichtes 


® Alsdie Touristen kamen." 


TEN 

Third World Tourism European Ecomenical 
Network 

c/o Zentrum für Entwicklungsbezogene Bildung 
Postfach 100340 

7022 Leinfelden-Echterdingen 


ZEB 

Fachstelle Ferntourismus 
Nikolaus-Otto-Str. 13 
Postfach 100340 

7022 Leinfelden-Echterdingen 
Tel.0711/7008-281/282/283 


Eine Broschüre mit Selbstdarstellungen der ein- 
zelnen Tourismuskritischen Gruppen kann 
gegen 3,- DM in Briefmarken bei der Aktion Drit- 
te Welt, Postfach 5328, 7800 Freiburg, bestellt 
werden. 


Tourismus und 
Menschenrechte 


Vorläufiges Rahmenprogramm der AG 
Tourismus mit Einsicht auf der 
Internationalen Tourismus Börse in 
Berlin, Messegelände 
Stand: 9.1.92 
Samstag 7.3.92, 11.00 Uhr Am Stand 6, 
Halle 2: Pressekonferenz der AG Touris- 
mus mit Einsicht, danach Eröffnung der 

Ausstellung mitu. vonM. Friedel. 


Sonntag 8.3.92, 14.00 bis 16.00 Uhr, Palais 
am Funkturm: Eine Geschichte vom touri- 
stischen Ausbau und dessen Auswirkun- 
gen auf einen Delphin. Mit anschließen- 
der Diskussion. 


Montag 9.3.92, 10.00 bis 12.00 Uhr, Palais 
am Funkturm: Sonderveranstaltung des 
Bund für Umwelt und Naturschutz: 
Umweltengagement im Hotelwesen 


14.00 bis 16.00 Uhr, Palais am Funkturm: 
Tourismus und Menschenrechte. Kein 
Thema für dieBranche 


Mittwoch, 11.3.92, 10.30 Uhr, Am Stand 6, 
Halle 2: Journalisten-Rundgang 


14.00 bis 16.00 Uhr, Palais am Funkturm: 
Sonderveranstaltung der AG Tourismus 
mit Einsicht: Das Ende des Sanften Tou- 
rismus. Ein Streitgespräch zwischen 
Prof. Dr. Felizitas Romeiß-Stracke und 
Prof. Dr. Jost Krippendorf 


Mittwoch, 11.3.92, 14.00 bis 16.00 Uhr,. 
Palais Am Funkturm: Jenseits von Hula- 
Hula und exotischen Stränden. Augen- 
zeugen berichten über Auswirkungen 
des Tourismus am Beispiel von Hawaii 
(Caleo Patterson) und Malaysia (Cecil 
Rajendra). 


Donnerstag 12.3.92, 19.30 Uhr, Haus der 
Kulturen der Welt, Berlin: 

Veranstaltung mit Cecil Rajendra 
(Malaysia; Gedichte und Lesung. 


Alle Veranstaltungen sind öffentlich. 
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Jemens Weg 
in die Vereinigung 


Im Juni 1990 schlossen sich die Ara- 
bische Republik Jemen (Nordje- 
men) und die Demokratische Volks- 
republik Jemen (Südjemen) zur 
Republik Jemen zusammen. Diese 
Vereinigung entsprach zweifelsoh- 
ne dem Wunsch breiter Bevölke- 
rungskreise in beiden Ländern. Für 
viele Beobachter kam der Zusam- 
menschluß dennoch überraschend, 
denn die Gesellschaftssysteme in 
beiden Jemen waren diametral ent- 
gegengesetzt: Dem traditionellen 
System im Nordjemen stand das 
marxistische Experiment im Südje- 
men gegenüber, das mit der Vereini- 
gung als gescheitert betrachtet wer- 
den muß. Im folgenden sollen die 
Hintergründe dieses Scheiterns, der 
Weg beider Jemen zur Vereinigung 
und die vielfältigen Probleme, vor 
denen der vereinigte Jemen heute 
steht, untersucht werden, wobeiein 
Blick in die Geschichte des Jemen 
das Verständnis für die heutigen 
Probleme erleichtern soll. 


er Südwesten der Arabischen 
Di - das Gebiet des heuti- 
gen Jemen - trug bei den antiken 
römischen Autoren den Namen Arabia 
felix: das glückliche Arabien. Dies sicher 
nicht zu Unrecht, denn vor allem mit dem 
Export von Weihrauch in die gesamte 
damals bekannte Welt gelangten die anti- 
ken südarabischen Reiche zu großem 
Reichtum. Zugleich sorgte ein ausgeklü- 
geltes Bewässerungssystem mit monu- 
mentalen Dammbauten für reiche Ernten. 
Wenn dennoch der Jemen heute zu den 
ärmsten Ländern der Erde zählt, stelltsich 
die Frage nach den Gründen für diesen 
Niedergang. 
Zwei entscheidende Gründe sind zu 
nennen: 

1. Südarabiens Wohlergehen war stets 
aufs engste mit dem Fernhandel ver- 
knüpft. Der Jemen war einerseits das Her- 
Kunftsland des Weihrauchs und in späte- 


46 blätter des iz3w, Nr. 179, Februar 1992 


Mocha am Roten Meer, einst eine blühende Stadt (Stich aus dem 17. Ihd., Antwerpen) 


aus: Jemen, Hg.v. W.Daum, Pinguin und Umschauverlag, 1987 


rer Zeit dann des Kaffees, andererseits 
waren seine am indischen Ozean gelege- 
nen Häfen wichtige Umschlagplätze zwi- 
schen Afrika, Asien und dem Mittelmeer. 
Im 14. Jahrhundert berichtete der arabi- 
sche Weltreisende Ibn Battuta über die 
Hafenstadt Aden: "Es leben dort indische 
genauso wie ägyptische Händler. Seine 
Einwohner sind entweder Händler, 
Frachtträger oder Fischer. Einige der 
Händler sind immens reich..."' Doch die- 
ser Reichtum hing stets davon ab, wie sich 
die Haupthandelsströme zwischen Afri- 
ka, Asien und Europa verschoben und 
welches Interesse an den im Jemen selbst 
erzeugten Waren bestand. 

Weihrauch war in der antiken Weltein 
unentbehrliches Beiwerk religiöser Zere- 
monien, verlor aber im Laufe der Jahr- 
hunderte immer mehr an Bedeutung. Eine 
ähnlich bedeutsame Einnahmequelle 
ergab sich jedoch aus dem Verkauf von 


Kaffeebohnen, die sich zunächst im 
Osmanischen Reich, später dann auch in 
Europa wachsender Beliebtheit erfreu- 
ten. Doch die Kaffeepflanze, zunächst 
nur im Jemen und in Äthiopien heimisch, 
wurde von europäischen Kolonialherren 
in Afrika und Südamerikain großen Plan- 
tagen angebaut, gegen die die jemeniti- 
sche Kaffeeproduktion nicht konkurrenz- 
fähig war. 

Ähnliches gilt für Aden, den wichtig- 
sten jemenitischen Hafen. Die Entwick- 
lung der Schiffahrtstechnik und die 
zunehmende Dominanz Europas auf dem 
Weltmarkt ließen diesen Hafen zunächst 
an Bedeutung verlieren. Dies änderte 
sich, als 1869 der Suezkanal eröffnet wur- 
de, denn nunmehr war Aden, das Großbri- 
tannien sich 1839 als Kolonie einverleibt 
hatte, eine willkommene Zwischenstati- 
on für Schiffe auf dem Weg nach Indien 
und Ostafrika. Doch mit der abnehmen- 


den Bedeutung dieser Handelswege für 
Europa und der Entdeckung von Erdöl ın 
anderen Ländern der Region verlor Aden 
wieder an Attraktivität. 

2. Entsprechend der Dynamik des 
Fernhandels erlebte auch die Binnenöko- 
nomie Südarabiens sehr unterschiedliche 
Phasen. Die altsüdarabischen Reiche 
(Saba, Ma'in, Qataban u.a.), die im ersten 
Jahrtausend v.Chr. ihre große Blütezeit 
durch den Handel mit Weihrauch und 
Myrrhe erlebten, müssen wir uns als 
blühende Agrarlandschaften vorstellen. 
Weite Teile der Region, die heute vom 
Sand der Rub-al-Khali-Wüste bedeckt 
sind, waren damals dank künstlicher 
Bewässerung fruchtbar. Doch ungünstige 
Klimaveränderungen und Faktoren wie 
eine zunehmende Erosion in den Gebirgs- 
tälern durch massiven Holzeinschlag 
ließen das der Natur abgerungene ökolo- 
gische Gleichgewicht labil werden. 
Mehrfach berichten antike Quellen von 
Staudammbrüchen (so auch der Koran in 
Sure 34,15f). Solange es starke und zen- 
tralisiert geführte Reiche in der Region 
gab, die ihren Wohlstand und ihre Stabi- 
lität auf einen prosperierenden Fernhan- 
del stützen konnten, war ein Dammbruch 
zwar jeweils eine Katastrophe, doch 
ließen sich die Schäden beheben. Mitdem 
Niedergang des Fernhandels gegen Ende 
der vorislamischen Zeit, ergab sich 
jedoch eine neue Situation: "Der Bau der- 
artiger Großanlagen überstieg das Ver- 
mögen einzelner Sippen, er bedurfte einer 
straffen, zentral gelenkten staatlichen 
Organisation, die im Notfall - wie das 
Beispiel Ma’'rib von 449 n.Chr. zeigt, 
20 000 Mann zur Reparatur aufrufen und 
befehligen konnte. Diese übergeordnete 
Macht fehlte in der feingliedrigen Stam- 
messtruktur der gesamten islamischen 
Periode, so daß keine großräumige 
Bewässerung mehr betrieben werden 
konnte..." 

Mit dem Ende der großräumigen 
Bewässerung ergab sich auch eine grund- 
legende Verschiebung der Wirtschaftsge- 
biete innerhalb des Jemen: Die weitausla- 
denden Bewässerungsgebiete im Osten 


j 


Jemen 


des jemenitischen Gebirges versandeten; 
statt dessen wurde am steilen Westabhang 
des Gebirges hinunter bis ans Rote Meer 
ein kleinräumiges Terrassenbewirtschaf- 
tungssystem der Natur abgerungen, auf 
dem insbesondere auch der Kaffeeanbau 
betrieben wurde, bis auch dieser unter 
dem Konkurrenzdruck der großen Kaf- 
feeplantagen Afrikas und Südamerikas 
an Bedeutung verlor. 


Die Vorgeschichte des 
modernen Jemen 


Den Zusammenschluß der beiden 
Jemen im Juni 1990 als Wiedervereini- 
gung zu bezeichen, ist problematisch. 
Zwar gab es seit langem ein weitverbrei- 
tetes Zusammengehörigkeitsgefühl der 
Jemeniten, doch erst mit dem jüngsten 
Zusammenschluß entstand zum ersten 
Mal in der Geschichte dieser Region ein 


einheitlicher jemenitischer Staat. In 


vorislamischer Zeit gab es stets heftig 
konkurrierende, straff organisierte Rei- 
che, in islamischer Zeit eine lange fort- 
währende Zersplitterung entlang tribaler 
Strukturen. 

Die Wurzeln der Zweiteilung in einen 
nördlichen und einen südlichen Jemen 
liegen einerseits in der zweimaligen 
Eroberung von Teilen Südarabiens durch 
das Osmanische Reich (1538-1635 und 
1872-1919) begründet, andererseits führ- 
te die Islamisierung Südarabiens zu einer 
religiösen Zweiteilung: Während die 
Stämme des Nordens Anhänger des zaidi- 
tischen Islam (einer Form der Schia) wur- 
den, die ım zaiditischen Imam ein 
gemeinsames und einigendes weltliches 
und religiöses Oberhaupt hatten, bekann- 
ten sich die Bewohner des Südens zur 
shafiitischen Rechtsschule der Sunna. Im 
Gegensatz zur einigenden Kraft des nörd- 
lichen Imamats zersplitterte sich der 
Süden in eine Vielzahl von Sultanaten 
und Emiraten, die sich häufig befehdeten 
und bekämpften. 

Im Jahr 1839 dann gerieten die Sulta- 
nate und Emirate unter das Protektorat 
Großbritanniens; die Hafenstadt Aden 
wurde britische Kolonie. Die neue Kolo- 
nialmacht machte sich die verschiedenen 
Emirate und Sultanate nach der Maxime 
des "Teile und Herrsche' gefügig und legte 
damit den Grundstein für die Zweiteilung 
des Jemen. Zementiert wurde diese Zwei- 
teilung, als 1872 das Osmanische Reich 
zum zweiten Mal den nördlichen Jemen 
eroberte. 

Mit dem Untergang des Osmanischen 
Reiches im Zuge des Ersten Weltkrieges 
begann für den Nordjemen eine Phase der 
Abschottung, während im Süden die bri- 
tische Kolonialherrschaft einerseits neue 
Ideen ins Land brachte, andererseits tra- 
dierte und überlebte Strukturen aus 
machtpolitischen Interessen zementierte. 

Dennoch war es zunächst der Norden, 
der von der Aufbruchbewegung in Arabi- 


en erfaßt wurde, die durch Nassers 
Umsturz in Agypten und dem Sieg Alge- 
riens im Befreiungskampf gegen Frank- 
reich (1962) geprägt war. 1962 wurde der 
Imam gestürzt, und ein achtjähriger, blu- 
tiger Bürgerkrieg zwischen Anhängern 
des Imamats und seinen republikanischen 
Gegnern entbrannte. Der Bürgerkrieg 
endete mit einem Patt, das sich auch in der 
Verfassung von 1970 niederschlug: einer- 
seits legte sie den Grundstein füreine vor- 
sichtige Offnung des Nordjemen zur 
westlichen Welt, andererseits schrieb sie 
fest, daß das islamische Recht Grundlage 
aller Gesetze zuseinhabe. Außerdem ent- 
hielt die Verfassung eine Verpflichtung, 
die Vereinigung beider Jemen anzustre- 
ben. 

Zunächst einmal stand einer Einlösung 
dieser Verpflichtung entscheidend entge- 
gen, daß die politische Entwicklung in 
Südjemen sich diametral von jener des 
Nordens unterschied, denn im Süden war 
1967 mit der Unabhängigkeit die 'Natio- 
nale Befreiungsfront’ (NLF) an die Macht 
gelangt. Es war die Dynamik und letztlich 
das Scheitern des von der NLF durchge- 
führten einzigen 'marxistischen Experi- 
ments’ in der arabischen Welt, das den 
Fortgang der beiderseitigen Einigungs- 
bestrebungen bestimmte. Während sich 
im Norden auf der politischen Ebene im 
Zeitraum 1970-1990 nichts Umwälzen- 
des tat, wurde der Süden grundlegend 
umgestaltet und erlebte ein Wechselbad 
von Machtkämpfen bis hin zum blutigen 
Bürgerkrieg 1986. Deshalb soll im fol- 
genden diese Entwicklung und ihre Hin- 
tergründe genauerbeschrieben werden. 


Südjemens marxistisches 
Experiment 


Bereits einige Jahre vor der Unabhän- 
gigkeit des Südjemen (1967) hatte die bri- 
tische Kolonialmacht den Entschluß 
gefaßt, auflängere Sicht den Südjemen in 
die Unabhängigkeit zu entlassen. 


Ansprechpartner für Verhandlungen über 
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einen geordneten Rückzug Großbritanni- 
ens war insbesondere die FLOSY (Front 
ofthe Liberation ofthe South Yemen), die 
in Aden die führende politische Kraft auf 
jemenitischer Seite war und ihrerseits 
ebenfalls auf eine Verhandlungslösung 
setzte. Diese Verhandlungsbereitschaft 
unterschied die FLOSY von der NLF, die 
‘- vor allem im ländlichen Hinterland ope- 
rierend - sich für den bewaffneten Kampf 
gegen die Kolonialmacht entschieden 
hatte. Ganz im Gegensatz zu den briti- 
schen Erwartungen war es nicht die FLO- 
SY, sondern die NLF, die mit der Unab- 
hängigkeit an die Macht gelangte. Mit ihr 
übernahm eine Befreiungsbewegung die 
Führung des Landes, die seit ihrer Grün- 
dung 1963 gerade vier Jahre Zeit gehabt 
hatte, sich ein auf Erfahrungen gestütztes 
Selbstverständnis und eine klare Zielset- 
zung zu geben. Zwar gab es beim Macht- 
antrittder NLF deren 'Nationalcharta’ von 
1965, doch schrieb diese nur einen Mini- 
malkonsens fest, der darin bestand, daß 
durch den bewaffneten Kampf die Unab- 
hängigkeit des Landes erreicht werden 
sollte. Zugleich legte sich die National- 
charta weder auf einen kapitalistischen, 
noch auf einen ausdrücklich sozialisti- 
schen Weg der weiteren Entwicklung 
nach der Unabhängigkeit fest. "Damit 
hatte eine Befreiungsbewegung die 
Macht errungen, ohne daß Einigkeit dar- 
über bestanden hätte, mit welcher Ziel- 
setzung diese Macht zu gebrauchen sei."? 


Wie drastisch sich aus dieser Unerfah- 
renheit der NLF-Elite Probleme ergeben 
konnten, sei hier an einem eher formalen 
Aspekt illustriert, nämlich der Alters- 
struktur innerhalb der NLF-Elite. Mit der 
Machtübernahme wurde Qahtan as-Sa’bi, 
einer der moderateren NLF-Führer, zum 
Staatspräsidenten ernannt. Grund für die 
Ernennung as Sa’bis war jedoch keines- 
wegs eine allgemein anerkannte 
Führungskompetenz, sondern der simple 
Umstand, daß er in der NLF-Elite als ein- 
ziger über 40 Jahre alt war, und man der 
internationalen Öffentlichkeit eine 
'gesetzte Persönlichkeit’ als Staatspräsi- 
dent präsentieren wollte. 

Als im ersten großen Machtkampf 
innerhalb der Führungselite 1969 die lin- 
ke Fraktion siegte, gelangten zwei ganz 
junge Politiker ins Kabinett: Der neue 
Innenminister war 25 Jahre, der Chef des 
Justizdepartements gerade 22 Jahre alt. 


Die ökonomischen Probleme 


So reich einst das antike Arabia felix 
war, so groß sind heute die wirtschaftli- 
chen Probleme der Region. Sowohl die 
Ressourcen, über die der Südjemen ver- 
fügt, wie auch die Startbedingungen nach 
der Unabhängigkeit waren denkbar 
ungünstig. Als Großbritannien mit der 
FLOSY über die Entlassung des Südje- 
men in die Unabhängigkeit verhandelt 
hatte, war die Kolonialmacht bereit, auch 
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nach der Unabhängigkeit zunächst noch 
weitere Unterstützungszahlungen zu lei- 
sten. Doch als die NLF wider Erwarten 
die Macht übernahm, fühlte sich Großbri- 
tannien an diese Zusagen nicht mehr 
gebunden. Hinzu kam einige Monate 
nach der Unabhängigkeit die Schließung 
des Suez-Kanals als Folge des israelisch- 
arabischen Krieges. War bislang die pros- 
perierende Ökonomie Adens das wirt- 
schaftliche Rückgrat des Südjemen 
gewesen, gingen damit auch die Einnah- 
men aus dem Hafenbetrieb drastisch 
zurück. Angesichts dieser schlechten 
Startbedingungen glich es fast der Qua- 
dratur des Kreises, die vorhandenen Res- 
sourcen zu einer sich selbst tragenden 
ökonomischen Dynamik zu mobilisieren. 

Zwar war der Südjemen der drittgrößte 
Flächenstaat der arabischen Halbinsel, 
doch waren damals weder Rohölvorkom- 
men im Land bekannt, noch besaß ereine 
nennenswerte Industrie. Einzig von der 
Landwirtschaft hätten damals Entwick- 
lungsimpulse ausgehen können. Doch 
gerade 0,3 Prozent des Landes sind land- 
wirtschaftlich nutzbar, und in vielen Fäl- 
len nur dann, wenn durch aufwendige 
Bewässerungsprojekte fruchtbarer Bo- 
den kultiviert wird. Vor wie nach der 
Unabhängigkeit mußte der Südjemen 60 
Prozent seines Nahrungsmittelbedarfs 
(selbst Grundnahrungsmittel) importie- 
ren. 

Angesichts dieser Entwicklungsvor- 
aussetzungen wird deutlich, daß ein Weg 
der autozentrierten Entwicklung, d.h. 
eine eigenständige und vom Weltmarkt 
abgekoppelte Entwicklung, keine reali- 
stische Zielvorgabe war. "Für jede Ent- 
wicklung muß dieses Land grundsätzlich 
aufausländische Hilfe zurückgreifen."* 

Das Problem der südjemenitischen 
Elite bestand nun gerade darin, daß ihre 
auf strenge Unabhängigkeit bedachte 


Ideologie den wirtschaftlichen Gegeben- 
heiten des Landes diametral entgegen- 
stand. Auf längere Sicht gab es dement- 
sprechend nur zwei Möglichkeiten, mit 
diesem Widerspruch umzugehen. 

1: Da der Südjemen mit seiner marxi- 
stischen Orientierung sowohl im arabi- 
schen Lager wie auch im Hinblick auf den 


westlich dominierten Weltmarkt isoliert 
war, bot es sich an, Hilfeleistungen von 
der Sowjetunion und den anderen Län- 
dern des RGW in Anspruch zu nehmen. 
Dies aber mußte bedeuten, daß die südje- 
menitische Elite, deren ideologische 
Sympathie eher dem chinesischen Sozia- 
lismusverständnis galt, insofern sich 
pragmatisch umorientieren mußte, als die 
Sowjetunion der eindeutig zahlungskräf- 
tigere unter den möglichen Partnern war. 
2. Dieser Zwang zur Pragmatisierung 
derPolitik ging jedoch noch deutlich wei- 
ter. Zwar bot die Sowjetunion finanzielle 
Hilfe an und sorgte mit einem Heer 
sowjetischer Berater für konkrete Hilfe- 
stellung in vielen Fällen, doch muß reali- 
stisch gesehen werden, daß der ressour- 
cenarme Südjemen von Seiten der 
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tung des Südjemen zum Problem der 
Arbeitsmigranten. 


Die Rolle der Arbeitsmigranten 


Unter den großen Erdölproduzenten 
am arabischen Golf ist allein der Irak ein 
Land, das eine große Bevölkerung 
besitzt. Erdölländer wie Saudi Arabien, 
Kuwait oder die Vereinigten Arabischen 
Emirate wären nicht in der Lage, ihre 
Erdölökonomien aufrecht zu erhalten, 
gäbe es nicht in ärmeren Ländern wie 
Agypten, Pakistan und dem Jemen eine 
große Zahl von Arbeitsmigranten, die 
aufgrund der Not in ihren Herkunftslän- 
dern bereit sind, sich in den Erdölländern 
zu verdingen. Für den Nord- wie für den 


“So reich einst das antike Arabia Felix war, so groß sind heute die wirtschaftlichen Probleme”. 


Tempel des Gottes Il mugah in Marib (sog. Thron der Königin von Saba). 


Sowjetumon weniger als Modell für 
einen arabischen Sozialismus gesehen 
wurde, dem man aus Gründen des Inter- 
nationalismus Hilfe zukommen läßt, son- 
dern vor allem als Brückenkopf der 
UdSSR in einer Region, in der die USA 
und die Sowjetunion um Einfluß und Vor- 
herrschaft konkurrierten. Die sowjeti- 
schen Hilfeleistungen waren deshalb 
häufig militärischer Natur, während die 
wirtschaftlichen Probleme deutlich an 
zweiter Stelle rangierten. War die Orien- 
tierung an der Sowjetunion bereits eine 
pragmatische Wende, die jedoch nur 
bedingt die großen ökonomischen Pro- 
bleme zu lösen vermochte, so mußte in 
der Folgezeit die Pragmatisierung der 
Politik unter dem harten Druck der realen 
Probleme noch weiter gehen. Dies bedeu- 
tet konkret eine Preisgabe des autozen- 
trierten Entwicklungsmodells zugunsten 
einer Öffnung einerseits hin zu den tradi- 
tionellen, aber durch ihren Erdölreichtum 
wohlhabenden arabischen Ländern, 
andererseits hin zum westlich dominier- 
ten Weltmarkt. Wie diese Entwicklung 
ablief, zeigt sich exemplarisch an der Hal- 


Foto aus W.Daum, Jemen, s.o. 


Südjemen waren die Einkünfte und Über- 
weisungen der Arbeitsmigranten in den 
letzten Jahrzehnten eine wichtige Ein- 


nahmequelle von Devisen. 

Exporte, Importe und 

Migrantenüberweisungen 1987 in$ 
Nordjemen Südjemen 

Export 19Mill.  409Mill. 

Import 1311Mill. 1450Mill. 

Überwei- 

sungen 600Mill.  435Mill. 


Die Handelsbilanz beider Jemen ist 
extrem unausgeglichen: der Südjemen 
Konnte 1987 nur 28 Prozent der für die 
Importe notwendigen Devisen durch 
Exporte erwirtschaften; beim Nordjemen 
sind es gerade 1,5 Prozent! In beiden Fäl- 
len ist die wichtigste Deviseneinnahme- 
quelle nicht der Export, sondern die Über- 
weisungen von Arbeitsmigranten. Doch 
auch Überweisungen und Exporte 


zusammengenommen ließen in den letz- 
ten Jahren jeweils eine große Lücke im 
Vergleich zu den Importen klaffen, so daß 
die beiden Jemen in hohem Maße einer- 
seits auf ausländische Hilfszahlungen 
angewiesen waren, andererseits sich an 
den internationalen Kreditmärkten 
immer höher verschulden mußten. Die 
Schuldenlast des vereinigten Jemen be- 
läuft sich derzeit aufüber 10 Milliarden $. 

Angesichts dieser Entwicklung wird 
deutlich, welche Bedeutung in den ver- 
gangenen Jahren die Arbeitsmigranten 
spielten. Während der Nordjemen jedoch 
von Anfang an die Arbeitsmigration för- 
derte, wurde diese im Südjemen nach der 
Unabhängigkeit aufgrund der herrschen- 
den Staatsideologie als Argernis empfun- 
den. Insbesondere wurde argumentiert, 
daß die Fortexistenz einer massiven 
Arbeitsmigration zu einer Zweiteilung 
der Gesellschaft führe. Ein Teil der Fami- 
lien habe dank einesim Ausland arbeiten- 
den Familienmitglieds erheblich günsti- 
gere Lebensumstände als solche Famili- 
en, die keine Unterstützung von außen 
erfahren. 

Zugleich aber stand der durchaus 
begründeten Staatsideologie, die die 
Arbeitsmigration unterbinden wollte, der 
ökonomische Sachzwang gegenüber, daß 
ohne die Unterstützung der Arbeitsmi- 
gration die Zahlungsbilanz sich beständig 
verschlechterte und die zwangsläufig 
ansteigende Verschuldung das Land nicht 
nur in Abhängigkeit von ausländischen 
Kreditgebern brachte, sondern auch seine 
internationale Kreditwürdigkeit unter- 
grub. So war vorgezeichnet, welchen 
Weg der Südjemen gehen mußte. Die 
Sachzwänge führten zu einer Pragmati- 
sierung der Politik. Im Bereich der 
Arbeitsmigration bedeutete dies, daß sie 
nach anfänglicher Ablehnung zunächst 
stillschweigend geduldet, später dann 
wohlwollend unterstützt wurde. 


Die Aufweichung der 
Staatsideologie 


Damit sind zwei zentrale Punkte 
benannt, die die weitere Entwicklung hin 
zur Vereinigung der beiden so gegensätz- 
lichen Jemen beeinflußten: Einerseits die 
Unerfahrenheit und fehlende Überein- 
stimmung über die Grundlinien derpoliti- 
schen Zielsetzung innerhalb der Staatse- 
lite, andererseits die Tatsache, daß die 
Mitglieder des Politbüros der Staatspartei 
und der Regierung, die unterschiedliche 
politische Vorstellungen hatten, sich vor 
massive Sachzwänge gestellt sahen, die 
kaum Freiheitsgrade für Experimente 
ließen. Beides zusammen führte zu einer 
Situation, in der es innerhalb der Elite 
immer wieder zu einer Polarisierung zwi- 
schen politisch-ideologischer Linien- 
treue einerseits und pragmatischer Auf- 
weichung des bislang eingeschlagenen 
politischen Kurses andererseits kommen 
mußte. Diese Auseinandersetzungen fan- 
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den ihren blutigen Höhepunkt im Bürger- 
krieg von 1986, der über 10 000 Men- 
schenleben forderte. Nach 1986 schritt 
die weitere Aufweichung der Staatsideo- 
logie aufgrund eines äußeren Faktors dra- 
stisch voran. Die neue Politik der Sowjet- 
union unter Gorbatschow führte zu einem 
RückzugderRGW-Staaten aus ihrem bis- 
herigen außenpolitischen Engagement. 
Der Südjemen, dersich durch den Bürger- 
krieg ohnehin als verläßlicher Partner dis- 
kreditiert hatte, war von dieser Entwick- 
lung besonders betroffen. Auf der ökono- 
mischen Ebene, denn ein Großteil der bis- 
herigen Hilfszahlungen aus den RGW- 
Staaten blieb aus, aber auch durch den 
Verlust an ideologisch-politischen Vor- 
bildern. Der Südjemen mußte sich damit, 
wollte er nicht in den ökonomischen Ruin 
schlittern, nach neuen Partnern umsehen. 

In dieser Situation kam begünstigend 
hinzu, daß in den letzten Jahren auch im 
Südwesten der Arabischen Halbinsel 
Erdöl gefunden worden war. Das einzige 
Problem bestand darin, daß die interes- 
santesten Olfelder in der Grenzregion 
zwischen Nord- und Südjemen lagen. 
Sollten sich internationale Ölkonzerne 
für diese Felder ernsthaft interessieren, so 
war die Voraussetzung dafür jedoch ein 
jemenitischer Vertragspartner, der garan- 
tieren konnte, daß nicht Gezänk oder gar 
kriegerische Auseinandersetzungen zwi- 
schen Nord- und Südjemen die Explorati- 
on behindern oder gar verunmöglichen 
würde. 

Die Vereinigung beider Jemen war 
hierfür die glaubwürdigste Garantie. Die 
Vereinigung der beiden Jemen wurde fol- 
gerichtig im Dezember 1989 vom nordje- 
menitischen Präsidenten und dem südje- 
menitischen Parteichef beschlossen. Im 
Januar 1990 wurden die Grenzen zwi- 
schen beiden Staaten geöffnet; am 
22.5.1990 die Vereinigung ausgerufen. 
Doch bevor es soweit war, mußte 
zunächst der Prozeß der Aufweichungder 
südjementischen Staatsideologie und 
damit die politische Angleichung der bei- 
den Systeme sein Ende finden. Einige 
Tage vor der Proklamation der Vereini- 
gung beschloß das südjemenitische Par- 
lament, sich vom Marxismus loszusagen 
und auf die Linie eines kapitalistischen 
Mehrparteiensystems einzuschwenken. 
Zu dieser Abkehr von der alten Staatsi- 
deologie gehörte insbesondere, die gleich 
nach der Unabhängigkeit vorgenomme- 
nen Verstaatlichungen und Enteignungen 


rückgängig zu machen. Dies war das 


Ende des einzigen 'marxistischen Experi- 
ments’ in der arabischen Welt und die 
Voraussetzung für den recht reibungslo- 
sen Übergang zur Vereinigung der beiden 
Jemen. 

Zugleich jedoch wurde nach dieser 
Abkehr der südjemenitischen Führung 
vom Marxismus die Vereinigung im Hin- 
blick auf die Staatselite durchaus 
paritätisch durchgeführt: In der neuen 
Regierung sollten Nord- und Südjemen 
jeweils gleichberechtigt vertreten sein. 
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Jemen 


Jeder Ministerposten, den ein Nordje- 
menite innehat, wurde durch einen südje- 
menitischen Vizeminister aufgewogen 
und umgekehrt. Dementsprechend 
umfaßt das erste Kabinett des vereinigten 
Jemen nicht weniger als 39 Minister, fast 
doppelt so viele, wie zuvor in Aden bzw. 
Sana’ existierten. Hat unter dem Aspekt 
der Staatsideologie ganz eindeutig Nord- 
jemen den gescheiterten Südjemen ver- 
einnahmt, so ist im Hinblick auf die 
Staatselite festzustellen, daß dienunmehr 
gleichgesinnten beiden Staatseliten sich 
des Problems der Kompetenzverteilung 
durch eine drastische Aufblähung des 
Staatsapparates entledigt haben. Auf 
Dauer ist dies sicherlich kein sinnvolles 
Konzept, und die weitere Entwicklung 
muß zeigen, welchen Weg zur Ent- 
schlackung der Staatsbürokratie der 
Jemen finden wird. 


Jemen und der Golfkrieg 


Die Vereinigung der beiden Jemen hat 
zwei extrem arme Entwicklungsländer 
zusammengeführt, die aber immerhin für 
die Zukunft auf gewisse Einkommen aus 
den in jüngster Zeit erschlossenen Erdöl- 
feldern rechnen können, auch wenn die 
Größe der Felder und die Förderbedin- 
gungen keineswegs erwarten lassen, daß 
der Jemen ein typisches Erdölland wer- 
den wird. 

Doch zunächst gab es einen Rück- 
schlag: Wenige Monate nach dem 
Zusammenschluß beider Jemen überfiel 
der Irak Kuwait und der Golfkrieg brach 
über die arabische Welt herein. Für den 
Jemen war der Golfkrieg ein Verhängnis, 
gerade weil man versuchte, allen Seiten 
gerecht zu werden und sich damit zwi- 
schen alle Stühle setzte. Einerseits trug 
der Jemen all jene UN-Resolutionen mit, 
die den Überfall des Irak auf Kuwait ver- 
urteilten, andererseits setzte man auf eine 
innerarabische Konfliktlösung und 
sprach sich folglich gegen den internatio- 
nalen Truppenaufmarsch in Saudi-Arabi- 
en aus. Das zuvorschon belastete Verhält- 
nis zwischen Saudi-Arabien und dem 
Jemen verschlechterte sich drastisch; die 
saudischen Hilfszahlungen (zuletzt 600 
Millionen $ pro Jahr) wurden eingestellt 
und die jemenitischen Arbeitsmigranten 
aus Saudi-Arabien ausgewiesen. Der Irak 
und Kuwait, die bislang zusammen 
50 000 Barrel Rohöl pro Tag in der Raffi- 
nerie in Aden verarbeiten hatten Jassen, 
konnten aufgrund des Überfalls bzw. des 
internationalen Boykotts kein Rohöl 
mehr exportieren, und auch die Arbeits- 
migranten in beiden Ländern wurden 
zurückgeschickt. Bisher geleistete Hilfs- 
zahlungen wurden eingestellt. 

Unter dem Strich ergibt sich folgende 
Bilanz: Die Einnahmeverluste des Jemen 
durch den Golfkrieg werden bislang auf 3 
Milliarden $ geschätzt (dies ist über ein 
Drittel des gesamten Bruttosozialproduk- 
tes!). Uber 900.000 Arbeitsmigranten 


waren gezwungen, in den Jemen zurück- 
zukehren, wobei die meisten in Jemen 
keine Arbeit finden. Die Arbeitslosenrate 
verdoppelte sich daraufhin auf 30 Pro- 
zent. Auch die Inflationsrate stieg an und 
beträgt nun 45 Prozent. 

Diese ökonomische Misere wirkt sich 
natürlich auch auf das politische Klıma 
aus. Mit der Vereinigung verbunden war 
der Übergang zu einem Mehrparteiensy- 
stem, und die aufbrechenden politischen 
Widersprüche drücken sich unter ande- 
rem darin aus, daß mittlerweile 33 neue 
Parteien gegründet wurden. Verschiede- 
ne Berichte über Demonstrationen zei- 
gen, daß eine Polarisierung stattgefunden 
hat: Während in Sana’ islamistische 
Gruppierungen dagegen demonstrieren, 
daß in der neuen Verfassung das islami- 
sche Recht nur als eine Quelle und nicht 
als die Quelle der staatlichen Ordnung 
benannt wird, sind es in Aden insbeson- 
dere Frauen, die gegen die Beschneidung 
ihrer Rechte durch die wachsende Bedeu- 
tung des Islam in der neuen Verfassung 
demonstrieren. : 


Wie wird es nach diesem wirtschaftli- 
chen und sozialen Desaster im Jemen 
weitergehen? Es ist zu vermuten, daß die 
Olländer am arabischen Golf auf Dauer 
nicht auf eingelernte und erfahrene 
Arbeitsmigranten verzichten werden. 
Auch bei den arabischen und internatio- 
nalen Hilfezahlungen scheint eine Trend- 
wende zur Wiederaufnahme der Zahlun- 
gen in Sicht. Und sicherlich kann auch 
eine gesteigerte jemenitische Erdölförde- 
rung die Probleme lindern. Doch all dies 
ist eine Frage von Jahren. So bleibt nur 
die Hoffnung, daß ein Land, dessen Men- 
schen in einer Jahrtausende alten Kultur- 
tradition mit schwierigsten Problemen 
fertig wurden, auch heute nicht vor drän- 
genden Problemen kapitulieren wird. 


Rainer Werle 
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al 
ETUR 


Schutz für 


Asyl 


politisch Verfolgte 
nicht preisgeben 


Wer für Diskussionen zur Flücht- 
lingsfrage und zum Schutz Asylsu- 
chender Argumente sucht, kann bei 
zwei Institutionen nachfragen, die 
sich seit längerem mit dem Schick- 
sal von Flüchtlingen beschäftigen. 
Dabei handelt es sich um 'amnesty 
international'(ai) und um 'pro 
Asyl'. Pro Asylhatseine Argumen- 
tationshilfe "Fluchtursachen 
bekämpfen - Flüchtlinge schützen’ 
betitelt (ihr könnt das vierseitige 
Flugblatt gegen Einsendung von 1.- 
DM in Briefmarken bei uns bestel- 
len). amnesty veröffentlichte im 
Oktober 1991 sein Argumentati- 
onspapier, das wir gekürzt und 
aktualisiert dokumentieren (Red.). 


ie Asyldiskussion 1991 war 
D+*# gekennzeichnet, daß die 
Zahl der Asylsuchenden weiter 
stieg. Während 1990 193.000 Asylanträ- 
ge gestellt wurden, waren es 1991 
256.112 Asylantragsteller. Hinzu kommt, 
daß 1990 über 400.000 Aussiedler in die 
Bundesrepublik kamen und 1991 über 
200.000 Aussiedler erwartet wurden. 
Dieser Zugang hat dazu geführt, daß 
die Kommunen in der Frage der Unter- 
bringung von Aussiedlern und Asylsu- 
chenden tatsächlich vor große Probleme 
gestellt waren. Diese Probleme haben 
wesentlich zu der aktuellen Asyldiskussi- 
on beigetragen. Bedenklich stimmt aller- 
dings, wenn Unterkünfte, die für Aus- 
siedler reserviert, zur Zeit aber nicht 
benötigt werden, nicht Asylsuchenden 
zur Verfügung gestellt werden. Hier 
drängt sich der Verdacht auf, daß nicht 
alle Möglichkeiten der Unterbringung 
ausgeschöpft und die Unterbringungs- 
probleme nicht ernsthaft angegangen 
werden. Somit wird die 'richtige‘ Stim- 
mung für eine Anderung des Asylrechts 
mit geschaffen. 
Da es für Zuwanderer, insbesondere 
aus Osteuropa, keine andere Möglichkeit 
gibt, um vorübergehend in der Bundesre- 


publik bleiben zu können, beschreiten sie 
den Asylrechtsweg, selbst wenn sie auch 
im weitesten Sinne keine Flüchtlinge 
nach dem deutschen Asylrecht oder der 
Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) 
sind und ihnen auch keine Gefahr für Leib 
und Leben droht. Der Begriff des Asyl- 
rechts ist daher in letzter Zeit unklarer 
geworden. Wenn über Asyl gesprochen 
wird, werden zumeist nur diese Zuwan- 
derer genannt. Ein markantes Beispiel 
sind die vor dem Bürgerkrieg fliehenden 
Jugoslawen. Statt ihnen ein temporäres 
Bleiberecht zu gewähren, das mit der 
Situation in Jugoslawien korrespondiert, 
müssen sie Asylbeantragen. 

Es kommen aber nach wie vor sehr vie- 
le Menschen in die Bundesrepublik, die 
sich auf politische Verfolgung, Gefahren 
für Leib und Leben und andere schwere 
Menschenrechtsverletzungen berufen 
können. Amnesty international weist in 
diesem Zusammenhang die vom ehema- 
ligen Bundesinnenminister Schäuble auf- 
gestellte Behauptung zurück, daß politi- 
sche Verfolgung bei den Asylsuchenden 
nur 'marginale' Bedeutung habe. Im 
Gegenteil: Zehntausende von Asylsu- 
chenden u.a. aus Iran, Irak, Sri Lanka, 
Somalia, Afghanistan, Libanon, Türkei 
und auch Jugoslawien sind lebende 
Beweise dafür, daß schwere Menschen- 
rechtsverletzungen oder andere Gefahren 
für Leib und Leben nach wie vor Haupt- 
grund für die Flucht von Asylsuchenden 
sind. 


Gerede vom Asylmißbrauch 


Immer stärker wird die Forderung 
nach einer Anderung des in Artikel 16 
Grundgesetz verankerten Asylgrund- 
rechts erhoben. Zwar wird beschönigend 


nur von einer Ergänzung des Asylgrund- 


rechts gesprochen. Aber auch die bisher 
gemachten Vorschläge zur Ergänzung des 
Grundgesetzes laufen auf eine Abschaf- 
fung des bisher bestehenden Individual- 
anspruchs eines Asylsuchenden auf 
inhaltliche Überprüfung seines Asylbe- 
gehrens hinaus. 

Die Befürworter einer solchen Auffas- 


sung oder Ergänzung des Asylgrund- 
rechts behaupten, daß das Asylrecht mas- 
senhaft mißbraucht werde und eine Ande- 
rung den Verfolgten zugute käme. Sie zie- 
hen dabei die geringen Anerkennungs- 
zahlen des Bundesamtes für die Anerken- 
nung ausländischer Flüchtlinge in Zirn- 
dorfheran. Diese lagen 1990 bei fünf Pro- 
zent, zur Zeit liegen sie bei knapp acht 
Prozent. Von daher wird gefolgert, daß 
rund 90% der Asylsuchenden das Asyl- 
recht mißbrauchen würden. Tatsache ist 
aber, daß die Anerkennungszahlen kein 
Maßstab für eine Verfolgungsgefahr in 
den Herkunftsländern darstellen. 
Zunächst ist festzuhalten, daß die 
Anerkennungen nur die Zahlen der Ver- 
waltungsinstanz, des Zirndorfer Bundes- 
amtes, repräsentieren. Nimmt man die 
Anerkennungen durch die Gerichte hin- 
zu, dann verdoppelt sich die Anerken- 
nungsquote. Unberücksichtigt bleibt bei 
diesen Statistiken, daß aufgrund des ein- 
geschränkten Asylbegriffs in der Bundes- 
republik auch Menschen, die Flüchtlinge 


.nach der Genfer Flüchtlingskonvention 


sind, nicht in allen Fällen als Asylberech- 
tigte anerkannt werden. Weiterhin von 
der Asylanerkennung ausgeschlossen’ 
bleiben in der Regel Menschen, die vor 
Menschenrechtsverletzungen staatlicher 
Organe fliehen, wenn das Herkunftsland, 
wie zum Beispiel Sri Lanka, als Bürger- 
kriegsland angesehen wird. Dann werden 
diese Menschenrechtsverletzungen nach 
unserer Rechtsprechung nicht als politi- 
sche Verfolgung, sondern als Maßnah- 
men gegen den Bürgerkriegsgegner ange- 
sehen, auch wenn es sich um nicht am 
Kriegsgeschehen beteiligte Zivilperso- 
nen handelt. So liegt die Anerkennungs- 
quote bei Asylsuchenden aus Sri Lanka 
bei unter einem Prozent, während sie vor 
der Einschränkung des Asylbegriffs 
durch das Bundesverwaltungsgericht im 
Jahre 1985 noch bei 70% lag. 

Daß von der geringen Anerkennungs- 
zahl beim Bundesamt nicht auf einen 
Mißbrauch des Asylrechts geschlossen 
werden kann, macht auch eine Untersu- 
chung einer Arbeitsgruppe der Innenmi- 
nisterkonferenz vom April 1988 deutlich. 
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Danach können knapp 60% der abgelehn- 
ten Asylsuchenden aus politischen, recht- 
lichen und humanitären Gründen nicht 
abgeschoben werden. Dabei ist davon 
auszugehen, daß rund 30% der abgelehn- 
ten Asylsuchenden wegen der Gefahr für 
Leib und Leben oder anderer schwerer 
Menschenrechtsverletzungen vor einer 
Abschiebung geschützt werden. 


Liste verfolgungsfreier Länder 


Der Versuch, eine Liste 'verfolgungs- 
freier' Länder zu erstellen, ist zum Schei- 
tern verurteilt. Im Jahr 1990 hat Oskar 
Lafontaine Jugoslawien ein 'verfolgungs- 
freies’ Land genannt. Damals war die Ent- 
wicklung zur Bürgerkriegssituation noch 
nicht absehbar, aber-bereits 1990 kam es 
zu massiven Verfolgungen von Albanern 
aus dem Kosovo wegen ihres gewaltfrei- 
en Eintretens für die Rechte ihrer Volks- 
gruppe. Der damalige Ministerpräsident 
von Baden-Württemberg, Lothar Späth, 
hat Sri Lanka als ein Land bezeichnet, in 
dem keine Verfolgung stattfindet, mit der 
Folge, daß Asylsuchende aus Sri Lanka 
sofort an der Grenze zurückgewiesen 
werden sollten. Kriterium für diese Ein- 
stufung als 'verfolgungsfrei' ist die gerin- 
ge Anerkennungsquote des Bundesam- 
tes. Zur Zeit wird Rumänien als 'verfol- 
gungsfrei' bezeichnet. Das Bundesamt in 
Zirndorf hat im ersten Halbjahr 1991 aber 
immerhin 56 Asylbewerber aus Rumäni- 
en als Asylberechtigte anerkannt. 

Diese Beispiele zeigen, daß durch die 
Aufstellung von Listen 'verfolgungsfrei- 
er' Länder mit der Folge der Zurückwei- 
sung an der Grenze auch politisch Ver- 
folgte und Opfer von Menschenrechts- 
verletzungen getroffen würden. 


Verfahrensbeschleunigung 


Die Vorschläge, Asylverfahren inner- 
halb einer Frist von sechs Wochen abzu- 
schließen, bergen die erhebliche Gefahr 
in sich, daß aufgrund des vorgegebenen 
Zeitdrucks es nicht mehr zu einer ange- 
messenen Überprüfung des Asylbegeh- 
rens kommen kann. Die Sachverhalte im 
Asylverfahren stellen sich nicht so ein- 
fach dar, daß ohne weitere Nachprüfung 
und Einholung von Auskünften sachkun- 
diger Stellen entschieden werden kann. 

Amnesty international regt an, andere 
Maßnahmen zu einer Beschleunigung der 
Asylverfahren ernsthaft in Erwägung zu 
ziehen. Nach dem Ausländergesetz ist 
vorgesehen, daß die Ausländerbehörden 
über das Vorliegen von Abschiebungs- 
hindernissen wie Folter, Todesstrafe und 
konkrete Gefahr für Leib und Leben ent- 
scheiden. Hierbei handelt es sich um 
Sachverhalte, die eine genaue Kenntnis 
der Menschenrechtssituation in den Her- 
kunftsländern erfordern. Die Auslän- 
derämter sind hierzu von ihrer Funktion 
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Asyl 


und von der Ausbildung ihrer Mitarbeiter 
nicht inder Lage. 

Die Erfahrung zeigt, daß sie sowohl 
nach dem alten Ausländergesetz als auch 
nach dem neuen Ausländergesetz die 
ihnen zugestandenen sachlichen Kompe- 
tenzen nicht erfüllen (können). Von daher 
wäre zu überprüfen, ob die Entscheidung 
über die auf die Menschenrechtssituation 
im Herkunftsland begründeten Abschie- 
behindernisse beim Bundesamt gebün- 
delt und Ausländerämtern nur noch die 
Entscheidung über in der Bundesrepublik 
liegende Abschiebungshindernisse 
(sozial-humanitäre Gründe) übertragen 
werden sollte. 


Europäische Harmonisierung 


In der Asyldiskussion der letzten 
Wochen ist auch gefordert worden, das 
Asylrecht so zu ändern, daß Asylsuchen- 
de, deren Antrag bereits in einem anderen 
europäischen Land abgelehnt worden ist, 
direkt an der Grenze ohne Überprüfung 
des Antrags zurückgewiesen werden zu 
können. Dieser Vorschlag läßt außer 
Acht, daß auf europäischer Ebene noch 
keine Schritte in Richtung aufeine inhalt- 
liche Harmonisierung gemacht worden 
sind. 

Die Anerkennungskriterien und der 
Rechtsschutz weichen in den einzelnen 
europäischen Ländern noch erheblich 
voneinander ab. So wurden 1989 zum 
Beispiel in Frankreich 60% der Asylsu- 


‚chenden aus Sri Lanka als Asylberechtig- 


te anerkannt, in der Bundesrepublik lag 
die Anerkennungsquote im gleichen Zeit- 


raum bei 0,5%. In einigen Ländern gibt es, 


die Möglichkeit einer gerichtlichen Über- 
prüfung der Verwaltungsbehörden, in 
anderen europäischen Ländern findet die 
Überprüfung lediglich durch die Innen- 


bzw. Justizminister statt. 

Solange die Anerkennungskriterien 
und der Rechtsschutz nicht angeglichen 
werden und eine rechtliche Überprüfung 
auf europäischer Ebene nicht vorgesehen 
ist, kann eine Entscheidung eines anderen 
europäischen Landes allenfalls als Indiz 
für die Frage des Vorliegens einer Verfol- 
gung herangezogen werden. Eine 
Zurückweisung an der Grenze ohne 
nochmalige Überprüfung ist jedoch nicht 
statthaft. 


Weitere Informationen: . 
amnesty international (ai) 
Postfach 17 0229 

5300 Bonn 1 

Tel: 0228/65 09 81 


Pro Asyl 

Neue Schlesingergasse 22 
6000 Frankfurt/M 1 

Tel: 069/29 31 60 


Buchprojekt zu 
MigrantInnen und 
Flüchtlingen 


Die Arbeitsgruppe Oberkircher Lehr- 
mittel (AOL) will ein neues Buch über 
Projektarbeit mit MigrantInnen und 
Flüchtlingen herausgeben. (Schwer- 
punkt Sekundarstufe I). Sie suchen für 
dieses Buch kurzeProjektberichte (vier 
bis sechs Schreibmaschinenseiten), 
insbesondere Projektbeispiele, bei 
denen das Sprachlernen einen großen 
Anteil hatbzw.im Vordergrund steht. 
AOL-Mutter 

z.Hd. Manfred Huth 

ltzehoer Weg 3 

2000 Hamburg 20 


Fluchtursachen bekämpfen 


ngesichts der Debatte um das Asylrecht fordert der Dachverband entwick- 
lungspolitischer Ak-tionsgruppen Baden-Württemberg (DEAB) eine ver- 
änderte Politik im Umgang mit den Ländern der ‘Dritten Welt’. Durch ihr 


wirtschaftliches und politisches Verhalten trägt die Bundesregierung bis heute 
ursächlich zur Flucht vieler Menschen bei. 
Mit folgenden Maßnahmen könnte die Lage für viele Betroffene in der Dritten Welt 
verbessert werden. 
Schuldenerlaß für die Dritte Welt: Jährlich fließt mehr Kapital vom Süden in die 
Industriestaaten als umgekehrt. Damit ist den Ländern und Völkern der Dritten 
Welt jede Chance genommen, eine eigenständige wirtschaftliche Entwicklung vor- 
anzutreiben. 
Aufhebung des Protektionismus: Nach Weltbankberechnungen gehen den Dritte- 
Welt-Volkswirtschaften jährlich etwa 100 Milliarden Dollar verloren, weil Indu- 
strieländer wie die Bundesrepublik oder die Europäische Gemeinschaft Handels- 
hemmnisse aufgebaut haben. 
Stopp von Rüstungsexporten: Waffenlieferungen und -käufe verschärfen in vielen 
Ländern die innenpolitische Lage und tragen zur Instabilität dieser Staaten bei. 
Dadurch sehen sich viele Menschen gezwungen, ihre Heimat zu verlassen. 
Keine Unterstützung von Regierungen, die Menschenrechtsverletzungen begehen 
ud höhere Preise für Rohstoffe und landwirtschaftliche Produkte aus der Dritten 
elt. 


Kultur 


Die Erstgeborenen 


Der etwas andere 


Abenteuerroman 


Sand rieseltinden Hufabdruck. 
Das Streifengnu muß ganz in der 
Nähe sein. Hagao prägt sich die 
Fährteein, versetztsichin das 
schiefergraue, büffelähnliche Tier 
und folgt seiner Spur. Ineiner 
Kalkpfanne erkennter das Gnu 
schemenhaft, riecht den scharfen, 
ranzigen Wildgeruch. Seine Hände 
zittern unmerklich, alser das Gnu 
anvisiert, der Giftpfeil von der Seh- 
neschwirrt und in die Flanke des 
Tieres eindringt. Das Gnu stürmt 
davon. Hagao und sein Vater haben 
keine Eile. Sie lassen sich unter 
einem Baum nieder, warten bis der 
Bock erlahmt und das Gift zu wir- 
ken beginnt. Wenn es Zeit ist, wer- 
den sie die Fährte wieder aufneh- 
men und den Bock töten, sein Blut 
trinken und dem Tier insgeheim 
danken, daßesihnen zum Weiterle- 
ben verhilft. 


aas Eckstein kennt nur eine Lei- 
B denschaft . Er ist auf der Suche 
nach dem Berg, wo es theoretisch 
keinen Berg geben dürfte, im Länderdrei- 
eck von Südwestafrika, Betschuanaland 
und der Union Südafrika. In seinem Inne- 
ren vermutet er genügend Wasser für sein 
Vieh, vor allem aber die kostbarsten, aus 
reinem Kohlenstoff bestehenden Steine 
der Welt: Diamanten. Doch der Berg, von 
dessen Existenz er von einer Gwi-Busch- 
frau erfahren hatte, bleibt unauffindbar. 
Als dann der Wasserspiegel im Bohrloch 
rapide sinkt, er notgedrungen Vieh ver- 
kaufen muß und seine Frau ihn nur noch 
mit Vorwürfen überhäuft, macht er sich 
auf, Buschmenschen einzufangen. Von 
ihnen willerdas Geheimnis erpressen. 
Giselher Hoffmann erzählt eine span- 
nende, in den 50er und 60er Jahren dieses 
Jahrhunderts angelegte Geschichte, in der 
die Sippe der Gwi, die Erstgeborenen, 
unweigerlich mit den weißen Eindring- 
lingen zusammenstoßen. Anders als in 
den meisten klassischen Abenteuerroma- 
nen, in denen die weiße Kultur als die 


alleinig seligmachende einer schwarzen, 
tumben Unkultur gegenübergestellt wird, 
stellt Hoffmann beide in ihren jeweiligen 
Vorstellungen und Zwängen für die betei- 
ligten Personen dar. 

Für Katuma, den Bruder von Hagao, ist 
die Begegnung Anfang der Gefangen- 
schaft. Er wird aus seiner Sippe herausge- 
rissen, verprügelt und gekettet, ist den 
Launen Ecksteins ausgeliefert. Und er 
kommt in Berührung mit dem Leben der 
Weißen: Er kann essen, ohne zu jagen, 
Wasser gibt es in riesigen Mengen. Er 
lernt die fahrende Schildkröte (Autos), 
den duftenden Stein (Seife) und den Feu- 
ervogel (Flugzeug) kennen. Gerade aus 
dem Blickwinkel der Erstgeborenen hält 
Hoffmann den Weißen und ihrem Tun den 
Spiegel vor, das im Gegensatz zu deren 
Leben so zerstörerisch mit der Umwelt 
umgeht, sich die Kalahari untertänig 
macht, sie vergewaltigt. "Du drischst mit 
der Bohrmaschine auf sie ein, fesselst sie 
mit deinen Zäunen, errichtest Häuser und 
Tränken, reißt die Erde mit dem Pflug auf 
..., sagt Baas Eckstein zu seinem Sohn, 
um darin dennoch den Fortschritt zu 
sehen. 

leichzeitig schildert Hoffmann 

das Leben der Gwi, der Busch- 

menschen aus der Kalahari sehr 
eindringlich. Sie sind es, die in der Wüste 
überleben können; aber ihr Leben ist hart, 
gnadenlos. Allein überlebt in der Kalaha- 
ri keiner, nur die Sippe als Ganzes. Die 
Suche nach Wasser, ‘nach Knollen und 
Früchten und die Jagd bestimmen das 
Leben, eingebettet in den Glauben an 
Nodima, den guten, und Gawama, den 
törichten und ungeschickten Gott. Hoff- 
mann gibteinen Einblick in das Leben der 
Buschvölker. Er beschreibt die Arbeits- 
teilung zwischen Frau und Mann, den 
Alten und Jungen, wann geliebt und wie 
getrauert wird und läßt die Gwi über ihre 
Religion erzählen. Giselher Hoffmann 
kann die Sitten und Gebräuche der 


Buschmenschen so genau beschreiben, 
weil er als Berufsjäger zwei Jahre mit 
einem Buschmann als Jagdgefährten und 
Lehrer unterwegs war. Dieser führte ihn 
in die Geheimnisse der Wildnis ein und 


gewährte einen tiefen Einblick ın seine 
Welt. So ist sein Abenteuerroman auch 
ein völkerkundliches Werk; mit ällen Vor- 
zügen der ersten Gattung. 

Wohltuend ist auch, daß er weder die 
Gwis unkritisch erhöht, noch die Katego- 
rien von "Gut" und "Böse" einfach umge- 
dreht hat. Die Gwis streiten sich, neiden 
einander den Erfolg, und Angst ist ihnen 
ebensowenig fremd. Und sie sind in 
ihrem Leben der Natur weitaus schutzlo- 
ser ausgeliefert. 

Letztlich ist es gerade der Fortschritt 
der weißen Gesellschaft, das bequeme 
Leben, das die Buschvölker bedroht. 
Katuma, der Protagonist in Hoffmanns 
Roman, kehrt nicht mehr zurück, weil er 
durch die Berührung mit der weißen 
Lebensweise nicht mehr im Busch über- 
leben zu können glaubt. "Wir haben den 
Erstgeborenen unsere Zivilisation aufge- 
zwungen. Und nun setzt es uns in Erstau- 
nen, daß sie an unserer so bequemen Welt 
zerbrechen, wo sie doch in einer viel här- 
teren überlebthaben." 

Michael Netzhammer 


Giselher W. Hoffmann: 

Die Erstgeborenen 

Peter Hammer Verlag, Wuppertal 
1991,438 Seiten, 46,- DM. 


Die Spendenkampagne 
geht weiter! 
Waffenstillstand in EI Salvador: eine 
große Chance, aber auch ein enormes 
Risiko für das Befreiungsprojekt. Die 
FMLN braucht jetzt noch mehr unsere 
Unterstützung — jeden Pfennig, jede 
Mark: Flugblätter und Lautsprecher sind 
genauso Waffen für die Befreiung wie 

Gewehre und Verbandsmoteriall 


Neue Waffen für EI Salvador! 
Unterstützt die FMLN! 


Neues Konto: BfG Heidelbe 
Nr.1088 787 700 (BLZ 672 101 n 
Informationsstelle El Salvador eYV. 
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Kultur 


Widerstandsliteratur 


oder Agit Prop? 


“Etwas in Matigaris Stimme ließ sie 
aufhorchen. Traurigkeitlag darin, 
aber auch Hoffnung und Mut. Sei- 
ne Worte schienen sie an lange Ver- 
gessenes zu erinnern, versetzten sie 
in Träume zurück, die sie vor lan- 
ger Zeit einmal geträumt hatten.” 


er Roman des Kenianers Ngugi 
D: Thiong’o erschien 1986 im 

Original in Gikuyu unter dem 
Titel “Matigari Ma Njiruungi”, das 
bedeutet wörtlich “Patrioten, die die 
Kugeln überleben”. Er erzählt die 
Geschichte des Freiheitskämpfers Mati- 
gari, der lange Jahre in den Wäldern 
gegen einen weißen Kolonialisten und 
seinen schwarzen Handlanger gekämpft 
hat - Kenia während der fünfziger Jahre, 
als die britische Macht durch den sog. 
Mau-Mau-Aufstand erschüttert wurde. 
Als er endlich nach Hause zurückkehrt, 
muß er jedoch entdecken, daß auch nach 
der Unabhängigkeit die Strukturen die 
alten geblieben sind. Auf den Stühlen der 
besiegten Vätersitzen heute deren Söhne. 
Matigaris Kampf an der Seite der Ent- 
rechteten und Unterdrückten geht weiter. 
“Ich werde keine Nahrung beschaffen, 
damit Er-der-erntet-wo-er-nie-gesät-hat 
sich satt essen kann und ich mit leerem 
Bauch schlafen gehe. Ich werde kein 
.Haus bauen, damit Er-der-erntet-wo-er- 
nie-gesät-hat darin schlafen kann undiich 
mich draußen niederlegen muß.” Seine 
Reden wecken Hoffnung. “Zuviel Angst 
brütet Elend im Land.” Matigari wird zur 
Legende, seine Taten ins Mythische über- 
höht: Überall verbreitet sich das Gerücht 
von der Einkehr des “Messias”, der 
umhergeht auf der Suche nach Wahrheit 
und Gerechtigkeit. Als ihm der staatliche 
Repressionsapparat an den Kragen will, 
stirbt dieser schwarze Messias jedoch 
nicht den Opfertod, sondern greift zu den 
Waffen. “Nur ein geschärfter Speer 
schafft Gerechtigkeit für die Unterdrück- 
ten.” 

Mit europäischen Kategorien läßt sich 
der Roman von Ngugi wa Thiong’o 
schwer erfassen, wirken Thema und Bot- 
schaft ein wenig abgegriffen. Die 
Geschichte um Matigari, John Boy und 
Settler Williams ist nichts anderes als die 
Geschichte von Kolonialismus, Kollabo- 
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ration, Befreiungskampf und neu begin- 
nendem Widerstand gegen die neokolo- 
niale Fortschreibung der alten Ausbeu- 
tungsstrukturen. Auch von der Form her 
mag die recht eindimensional gehaltene 
Geschichte mit ihren überschaubaren 
Figuren etwas simpel wirken. Ihre beson- 


dere politische undlliterarische Kraft liegt 
jedoch auf anderen Ebenen, die eng mit 
Ngugis politischer Entwicklung ver- 
knüpft sind. Nachdem er sich mit einigen 
auf Englisch verfaßten Romanen bereits 
einen Namen gemacht hatte, schreibt er 
seit 1978 seine Werke nur noch in seiner 
Muttersprache Gikuyu und versucht, eine 
Synthese zwischen moderner Literatur 
und traditioneller afrikanischer Orallite- 
ratur zu schaffen. 

in erster Schritt in Richtung einer 
FE“ Wertschätzung afrikani- 

scher Sprachen war bereits 1970 
erfolgt: Er legt seinen christlichen Vorna- 
men James ab und nimmt einen Gikuyu- 
Namen an. 1977 schreibt er sein erstes 
Stück in Gikuyu: Ngaahika Ndeenda” 
(englisch: IMarry when I Want), das von 
der unmäßigen Bereicherung der neuen 
kenianischen Oberschicht handelt. Am 
Kultur- und Bildungszentrum von Kami- 
irithu, einem kleinen Ort in der Nähe von 
Nairobi, bearbeitet er es mit Bauern und 
Arbeitern. Immer mehr begreift er die 
Gestaltung von Literatur als gemein- 
schaftlichen Akt, der ihn dem Volk, den 
Menschen wieder näher bringt. Damals 
heißt es, die Aufführung des Stückes sei 
geeignet, den Klassenkampf zu schüren. 
Wenige Monate später wird Ngugi ver- 
haftet und im Hochsicherheitstrakt in 
Nairobi fast ein Jahr ohne Angabe von 
Gründen eingesperrt. Das Stück fällt der 
Zensur zum Opfer. 

In dieser Zeit trifft er den Entschluß, 
seine literarischen Werke nur noch in 
Gikuyu zu schreiben: “Wenn unser Publi- 
kum aus Bauern und Arbeitern besteht, 
dann scheint mir, müssen wir in der Spra- 
che der Bauern und Arbeiter schreiben.” 
Jahre später resümiert er: “Solange ich 
Romane schrieb, die in Europa veröffent- 
licht wurden und nur von den wenigsten 
Kenianern überhaupt zur Kenntnis 
genommen wurden, konnte ich mir litera- 
risch so ziemlich jede Radikalität erlau- 
ben...” Im Gefängnis entsteht 1978 der 
Roman ‘“Caitaaini Mutherabaini”, mit 


dem er nach der Freilassung seine Thea- 
terarbeit im Kamiriithu fortsetzt. Tausen- 
de kommen zu den Aufführungen, bis die 
Regierung auch dieses Stück: verbietet. 
1982 geht Ngugi ins Exil. 

Das ist der Hintergrund für “Matigari” 
und neben "Caitaani Mutherabini” der 
bislang konsequenteste Versuch, moder- 
ne Literatur in die Tradition mündlicher 
Dichtung zu integrieren. Eine mündlich 
überlieferte Gikuyu-Erzählung von 
einem Mann, der sich auf der Suche nach 
Heilung von seiner Krankheit befindet, 
bildet das Gerüst der Geschichte. Auch in 
den vielen Gleichnissen und Symbolen 
zeigt sich die Verbundenheit mit Orallite- 
ratur. Häufige Wiederholungen von Bil- 
dern und Metaphern, wie die Nachrichten 
des persiflierten staatlichen Radiosen- 
ders “Stimme der Wahrheit”, dierhythmi- 
sche Sprache und ihr dialogischer Cha- 
rakter prägen sich unweigerlich ins 
Gedächtnis ein. 

Mit diesen sprachkünstlerischen Mit- 
teln schafft es Ngugi, nicht nur LeserIn- 
nen, sondern auch ZuhörerInnen zu errei- 
chen. Moderne Literatur rückt damit wie- 
der in die Nähe der Möglichkeiten der 
Oralliteratur, die einen großen Kreis von 
Interessierten - auch Leseunkundige - 
erreicht. Und das ist Ngugis Ziel. 

Tatsächlich verbreitete sich das Buch 
in Kenia zu weiten Teilen durch Vorlesen 
und Erzählen in der Öffentlichkeit: beim 
Warten auf den Bus, in den Arbeitspau- 
sen, in Kneipen und Bars. Undes ist kein 
Gerücht, daß die kenianischen Behörden 
kurz nach dem Erscheinen des Romans 
einen Haftbefehl gegen einen Volksauf- 
hetzer namens Matigari erließen. Als sie 
ihren Irrtum bemerkten, ordneten sie die 
sofortige Beschlagnahme “Matigari ma 
Njiruungis” an. 

sw 
Ngugi wa Thiong’o, 
Matigari. Peter Hammer Verlag, 
Wuppertal 1991, 206 Seiten, 
28.-DM 


ur Jahreswende ist ein weiteres 

/ Buch von Ngugi wa Thiong’o auf 
deutsch erschienen: Kaltgestellt 
(Gikuyu: 1981). Dieses Gefängnistage- 
buch entstand offensichtlich erst nach sei- 
ner Haftentlassung und ist somit nicht als 
“authentisches” Zeugnis seiner individu- 
ellen Gefangenschaft zu verstehen. In 
viel geringerem Maße als bei vergleich- 
baren Büchern aus dem Gefängnis, wie 
etwa bei Wole Soyinkas “Der Mann ist 
Tod”, macht Ngugi die existenzielle 
Erfahrung der Isolationshaft zum Thema 
existenzialistischer Reflexionen. Nicht 
sein persönliches Schicksal steht im Vor- 


dergrund, sondern “Festnahme und Haft” 
werden “als ein politisches und soziales 
Phänomen” behandelt. 

So hat Ngugi "Kaltgestellt" als politi- 
sches Geschichtsbuch konzipiert. Erzählt 
wird die Geschichte kenianischen Wider- 
stands gegen koloniale und neokoloniale 
Herrschaft, erinnert wird an die vielen 
Widerstandskämpfer, die anders als er, 
der weltweit anerkannte Literat, nicht 
“nur” kaltgestellt, sondern “kaltgemacht” 
wurden. 

Gerade der Versuch, das eigene 
Schicksal in einen größeren politischen 
und historischen Zusammenhang zu set- 
zen, der Versuch der Entindividualisie- 
rung der Gefägniserfahrungen, läßt die 
Person Ngugi wa Thiong’o besonders 
deutlich hervortreten. Die Auswahl des- 
sen, was uns aus Ngugis Biographie 
berichtet wird, wurde eben nicht von der 
historischen Situation bestimmt, sondern 
von ihm, der Autobiographien für unin- 
teressant hält, getroffen. 

Ngugi hat mit diesem Gefängnistage- 
buch nicht nur eine Interpretation der 
Herrschaftsverhältnisse im heutigen 
Kenia geliefert, sondern auch einen 
Schlüssel zum Verständnis seiner Werke. 
Ohne die vorhergehende Lektüre von 
"Kaltgestellt" hätte ich das oben bespro- 
chene Matigari, trotz des informativen 
Nachworts, schön eurozentristisch in der 


Tradition sowjetischer Agitprop-Helden- 


epen angesiedelt. Doch nicht Stalin, son- 
dern Amilcar Cabral und dessen Überle- 
gungen zur Rolle der Kultur im Befrei- 
ungskampfbilden den politischen Hinter- 
grund der Arbeiten Ngugis. Kennt man 
erst Ngugis an Brecht orientierte Überle- 
gungen zum Theater, verwandelt sich der 
bei oberflächlicher Lektüre so schlichte 
propagandistische Roman in eine Arbeit, 
die sich politischer Basisarbeit verpflich- 
tet fühlt und zudem komplexen literari- 
schen Ansprüchen genügt. 

Ich kann nur empfehlen, beide Bücher 
zusammen zu lesen. "Kaltgestellt" ist 
m.E. das interessantere, erreicht aber in 
der Sorgfalt der (end)redaktionellen 
Betreuung nicht den Standard von Mati- 
gari. Es ist dem engagierten Trickster 
Verlag zu wünschen, daß seine Bücher 
endlich so viele Leser finden, wie sie es 
eigentlich verdienen, damit man sich 
auch dort diese Sorgfalt leisten kann. 

Andreas Beil 


Ngugi wa Thiong’o 
Kaltgestellt. Trickster Verlag, 
München 1991, 344 Seiten, 
38.-DM. 


Kultur 


Der Verkaufte Traum 
Europa aus der Sicht 


Ghanas 


“Hier sitzeich nun vor meinem 
großen, ovalen Spiegel’ und 
“betrachte diesen dreckigen Rest, 
der von mir geblieben ist, und heu- 
le”. So beginnt die Geschichte von 
Mara, einer ahnungslosen Ghana- 
erin, die es nach Deutschland ver- 
schlagenhat.Sieglaubteanden 
Traum, im reichen Norden so viel 
Geld verdienen zu können, daß sie 
anschließend in Afrika ein ange- 
nehmes Leben führen kann. Doch 
es kommt anders. Sie endet als Pro- 
stituierte ineinem dubiosen Bor- 
dell nahe München. Aufdenersten 
Blick, soscheint es, die klassische 
Rollenverteilung: die afrikanische 
Frau als Opfer, der europäische 
Mannals Täter. Doch die Rollen 
sind diesmal anders verteilt. 


araistnurdie Figurineinem aus- 
M =“ Plan, der in Ghana 

beginnt. Sie wird mit Akobi ver- 
heiratet, einem Mann aus ihrem Dorf, der 
das Landleben satt hat. Die Ehe - ein Alp- 
traum. Er schlägt und demütigt sie, und 
sie erträgt es, weil sie glaubt, es müsse so 
sein. Deshalb folgt sie ihm auch nach 
Europa. 

Akobi aber ist der eigentliche Täter, 
und das macht das Buch so heikel. Der 
Afrikaner entpuppt sich als habgieriger 
und gewinnsüchtiger Aufsteiger, der sei- 
ne Frau belügt, hintergeht und benutzt. 
Schließlich zwingt er sie zur Prostitution. 
Erst jetzt wacht Mara auf. Sie erkennt die 
Zusammenhänge. 


Akobi hatte inzwischen eine deutsche 
Frau geheiratet. Gitte liebt ihn, und gegen 
den Widerstand ihrer Eltern, die einen 
Schwarzen als Ehemann nicht akzeptie- 
ren, gehen sie zum Standesamt. Jetztkann 
er im Land bleiben, ohne durch die 
Mühlen des langwierigen Asylverfahrens 
gedreht zu werden. Und Mara läßt er 
nachkommen: als Schwester, die auf dem 
Strich Geld besorgt. Beide Frauen nutzter 
aus, um seinem eigentlichen Ziel näher zu 
kommen: als Reicher in Afrika ein glück- 


liches Leben mit Comfort, seiner ghana- 
ischen Geliebten, führen zu können. 

Die Autorin Amma Darko, einst selbst 
Flüchtling in Deutschland, weiß, wovon 
sie in ihrem Buch “Der verkaufte Traum” 
erzählt. Auf der Suche nach Asyl lernte 
sie Prostituierte aus Ghana kennen, erfuhr 
von ihren Erlebnissen und machte ein 
Buch daraus. So sind die Figuren zwar 
erfunden, die Geschichten aber wahr. 
Und die beginnen mit Träumen und enden 
im Bordell. "Ich bin jetzt Nutte, durchund 
durch Nutte", resümiert Mara resigniert. 
Die Autorin versteht es, ein unge- 
schminktes Bild ihrer Landsleute zu 
zeichnen, auch wenn die Sprache manch- 
mal etwas befremdet. So verfällt die nai- 
ve, unterwürfige Mara bereits in Um- 
gangssprache, bevor sie in Ostberlin aus 
dem Flugzeug steigt. Aber das ist wohl 
ein Problem der Übersetzung. 

Das Buch erhält seine Spannung 
dadurch, daß es den Klischees wider- 
spricht und sie zugleich bestätigt. Zwarist 
ein Afrikaner der Täter, der bei seinem 
Weg nach oben kein Mittel scheut. Er ist 
zugleich aber auch Opfer, denn er glaubt 
an den Traum, der in Afrika so oft 
geträumt wird: einige Jahre Arbeit in 
Europa, anschließend ein sorgenfreies 
Leben in Afrika. 


AmmaDarko ck 
Der verkaufte Traum. 

Schmetterling Verlag, Stuttgart 1991, 
180 Seiten, 29,80 DM. 


Plädiert wird für 
eine anti-rassisti- 
sche Politik im In- 
teresse der ei- 
genen Befreiung. 
Rassismus und 


Ethnozentrismus 
werden als Aus- 
druck gestörter 


„deutscher Iden- 
tität“ statt als Fol- 
ge von Integrati- 
onsschwierigkei- 
ten der Einwan- 
derer behandelt. 


Annita Kalpaka/Nora Räthzel, 

Die Schwierigkeit, nicht rassistisch zu sein 
2., überarb. Aufl., 128 S., 6 s/w-Abb. 

ISBN 3-87322-034-2 DM 16,80 
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Rezensionen 


Analysen zu 


Südkorea 


Ein Wirtschaftsmythos am Ende? 


Südkorea gilt als erfolgreiches Bei- 
spiel für eine nachholende Indu- 
strialisierung. Der Preis dafür war 
eine autoritäre Staatsführung, ein 
extrem niedriges Lohnniveau mit 
den weltweit schlechtesten Arbeits- 
bedingungen und einer zunehmend 
drastischen Umweltverschmut- 
zung. 


eit 1990 scheint die koreanische 

Wirtschaft in einer Wachstumskrise 

zu stecken. Der Rückgang der 
Wachstumsrate des Sozialprodukts, wie- 
der ansteigende Verschuldung und Ab- 
satzeinbrüche bei der koreanischen Indu- 
strie deuten darauf hin. Schon melden 
sich Kritiker zu Wort, die aus dieser Situa- 
tion die Erfolglosigkeit dieses Industriali- 
sierungsmodells zu beweisen suchen. 
Etwas voreilig, wieich meine. 

In ihrem Buch “Dragons in distress” 
“untersuchen Stephanie Rosenfeld und 
Walden Bello, Mitarbeiter am Institute 
for Food and Development in San Fran- 
cisco, die aktuelle Entwicklung in Süd- 
korea, Taiwan und Singapur. Dabei stel- 
len sie heraus, daß es in allen drei Ländern 
wirtschaftliche Krisentendenzen gibt. 
Die Orientierung der südkoreanischen 
Wirtschaft v.a. auf den US-amerikani- 
schen Absatzmarkt und die kontinuierli- 
che Aufwertung des Won gegenüber dem 
US-Dollar mußte letztendlich zu dem 
1990 erstmals wieder eingetretenen 
Außenhandelsdefizit führen. Gegen eine 
“Dumping”-Preispolitik seitens kKoreani- 
scher Firmen haben sich die USA schon 
Mitte der achtziger Jahre mit Strafzöllen 
gegenüber Hyundai-Autos gewehrt. 

Der von den Autoren prognostizierte 
zunehmende Protektionismus korrespon- 
diert mit der binnenwirtschaftlichen 
Strukturkrise Südkoreas. Die drastischen 
Lohnsteigerungen seit 1987 führten zu 
einem fortschreitenden Verlust des “kom- 
parativen Vorteils” in einigen Industrie- 
und Fertigungsbereichen - wie beispiels- 
weise der Textilindustrie - aufgrund nied- 
riger Löhne. Gleichzeitig haben sich die 
High-Tech-Produktionsbereiche aber 
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noch nicht genügend entwickelt. Dies 


liegt sowohl an der Abhängigkeit der süd- 
koreanischen Unternehmen von Fremd- 
bzw. ausländischem Kapital wie auch an 
ungenügenden Investitionen in technolo- 
gische Innovationen seitens der koreani- 
schen Chaebols (koreanische Industrie- 
konglomerate). Aber auch die Abhängig- 
keit der südkoreanischen Wirtschaft von 
Importgütern bei Grundstoffen und Vor- 
produkten spielt für die aktuelle Wachs- 
tumsschwäche eine Rolle. Schließlich 
verschärfen sich in Südkorea die gesell- 
schaftspolitischen Auseinandersetzun- 
gen durch Forderungen nach demokrati- 
scher Partizipation der Bevölkerung, 
nach Behebung der weiter wachsenden 
ökologischen Probleme, nach weiteren 
Lohnsteigerungen und Sozialleistungen 
seitens der sich neu entwickelnden 
gewerkschaftlichen Opposition. 

Für Bello und Rosenfeld zeigen diese 
Entwicklungen die Grenzen einer auf 
Wachstum ausgerichteten wirtschaftli- 
chen Entwicklung. Die Beschäftigten und 
die Natur bleiben bei einer solchen wirt- 
schaftlichen Entwicklung auf der 
Strecke. 

aß die Bevölkerung, insbesondere 
D die Arbeiterschaft, bei einem wirt- 

schaftlichen Entwicklungsweg 
wie dem Südkoreas, nichts zu lachen hat, 
beschreibt George E. Ogle in seinem 
Buch “Dissent within the economic 
miracle”. Ogle war Professor für Wirt- 
schaftsbeziehungen in Seoul. Mitte der 
siebziger Jahre wurde Ogle für seine 
öffentliche Verteidigung von acht politi- 
schen Gefangenen in Südkorea inhaftiert 
und anschließend ausgewiesen. 1989 
durfte er das Land wieder besuchen und 
publizierte v.a. auf der Grundlage von 
persönlichen Gesprächen dieses Buch. 
Herausgekommen ist dabei eine enga- 
giert geschriebene Geschichte der korea- 
nischen Werktätigen, die bis heute der 
staatlichen Repression unterliegen. 
Anhand der Biographien eines einfachen 
Arbeiters und des Präsidenten des Auto- 
mobilkonzerns Hyundai zeichnet er ein 
Bild der unterschiedlichen gesellschaftli- 
chen Entwicklung in Südkorea. 


Für Ogle waren es im wesentlichen 
fünf Faktoren, die Südkorea zu einem 
wirtschaftlich gesehen höheren Lebens- 
standard verhalfen: die zentralisierte Pla- 
nung v.a. durch das Economic Planning 
Board, das ausländische Kapital, das 
Modell einer exportorientierten Entwick- 
lung, die Chaebols und die militärische 
Diktatur. Diese “innovativen Faktoren” 
verbesserten den Lebensstandard der 
südkoreanischen Bevölkerung und 
machten die Armut zu einem marginalen 
Problem. Gleichzeitig sorgten diese Fak- 
toren für die Repression gegen jegliche 
Aktivitäten bzw. Forderungen seitens der 
Arbeiter. Letztendlich plädiert Ogle für 
eine breite, demokratische Beteiligung 
der südkoreanischen Gewerkschaften an 
der gesellschaftlichen Entwicklung des 
Landes. 

Die beiden bisher angesprochenen 
Bücher haben v.a. zwei Mängel. Einer- 
seits vermögen sie bestenfalls in Ansät- 
zen, politische und wirtschaftliche Ent- 


wicklungsszenarios zu entwerfen, ande- 
rerseits arbeiten gerade Bello/Rosenfeld 
mitteilweise wenig glaubwürdigen Quel- 
len. Dafür ein Beispiel aus dem Buch von 
Bello/Rosenfeld. So zitieren die Autoren 
eine Statistik aus der Zeitschrift “Busi- 
ness Korea”, die dramatische Verschul- 
dungsraten der führenden Chaebols auf- 
weist. Belegt werden soll damit indirekt 
die eigene Entwicklungsschwäche 
führender südkoreanischer Unterneh- 
men. Allerdings muß man einwenden, 
daß solche Kennzahlen nichts über die 
Herkunft, Fristigkeit, kurz: Qualität die- 
ser Schulden aussagen. Denn es ist von 
Bedeutung, wer der Schuldner ist, zu wel- 
chem Zins der Schuldner seine Einlage 
verzinst und mit welcher Laufzeit, und 
schließlich was eigentlich als Schulden in 
diesem Sinne gewertet wird. Eine negati- 
ve Darstellung gerade in koreanischen 
Magazinen kann durchaus Sinn machen, 
wenn versucht wird, den Gewerkschaften 
die Grundlage für ihre Argumente zu wei- 
teren Lohn- und Sozialforderungen zu 
entziehen (auf diesen Zusammenhang 
verweistM. Pohl in seinem Aufsatz, siehe 
weiter unten). 


u einer differenzierteren Einschät- 
/ zung der politischen und wirt- 
schaftlichen Entwicklung Süd- 
koreas gelangt die 1989 veröffentlichte 
Arbeit von Byung-Duck Hwang. Dieses 
Buch bietet m.E. noch immer die beste 
deutschsprachige Analyse der südkorea- 
nischen Gesellschaftsentwicklung der 
letzten vier Jahrzehnte. Der Autor unter- 
sucht sowohl die Politik und Ideologie der 
autoritären Herrschaft in Südkorea als 
auch den damit einhergehenden welt- 
marktorientierten Entwicklungsweg. 
Bezüglich der ökonomischen Ent- 
wicklung ist Hwangs Hauptthese, daß 
Südkorea “nichttrotz, sondern wegen der 
Weltmarktintegration eine erfolgreiche 
kapitalistische Transformation” zu einer 
Industrienation westlichen Typs durch- 
führt. Hwang setzt sich dabei mit den Vor- 
stellungen der Modernisierungs- und der 
Dependenztheorie auseinander und zeigt, 
daß beide Modelle für die Erklärung der 
wirtschaftlichen Entwicklung Südkoreas 
unzulänglich sind. Die relativ egalitäre 
Einkommensverteilung, der wachsende 
Konsum und der Aufbau eines sozialen 
Sicherungssystems lassen Südkorea zu 
einem modernen Industriestaat mit wohl- 
fahrtsstaatlichen Regulierungen wach- 
sen. Empirisch belegt der Autor diese 
Entwicklungen v.a. im Vergleich mit den 
lateinamerikanischen Staaten. Damit ein- 
her geht auch ein politischer Wandel in 
der südkoreanischen Gesellschaft. Einer- 
seits ist die Gesellschaft der universalen 
Norm ‘Demokratie’ ausgesetzt”, ande- 
rerseits wird sich nach Hwangs Ansicht 
die antikommunistische Ideologie der 
bürgerlichen Demokratie unterordnen. 


Das von W. Draghun herausgegebene 
Buch “Asiens Schwellenländer: Dritte 
Weltwirtschaftsregion?” enthält überar- 
beitete Referate einer Tagung. Eingeleitet 
wird der Band mit Grundthesen zur Ent- 
wicklung in Ost- und Südostasien von 
Rüdiger Machetzki. Es folgen Länder- 
beiträge zu Singapur, Südkorea, Taiwan, 
Hongkong, Thailand, Malaysia und Indo- 
nesien. Manfred Pohl beschreibt zunächst 
in seinem Beitrag über Südkorea die wirt- 
schaftliche Entwicklung des Landes 
anhand der staatlichen Fünfjahrespläne. 
Der zweite Teil seines Aufsatzes beschäf- 
tigt sich mit den jüngsten Entwicklungen. 
Der siebte Fünfjahresplan (für 1992 bis 
1996) soll sowohl die Spar- und Investiti= 
onsquote als auch die Aufwendungen für 
Forschung und Entwicklung in Südkorea 
deutlich steigern. Zudem beabsichtigt das 
EPB (Economic Planning Board). die 
Kreditkontrollen und Steuervergünsti- 
gungen für die Chaebols zu streichen. Die 
wirtschaftlichen Warnzeichen sieht Pohl 
im Rückgang der ausländischen Investi- 
tionen, im Lohnanstieg, dem internatio- 
nalen Druck nach weitergehenden Libe- 
ralisierungen v.a. auf dem Finanzmarkt, 
der sinkenden Nachfrage aufden wichtig- 
sten Absatzmärkten für koreanische Pro- 
dukte sowie steigenden Bodenpreisen in 


Rezensionen 


Südkorea und den Folgewirkungen der 
Golfkrise. 

Im Gegensatz zu Bello/Rosenfeld 
betont Pohl, daß das reale Wirtschafts- 
wachstum in Südkorea im internationalen 
Vergleich immer noch beachtlich ist. 
Zudem hat die südkoreanische Wirtschaft 
schneller als beispielsweise Japan auf die 
Öffnung Osteuropas und der (nunmehr 
ehemaligen) Sowjetunion reagiert und ist 
dort schon aktiv im Geschäft. Der man- 
gelnden Liquidität dieser Länder begeg- 
net Südkorea mit Kompensationsge- 
schäften (Waren gegen Rohstoffe). 
Zudem könnte es künftig auch vom 
sowjetischen ‘know-how’ in einigen 
Bereichen profitieren. Daß die südkorea- 
nischen Unternehmen auf die protektio- 
nistischen Drohungen der US-Regierung 
reagierten, zeigt ihre Strategie, sich 
zunehmend andere Märkte (Japan, China 
und die osteuropäischen Staaten) zu 
erschließen. Hwang sieht darüber hinaus 
- und im Gegensatz zu Bello/Rosenfeld - 
v.a. zu lateinamerikanischen Staaten ver- 
gleichsweise hohe Ausgaben im Bereich 
der Forschung und Technologie sowie 
eine international gesehen gute Qualifi- 
kation von koreanischen Arbeitskräften. 
Letzteres schlägt sich in Management- 
fähigkeiten nieder, die sicherlich von 
nicht zu unterschätzender Bedeutung bei 
der wirtschaftlichen Expansion in neue 
Märkte sind. Pohl und Hwang sehen auch 
die sogenannte Nordpolitik der südkorea- 
nischen Regierung gegenüber Nordkorea 
indiesem Zusammenhang. 

Die von Bello/Rosenfeld geäußerte 
Kritik zeigt erst einmal nur, daß sich die 
südkoreanische Ökonomie in einer 
Umbruchsituation hinsichtlich ihrer 
Wirtschaftsstruktur und ihrer Auslands- 
märkte befindet. Dies bedeutet keines- 
wegs den Zusammenbruch der kapitali- 
stisch geführten Wirtschaft Südkoreas 
bzw. ein Scheitern des südkoreanischen 
Modells, auch wenn dies manchen Zeit- 
genossen bitter schmeckt. 

PS. Zum Schluß noch eine Warnung. 
Im Heyne Verlag erschien 1991 das Buch 
des amerikanischen Journalisten Robert 


Elegant. In “Zukunft Fernost” beschreibt 
Elegant die wirtschaftlichen und gesell- 
schaftlichen Entwicklungen in Asien. 
Seiner Meinung nach werden die asiati- 
schen Länder - allen voran Japan, Süd- 
korea, Taiwan, Hongkong und Singapur - 
die “Wirtschaftsmächte des 21. Jahrhun- 
derts” sein. So spannend das Thema des 
Buches ist, so trivial sind seine Argumen- 
te. Für Elegant reduziert sich das Erfolgs- 
rezept auf die konfuzianischen Tugenden 
der Asiaten. So sind Fleißigkeit und 
Gehorsam auch das A und O der erfolg- 
reichen Entwicklung in Südkorea. Ele- 
gant gerät geradezu ins Schwärmen, 
wenner überden Korea-Krieg (beidemer 
Kriegsberichterstatter war) und den 
anschließenden Wiederaufbau des Lan- 
des berichtet. Seine Erkenntnisse gewann 
er auch zu einem guten Teil aus Bekannt- 
schaften zu den früheren Diktatoren. So 


war General Park Chung-Hee “ein exzel- 
lenter Talentjäger” und holte seinen 
Freund George ins Wirtschaftsministeri- 
um. Zu den konfuzianischen Tugenden 
kommen für Elegant also noch eine erst- 
klassige Führungsriege und ein “zwang- 
haft arbeitendes koreanisches Volk.” 
Unglaublich! 

uju 


Walden Bello/ Stephanie Rosenfeld 
Dragons in distress. Asia’s miracle 
economiesin crisis. 

Institute for Food and Development/ 
Food First San Francisco 1990, 
$12.95 


George E. Ogle 

South Korea: Dissent within the eco- 
nomic miracle. 

Zed Books, London 1990, 

$17.50 


Byung-Duck Hwang: 

Nachholende Industrialisierung und 
autoritärer Staat. 

Edition Sigma, Berlin 1989, 

DM 39.00 


Werner Draguhn (Hg.): 

Asiens Schwellenländer: Dritte Welt- 
wirtschaftsregion? 

Institut für Asienkunde, Hamburg 
1991, 

DM 28.- 


Robert Elegant: 

Zukunft Fernost. Ein Blick hinter die 
Kulissen der Wirtschaftsmächte von 
morgen. 

Heyne Verlag, München 1991, 

DM 48.- 


BEHÖRDEN- UND UNTERNEHMER-UNFREUNDLICH 


telegraph >: 


Unsere Themen: Antifa, Stasi, Kriegs- 
dienstverweigerung,OÖsteuropa, 
Wirtschaftssauereien Made in BRD und anderes. 
Dies alles betrachtet durch die "linke" Lupe und 
gemacht von unverbesserlichen Querulanten, die 
schon zu DDR-Zeiten Reißzwecken im Magen 
der Herrschenden waren. 


Der 'telegraph” erscheint monatlich, ist zu erhalten 
über Infoläden und ausgesuchte Buchhandlungen, 
oder im Abo über: Redaktion "Telegrapb”, 
Schliemannst.22, Berlin O-058 
Einzelhandelspreis DM 03, Jabresabo DM34, 
‚„Halbjahressbo DM17,50, auf Probe (2Nr.) DMOS 
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D UNCED-Info 3) WW 


a im UNCED Vorbereitungspro- 
D#* der nichtstaatliche Sektor in 

einem Maße in die Diskussionen 
einbezogen wird wie nie zuvor - mögli- 
cherweise wird eine Mitsprache der 
Nicht-Regierungsorganisationen (NRO) 
im UN-System institutionell verankert - 
erhoffen sich viele Aktivisten vom 
UNCED Prozeß neue Impulse für die 
Bewegung. 

Ob angesichts der Mobilisierungs- und 
Motivationskrise der Umweltbewegung 
diese Hoffnungen in Erfüllung gehen, 
wird entscheidend davon abhängen, ob 
die Geschäftigkeit auch noch Spielraum 
läßt zu einer kritischen Reflexion des 
eigenen Standorts und zu einer strategi- 
schen Neubestimmung zukünftiger Poli- 
tiküber Rio hinaus. 


Globale NRO-Konferenz 
in Paris 


Das bisher ehrgeizigste Projekt in der 
Fülle der NRO-Initiativen war die Welt- 
konferenz “Roots of the Future” in Paris 
(17.-20.12.91). Finanziert von der fran- 
zösischen Regierung waren 800 Vertrete- 
rInnen von NROs aus der ganzen Welt 
nach Paris gereist. Die Mehrheit kam aus 
Afrıka, Asien und Lateinamerika. Ein 
international zusammengesetzter Lei- 
tungskreis hatte Kriterien für die Teilnah- 
me der Repräsentanten erstellt und 
Absprachen mit der finanzierenden fran- 
zösischen Regierung getroffen. Gemäß 
ihrer Bevölkerungszahl standen der BRD 
14 Plätze zur Verfügung. Zum Teil waren 
die Mitglieder der deutschen Delegation 
erst wenige Tage vor der Konferenz 
benannt worden, und es gab keine Vor- 
treffen für eigentlich notwendige Abspra- 
chen. Kritik an dem wenig transparenten 
und partizipativen Auswahlprozeß wurde 
auch aus anderen Delegationen laut. 

Im Konferenzzentrum La Vilette gab 
es täglich Plenen zu den Themen “Armut 
und Umwelt”, “Ethik,Werte und Verbrau- 
cherverhalten” sowie “Unsere Unter- 
schiedlichkeit istunser Reichtum”. Dane- 
ben tagten ständige Arbeitsgruppen. In 
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Im Vorfeld der UN Konferenz zu 
Umwelt und Entwicklung 
(UNCED), die im Juni in Rio statt- 
findet, entfalten Organisationen 
und Verbände vor allem aus dem 
Bereich Umwelt derzeit fieberhafte 
Aktivitäten. Eine Konferenz jagt 
die andere, jede Menge Aktionen 
werden geplant und eine Flut von 
Papier wälzt sich über einschlägige 
Schreibtische. Die Erwartungen an 
die Rio-Konferenz sind hoch - 
wahrscheinlich zu hoch - gespannt. 


diesen Sitzungen wurden Aspekte und 
Erfahrungen aus den unterschiedlichen 
Regionen eingebracht und ergänzende 
Resolutionen diskutiert. Durch die Tren- 
nung in englische bzw. romanische 
Sprachgruppen ohne hinreichende Über- 
setzung gab es allerdings fast keinen Aus- 
tausch zwischen den Repräsentanten die- 
ser Gruppen. 

Dennoch war festzustellen, daß an die 
Stelle der thematischen Begrenzung der 
“klassischen” umwelt- und entwick- 
lungspolitischen Bewegung eine thema- 
tische Ausweitung getreten ist. Der 
Zusammenhang von Umwelt und Ent- 
wicklung wird nicht mehr in Frage 
gestellt. Damit ist auch der Zusammen- 
hang von Ökologie, Okonomie und den 
damit verknüpften politischen Macht- 
strukturen ins Blickfeld geraten. Zweifel- 
los ein Schritt zu einer stärkeren Politisie- 
rung und wohl auch einer gewissen Radi- 
kalisierung. 

So heißt es z.B. im Arbeitsdokument 
der Konferenz, daß man “die gegenwärti- 
gen Regierungssysteme ablehnt, da sie 
die ökologische und kulturelle Vielfalt 
der Welt durch hochzentralisierte ökono- 
mische und politische Kontrolle zer- 
stören.” Stattdessen wird eine Ordnung 
der Welt angestrebt, in der “ökologischen 


und sozialen Gesichtspunkten für alle 
Menschen und für zukünftige Generatio- 
nen Priorität eingeräumt wird.” 


Außer Spesen nichts gewesen? 


Das Treffen in Paris legte allerdings 
auch grundlegende Probleme und Defizi- 
te offen. So sah die Tagesordnung z.B. für 
so zentrale Herausforderungen wie dem 
Widerspruch zwischen weitverbreitetem 
Krisenbewußtsein und der Unfähigkeit 
zu praktischen Lösungen keinen Raum 
vor. Das Problem besteht ja heute nicht 
mehr darin, daß Konzepte für eine CO,- 
Reduzierung, für alternative Energien, 
die Lösung der Schuldenkrise und, und 
und... entwickelt werden müßten. Diese 
Konzepte existieren seit geraumer Zeit. 
Das Problem ist, daß die Durchsetzung all 
der schönen - und auch in Paris häufig 
wiederholten - Vorschläge an der politi- 
schen Wirklichkeit scheitern. So fehlten 
auf der Konferenz Überlegungen, was 
man z.B. gegen die Blockade einer wirk- 
samen CO,-Reduzierung durch die welt- 
weit größte Dreckschleuder, die USA, 
unternehmen Könnte. 

Die strategische Ratlosigkeit zeigte 
sich auch daran, daß eine politische Ana- 
lyse der Bedeutung von UNCED, des 
Standes des Verhandlungsprozesses und 
seiner Perspektiven fehlte. Während z.B. 
in den UNCED-Vorbereitungsgremien 
eifrig über Finanztransfers in den Süden 
gestritten wird, fiel andernorts die Ent- 
scheidung darüber, daß die meisten Mit- 
tel, die der Norden zu bewilligen bereit 
ist, über die “Global Environmental Faci- 
lity” der Weltbank und damit unter Kon- 
trolle der führenden Industriestaaten 
abgewickelt wird. 

Wenn diese Diskussionen nicht 
geführt werden, ist nach Rio der Marsch 
in die Resignation oder in die unfruchtba- 
re Alternative zwischen fundamentalisti- 
scher Negation oder perspektivloser 
Reformhuberei vorgezeichnet. 


Konferenzbericht von Peter Wahl 
(ANPED) mit Ergänzungen von Rolf 
Niemann (Bensheimer Kreis) 


Steigt Malaysia aus ? 


alaysia, über das schon längere 
M: Gerüchte im Umlauf sind, 

es wolledie UNCED-Konferenz 
boykottieren, hat jetzt Pläne für einen 
alternativen “Earth Summit” (unter die- 
sem Namen soll parallel zur UNCED eine 
Konferenz stattfinden, an der zahlreiche 
internationale NROs teilnehmen werden) 
angekündigt. Einem Bericht des Inter 
Press Service (IPS) zufolge habe der 
malaysische Premierminister Mahatir 
Mohamad “Überredungsversuchen von 
seiten Großbritanniens und des General- 
sekretärs der UNCED widerstanden, 
davon abzusehen, einen “alternativen 
Earth Summit” im April 1992 in Kuala 
Lumpur zu veranstalten.” 

- Laut diesem Bericht ist Mahatir nach 
wie vor nicht überzeugt, daß UNCED 
“nicht die Entwicklungsländer wegen 
ökologischem Fehlverhalten verurteilen 
wird.” Der IPS zitiert Mahatir: “Wir 
haben genug von diesen (entwickelten) 
Ländern, die mit ihren Fingern nur auf die 
Entwicklungsländer zeigen und sie der 
Zerstörung des tropischen Regenwaldes 
anklagen, wo wir doch längst eine nach- 
haltige Entwicklung praktizieren.” 

Laut Mahatir müsse der “alternative 
Earth Summit” abgehalten werden, da 
Malaysia, gemeinsam mit Indien, Indo- 
nesien, Brasilien und anderen Entwick- 
lungsländern zur Zielscheibe internatio- 
naler Kampagnen geworden sei. 

Es scheint, daß Malaysia mit seinem 
Plan mittlerweile die Unterstützung von 
mindestens 40 Entwicklungsländern aus 
Afrıka, Asien und Lateinamerika errei- 
chen konnte. Tatsächlich ist das Treffen 
kaum mehr als ein Teil einer ganzen Serie 
von weltweiten Vorbereitungstreffen zur 
UNCED, doch will Malaysia eine Agen- 
da erarbeiten, die dem offiziellen Treffen 
eine gemeinsame Position “des Südens” 
gegenüberstellen soll. 

Kein Wunder also, daß Maurice 
Strong, der Generalsekretär der UNCED, 
unterdessen in Malaysia weilte und die 
Befürchtung äußerte, die Position der 
Entwicklungsländer würde geschwächt, 
sollte Malaysia der UNCED fembleiben. 
“Ich denke, alle anderen Entwicklungs- 
länder wünschen sich eine Beteiligung 
Malaysias in Rio aufgrund der starken 
Position, die Malaysia in ökologischen 
Fragen geltend gemacht hat.” Strong ver- 
sicherte Malaysia zudem, daß UNCED 
kein Forum sein werde, auf dem ein Land 
zum Sündenbock gestempelt werde, son- 
dern eine neue globale Partnerschaft 
erreichen soll, die positive Auswirkungen 
sowohl auf ökologische wie aufentwick- 
lungspolitische Ziele hätte. 

Mahatirs Stellvertreter, Ghafar Baba, 
zeigte sich von Strongs Schmeicheleien 
wenig beeindruckt. “Dies alles wird doch 
nur gesagt, weil sie uns in Brasilien dabei 
haben wollen. Die Frage unserer Anwe- 
senheit hängt aber nach wie vor von der 
Haltung der Industriestaaten ab.” 
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teoernative 


\ Die grün-alternative Fachzeitung 


ALTERNATIVE KOMMUNALPOLITIK 
(AKP) gibt nicht nur sechs lesenswerte, 
reguläre Hefte pro Jahrzum Abopreis von 
48,- DM heraus. 

Nein, wir machen auch laufend Bücher 
und Sonderhefte zu brandaktuellen The- 
men. 


Als da sind: 


Unser Buch „Vom Bauhaus nach Bitter- 
feld“ (128 Seiten; 18,- DM plus 2,- DM 
Versand). Der ganz andere Reiseführer— 
auch für stadtplanerisch Interessierte. 


DO Unser Buch „Müllverbrennung — ein 
Spiel mit dem Feuer“ (128 Seiten; 15,- DM 
plus 1,50 Versand). Die unverzichtbare 
Argumentationshilfe bei der Frage: Darf 
Abfall verbrannt werden? 


ÜO Sonderheft 6: „Planungsrecht in der 
DDR und der BRD“ 

(12 Seiten und ein Al-Plakat, 2,50 DM 
und 1,50 DM Versand). Alles Wissens- 
werte über Planungsrecht, Baugesetz- 
buch und Raumplanung in anschaulicher 
Form. 


Sonderheft 7: „Haushaltspolitik in der 
Kommune“ 

(68 Seiten, 8,- DMplus 1,50 DMVersand). 
Nicht nur für Anfänger, die verständliche 
Einführung in Haushaltssystematik und 
Gemeindefinanzen. 

Gesamtkatalog und kostenloses Probe- 
heft der regulären AKP-Ausgabe können 
angefordert werden bei: 


Redaktion und Vertrieb 


ALTERNATIVE KOMMUNALPOLITIK 
Herforder Str. 92 
4800 Bielefeld 1 
(Tel.; 0521/1775 17) 


Fachzeitschrift für grüne und 


alternative Kommunalpolitik 
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Tagungsbericht 


Suchbewegungen der 
Ökologie-, Friedens- 
und Dritte-Welt-Gruppen 


ie weltpolitische Situation hat sich 
D: rasch verändert, daß die Frie- 
dens-, Okologie- und Dritte-Welt- 
Bewegung für neue Konflikte (Golf- 
krieg) und Problemstellungen (‘unser 
Naher Osten’ = Osteuropa) noch keine 
Lösungen parat haben. Ein kleiner Teil 
dieses Spektrums hatte sich Mitte 
Dezember in der Evangelischen Akade- 
mie Tutzing versammelt, um sich über 
das Thema ‘Ökologische Sicherheit’ zu 
informieren bzw. um über die Problema- 
tik zu diskutieren. 
Es herrscht ziemliche Ratlosigkeit im 
sogenannten Alternativsektor der Bun- 
desrepublik. Immer wieder fragten Teil- 


nehmerInnen: Was können wir tun, ange-- 


sichts der massiven Probleme, die sich in 
Zukunft sogar eher verschärfen als ent- 
spannen werden? 

Aber so weit hatten die Referenten (nur 
Ingrid Spiller durchbrach die Phalanx der 
Männer bei den Vortragenden) ihre Über- 
legungen noch nicht ausgearbeitet. Sie 
mühen sich zur Zeit mit der Konstruktion 
von Denkmodellen und Interpretations- 
schemata ab: Konkretes, Greifbares war 
Mangelware. 

Trotz einer Vielzahl sich widerspre- 
chender Denkansätze ließen sich bei den 
Referenten zwei interessante ‘Interpreta- 
tionsschemata’ des Weltgeschehens ent- 
decken, die hier ausführlicher vorgestellt 
werden sollen. 

Brillant trug der Kulturforscher Wolf- 
gang Sachs seine Thesen vor, denen er 
den Titel “Vom Konzept der Entwicklung 
zum Konzept der Sicherheit’ gab. Die 
Periode der Entwicklung begann, laut 
Sachs, mit einer Rede Trumans, der den 
Begriff ‘Entwicklungsländer’ 1940 erst- 
mals benutzte. In letzter Zeit trat das 
Sicherheitsdenken immer stärker in den 
Vordergrund, die Entwicklungsidee ver- 
lor an Bedeutung. Sachs beschrieb sehr 
exakt das ‘neue Denken’, das mit dem 
Beginn des Golfkrieges anfang 1991 voll- 
ends zum Durchbruch gelangte. Den 
Denkschemata der kritischen Offentlich- 
keit der sechziger und siebziger Jahre 
stellte Sachs jene Denkschablonen 
gegenüber, die die gegenwärtige öffentli- 
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che Diskussion dominieren. 

So beherrsche nicht mehr der Gegen- 
satz Kapitalismus/Sozialismus das Ta- 
gesgespräch, sondern der Unterschied 
zwischen schnellen und langsamen Oko- 
nomien (Erste und Dritte Welt). Entwick- 
lungsgebiete, die sich noch vor wenigen 
Jahren der (zumindest rhetorischen) Für- 
sorge der Industrienationen sicher sein 
durften, werden jetzt als Risikozonen 
(Bevölkerungsexplosionen !) verstan- 
den. 

Damit hat sich auch der Blick der 
Ersten Welt auf die Dritte Welt geändert. 
Heute scheint die Frage zentral: Wie die 
“Ausscheidungen’ des Wachstums unter 
Kontrolle bringen? und nicht mehr, wie 
noch in den Siebzigern, wer hat Anteil am 
Wachstumsprozeß? So geht es heute, 
nach Sachs, nicht mehr um die Umvertei- 
lung des Reichtums, sondern um die 
Umverteilung desRisikos. 

Hatte die Erste Welt jahrzehntelang die 
Eindämmung des Kommunismus gepre- 
digt (und betrieben), so gilt es heute die 
‘Risiken’, die in der Dritten Welt schlum- 
mern (Fundamentalistisches, Fremdes, 
usw.)einzudämmen. 

Ablesbar sei dieser Paradigmenwech- 
sel auch am Begriffswandel (vor allem im 
Englischen). So habe sich der zentrale 
Aufgabenbereich für Militärs in den letz- 
ten Jahren von ‘national defence’ über 
“national security’ zur ‘global security’ 
ausgeweitet. 

Im Bereich der Entwicklungspolitik 
wandelte sich die ‘Strategie’ von der ‘Hil- 
fe zum Aufbau’ zur “Hilfe zum Vorbeu- 
gen’ (damit diese Menschen nicht in die 
Industrienationen abwandern). Es geht 
nicht mehr um eine Hilfe zum wirtschaft- 
lichen Aufschwung, sondern, so Sachs, 
um die ‘Beschwichtigung unserer Ang- 
ste. 

Mit der Frage nach der ‘ökologischen 
Sicherheit’ wird eine neue Variante der 
Bedrohungsszenarien entworfen. So gilt 
Frieden nicht länger als Ergebnis von Ent- 
wicklung (Brandt-Report), sondern Frie- 
den entsteht aus Systemmanagement 
(Schuldenkrise). 

Aus den aktuellen ‘Bedrohungsszena- 


rien’ und aus den ‘Risiken’, denen die 
Erde ausgesetzt ist, erwächst ein totaler 
Anspruch gegen Minderheitsansätze vor- 


- zugehen, wie es ihn bisher noch nicht 


gegeben hat. Vor einer solchen ‘Okokra- 
tie’ will Sachs mit seinen Ausführungen 
warnen bzw, auf diese Gefahr will er hin- 
weisen. 

Einen zweiten interessanten Theorie- 
ansatz trug der Frankfurter Politologe und 
Friedensforscher Stefan Hessler vor. 
Sein Ordnungsprinzip für das Welige-. 
schehen heißt ‘Chaostheorie’. Hessler 
überträgt die aus der Physik bekannte 
Chaostheorie in die Sozialwissenschaf- 
ten. Wichtigstes Merkmal dieser Theorie 
ist der Versuch, Phänomene wie den 
Zusammenbruch sozialer Systeme zu 
erklären, auch wenn der Widerstand 
gegen das System nur von einer kleinen 
Zahl von Akteuren ausgeht, wie zum Bei- 
spiel bei dem Zusammenbruch der politi- 
schen Ordnung in Osteuropa. 

Die Frage der ‘ökologischen Sicher- 
heit’ ging Hessler in origineller Weise an. 
Schon die Kombination beider Begriffe 
sei eigentlich widersinnig, da sich ihre 
Inhalte widersprächen. Okologie ist ein 
dynamisches System, seine charakteristi- 
schen Prinzipien sind Bewegung und Ver- 
änderung. Sicherheit dagegen beinhaltet 
das Festhalten am Status Quo und. kommt 
daher in der Naturnicht vor, sie entspringt 
allerhöchstens einem menschlichen 
Bedürfnis. \ 

Ein weiteres Begriffspaar (Ökologie 
und Entwicklung), das Hessler ebenfalls 
analysierte, läßt seine Denkweise deutli- 
cher werden. In der aktuellen Debatte zur 
Tragfähigkeit der Erde wird oft von 
einem Widerspruch zwischen Ökologie 
und Entwicklung gesprochen. Sei es, daß 
Entwicklung als Zerstörung von ökologi- 
schen Systemen interpretiert wird, seies, 
daß Okologie als etwas verstanden wird, 
das Entwicklung behindert oder nicht 
zuläßt. Hessler glaubt nicht an diesen 
Widerspruch. Er plädiert für eine Okolo- 
gisierung des Wachstums. Das Engage- 
ment jedes Einzelnen sollte nicht allein 
auf Überlebenssicherung ausgerichtet 
sein, sondern die Schaffung von Spielräu- 


Kurz belichtet 


men zur Selbstverwirklichung der Men- 
schen im Materiellen und Immateriellen 
anstreben. Hessler spricht sich gegen eine 
deterministische Interpretation des Welt- 
geschehens aus. Die Welt entwickelt sich 
in dynamischen, veränderlichen und 
damit veränderbaren Prozessen. 

So widersprach Hessler auch der Inter- 
pretation von einer neuen Weltordnung 
und führte den Begriff der “Weltunord- 
nung’ ein, der den Zustand der politi- 
schen, sozialen und wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse treffender beschreibe. Daß die- 
ses ‘Chaos’ nicht unbedingt positiv zu 
bewerten ist, weiß Hessler. So habe das 
Ende des Konsensprinzips beispielswei- 
se den Nationalismus und (weltweit) fun- 
damentalistisches Denken gestärkt. 

Stefan Hessler hat mit seinem Vortrag 
neugierig gemacht auf eine Theorie, die 
komplexe soziale Vorgänge erklären will 
und dabei die Rolle von Individuen und 
kleinen sozialen Gruppen mitberücksich- 
tigt. 

ug 


Literaturtips: 

Stefan Hessler, Umwelt und Entwicklung, Breitenbachver- 
lag, ca.250 Seiten, 39.-DM 

Wolfgang Sachs, epd-Entwicklungspolitik Nr.16/17 1989, 
Nr. 1/1990 und Nr. 6/7 1990, Zur Archäologie der Entwick- 
kıngsidee. 


Nationalismus 


Dezember 1991: Die ami präsentiert 
ihr neues Themenheft 


Bernd Ladwig: Was ist Nationalis- 
mus? * Hanna-Ruth Metzger und 


Anja Seifftert: Nationalismus und 
Geschlecht * Andreas Huschen 
und Detlef Richter: Ethnische Grup- 

e und Nation * Ehrhard Stölting: 

ationalismus in Osteuropa und die 
europäische Friedlosigkeit * Bar- 
bara Maier: Die Renaissance der 
Nation auf den Trümmern der Ideo- 
logie * Rainer Bauböck: Zur Zukunft 
des Nationalismus in Europa * Hajo 
Funke: Das politische Hazardspiel 
mit einem neuen Nationalismus in 
Deutschland 


Jahresabo: DM 40,00 (incl. Porto: 
zwölf Ausgaben davon drei 
Themenhefte); Normalheft DM 3,00; 
Themenheft: DM4,50; Probeheft 
gratis. Bezug: 


antimilitarismus 
information 


Elßholzstr.11 
1000 Berlin 30 


Ausdem Golfkrieg 
nicht gelernt 


m 16.Januar 1992 jährte sich der 
Ak: der Alliierten auf den Irak. 

Vorausgegangen war die Invasion 
des hochgerüsteten Irak in Kuweit. Deut- 
sche Firmen trugen entscheidend zum 
‚Aufbau der irakischen Chemiewaffen- 
und Raketenproduktion bei, mit der Sad- 
dam Hussein auch Israel bedrohte. 

Das Entsetzen und die Empörung über 
die Exporteure des Todes war einhellig. 
Die Bundesregierung gelobte Besserung 
und kündigte eine drastische Verschär- 
fung der Exportbestimmungen für die 
Lieferung von Rüstungsgütern an. Doch 
diese Ankündigungen betreffen allenfalls 
die illegalen Händler des Todes und 
“dienten lediglich als Valium für’s Volk”, 
so der Sprecher der Kampagne gegen 
Rüstungsexporte Paul Russmann. 

Für die zu 95% legal und mit Wissen 
der Bundesregierung erfolgten Rüstungs- 
exporte sei weder ein Verbot noch eine 
Verschärfung der Bestimmungen vorge- 
sehen. Im Gegenteil: Nach Recherchen 
der Kampagne liefern bundesdeutsche 
Firmen weiterhin Rüstungsgüter und - 
Know-How in das Pulverfaß Nahost. Die 
Daimler-Tochter DASA schloß ein 
Abkommen mit dem Iran über die Liefe- 
rung von militärisch verwendbaren Flug- 
zeugen. Bis 1993 erhalten die Türkei, 
Jemen, Agypten und Jordanien insgesamt 
11,5 Milliarden DM vom Bundesvertei- 
digungsministerium als ‘Ausstattungs- 
hilfe’ für ihre Streitkräfte. Israel erhält U- 
Boote, Saudi-Arabien 25 Militär-Lkws, 
das türkische Militär 1600 Panzer, der 
Iran plant, mit deutscher Hilfe, eine Gift- 
gasfabrik. 

Scharf kritisiert die Rüstungsexport- 
kampagne die Absicht von Bundeswirt- 
schaftsminister Möllemann, die Export- 
kontrolle für militärisch verwendbare 
zivile Güter zu lockern. Die Zahl der Län- 
der, fürdie eine Ausfuhrgenehmigung bei 
solchen Gütern notwendig sei, soll von 50 
auf 35 verringert werden. 

Deshalb fordert die Kampagne ein 
Verbot sämtlicher Rüstungsexporte, d.h. 
Verbot des Exports von Waren, Dienstlei- 
stungen und Know-How, wenn deren aus- 
schließlich zivile Verwendung nicht 
nachweisbar ist und die Aufnahme des 
Rüstungsexportverbots ins Grundgesetz. 


Weitere Informationen: 

Kampagne ‘Produzieren für das Leben 
- Rüstungsexportestoppen’ 
Bahnhofstr. 18 

6270 Idstein 

Tel.06126/55683 


Neuorientierung in der 
personellen Entwick lungs- 


zusammenarbeit 
ie Organisationen der personellen 
Entwicklungszusammenarbeit 
betonen bis heute immer wieder 
ihren Grundsatz, Fachkräfte nur dann zu 
vermitteln bzw. einzusetzen, wenn ein- 
heimische Fachleute nicht verfügbar 
sind. 

Es arbeiten jedoch etwa 100.000 Fach- 
kräfte aus Industrieländern in Afrika, 
während eine ähnlich hohe Zahl von qua- 
lifizierten Afrikanern sich bei uns aufhält. 
In Afrika sind zudem zahlreiche Men- 
schen mit Ausbildung arbeitslos oder 
unterbeschäftigt. Viele in den Industrie- 
staaten ausgebildete Fachleute können 
nach ihrer Rückkehr nicht oder nur unzu- 
reichend in das Erwerbsleben integriert 
werden. 

Die derzeitige Beschränkung des Ent- 
wicklungshelfergesetzes und der Richtli- 
nien für Integrierte Fachkräfte auf deut- 
sche Staatsangehörige ist anachroni- 
stisch. Sie verhindert, daß zum Beispiel 
einheimische Fachkräfte, die in Deutsch- 
land studierten und gearbeitet haben, als 
Fachleute in ihre Heimatregionen reinte- 
griert werden. 

Ziel müßte ein verringerter Einsatz 
von Fachkräften aus den Industrienatio- 
nen sein, verbunden mit einer Stärkung 
nationalen Fachwissens: So könnten ein- 
heimische Fachberatungsdienste gezielt 
gestärkt werden. 

Der Deutsche Entwicklungsdienst 
(DED) führt im Gesellschaftervertrag als 
zweite Zweckbestimmung die Förderung 
und Unterstützung von einheimischen 
Diensten. Bisher vernachlässigte der 
DED diese Aufgabe jedoch sträflich. 
Ganze drei Prozent des DED-Haushalts 
setzte die Geschäftsführung dafürein. 

Beratungstätigkeit von Fachkräften 
aus Industrieländern könnte via qualifi- 
zierter Kurzzeitentsendung geschehen. 
Sohaben die Vereinten Nationen in China 
mit Projekten unter chinesischer Leitung 
ohne Langzeitexperten aus den Industrie- 
staaten, aber mit Beratern für kurze Zeit 
positive Erfahrungen gemacht. 

Die personelle Entwicklungszusam- 
menarbeit steht im Zeichen einer 
grundsätzlichen Neuorientierung. Es 
geht um ihre Glaubwürdigkeit. Sie muß 
sich fragen lassen, ob sie überholte Ver-- 
haltensweisen fortzuführen gedenkt oder 
zu notwendigen Veränderungen bereit ist. 
Dabei ist entscheidend, ob Neuansätze zu 
einem wesentlichen Bestandteil der 
Organisationsaktivitäten werden oder ob 
sienur Alibifunktionen erfüllen. 

Dieter Hampel 


Weitere Informationen: 
Vehement e.V. 
Zollstocksweg 5 

5000 Köln 51 

Tel.: 0221/365 410 
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Schaffen wir ein, zwei, drei... 
viele Barrel Ölnach Cuba! 


Weg mit der US-Blockade! 


Die Lage in Cuba ist dramatisch. 
Die Verbindung von US-Blockade, die 
seit dreißig Jahren aufrechterhalten 
wird und drastischem Rückgang des 
Handels mit der UdSSR und den ost- 
europäischen Staaten gefährdet die 
Versorgung der Bevölkerung. Ver- 
schärfend wirkt, daß die Bundesrepu- 
blik die Verträge zwischen Cuba und 
der DDR nicht mehr fortführt. Die Lie- 
ferung von Energie und Rohstoffen ist 
praktisch völlig zum Erliegen gekom- 
men. Das Gespenst einer Krise gerade 
auch in den Bereichen der größten 
cubanischen Errungenschaften zeich- 
net sich immer deutlicher ab. Cubas 
Kinder konnten sich bisher - im 
Gegensatz zu Millionen verlassener, 
hungernder, als lebende Organbanken 
ausgebeuteter Kinder in Lateiname- 
rika - gut genährt und medizinisch ver- 
sorgt in einem allen zugänglichen 
Schulsystem entfalten. Das ist nun 
infragegestell. Wir haben unter- 
schiedliche Positionen zum cubani- 
schen Regierungssystem. Aber 
gemeinsam verurteilen wir den Ver- 
such, eine politische Führung durch 
Aushungern eines Volkes zu stürzen. 
Das Recht des cubanischen Volkes auf 
eine eigene Entwicklung muß gegen 
ökonomische Erpressung ebenso wie 
gegen offene Agression A la Grenada 
oder Panama verteidigt werden. 

Deshalb fordern wir 
-die unverzügliche Aufhebung der 
US-Wirtschaftsblockade 
-den Abzug aller US-Truppen aus 
Guantanamo 
keinerlei offene und verdeckte 
Militäraktionender USA gegen Kuba 
-die weitere Erfüllung oder Fort- 
führung der Verträge zwischen Cuba 
und der ehemaligen DDR durch die 
Bundesrepublik 
-statt Unterstützung der Bundesregie- 
rung für die US-Wirtschaftsblockade 
ihr Eintreten für deren Aufhebung in 
EGund UNO. 

Leisten wir darüber hinaus praktische 
Solidarität mit dem cubanischen Volk, 
nicht nur einmal sondern regelmäßig: 


Schaffen wir eins, zwei, drei... 
viele Barrel Ölnach Cuba! 


Spenden unter dem Stichwort 
"Energie für Cuba" aufdas Konto 

Nr. 132 975 707 bei der Sparkasse 
Bonn, BLZ 38050000, 

(Klaus Wardenbach) 


Kontaktadresse: 

Dorothee Piermont, 

Postfach 210232, 5300 Bonn 2, 
Tel.0228/169198 
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Kurz belichtet 


Versöhnung durch 
Verurteilung oder 
Vergebung? 


emokratische Staatsformen genü- 
D* nicht als dauerhafter Garant 

für die Einhaltung der Menschen- 
rechte. Neben den politischen Grundfrei- 
heiten müßten moderne Demokratien 
gleichzeitig wirtschaftliche, kulturelle 
und soziale Grundrechte gewährleisten. 
Zu diesem gemeinsamen Ergebnis kamen 
rund 50 JuristInnen, Sozialwissenschaft- 
lerInnen, KünstlerInnen, TheologInnen 
und Betroffene aus Lateinamerika, Ost- 
europaund der Bundesrepublik bei einem 
“Internationalen Trialog’ über die Verar- 
beitung diktatorischen Erbes indemokra- 
tischen Staaten. 

Weniger Einigkeit unter den Tagungs- 
teilnehmerInnen herrschte in der Frage 
der Aufarbeitung von Menschenrechts- 
verletzungen. So lehnten VertreterInnen 
verschiedener lateinamerikanischer 
Menschenrechtsorganisationen, die in 
ihren Ländern nach Ablösung von 
Militärdiktaturen häufig praktizierte 


Straffreiheit von Menschenrechtsverge- . 


hen ab. “Wenn die Verbrechen der Ver- 
gangenheit nicht als solche gerichtlich 
verurteilt werden, bleiben auch die Struk- 
turen erhalten, die sie ermöglicht haben”, 
mahnte derkolumbianische Jesuitenpater 
Javier Giraldo. Außerdem würden durch 
diese Praxis international anerkannte 
Völkerrechtsnormen entwertet. Versöh- 
nung könne nur zwischen einzelnen Men- 
schen stattfinden und dürfe nicht vom 
Staat, etwa durch Generalamnestien 
angeordnet werden. 

Im Gegensatz dazu sprach sich die 
sowjetische Soziologin Galina Vachmen- 
cewa Luchterhandt dafür aus, der Verge- 
bung Vorrang vor der Strafverfolgung 
von Menschenrechtsverletzungen ein- 
zuräumen. “Unsere Geschichte hat 
gezeigt, daß jede Abrechnung mit Schul- 
digen nur eine neue Welle von Repressio- 
nen und Opfern bringt”, gab sie zu beden- 
ken. Darüber hinaus sei die Gesellschaft 
der UdSSR so aufgebaut gewesen, daß es 
keine Unschuldigen gebe. 

Drei Vertreter aus den neuen Bundes- 
ländern forderten bezüglich der Stasi- 
Vergehen zumindest eine politisch-mora- 
lische Verurteilung der Hauptverantwort- 
lichen. 


Informationen zur Tagung: 
Dokumentations- und Informations- 
zentrum 

Menschenrechte in Lateinamerika 
Fürther Str. 22 

8500 Nürnberg 80 

Tel.0911/26 7942 


Unterstützung 
guatemaltekischer 
Flüchtlinge 


b 1992 stellt die mexikanische 
Ar und das UNO-Flücht- 
lingshochkommissariat für La- 
teinamerika seine Unterstützung für die 
guatemaltekischen Flüchtlingslager im 


Süden Mexicos ein. Danach sollen sich 
die ca. 45.000 Flüchtlinge entweder für 


“die Annahme der mexikanischen Staats- 


bürgerschaft oder die Rückkehr nach 
Guatemala entscheiden. 

Vor rund zehn Jahren flohen Zehntau- 
sende v.a. indianischer Bauernfamilien 
vor dem Terror der guatemaltekischen 
Armee in die Slums der Städte, in unweg- 
sames Berg- oder Tiefland oder ins 
benachbarte Mexico. Sie alle haben nie 
die Hoffnung auf eine Rückkehr und den 
Kampfum den ihnen zustehenden Platz in 
der guatemaltekischen Gesellschaft auf- 
gegeben. Dafür haben sie jedoch klare 
Bedingungen: 

1) gemeinsame und organisierte Rück- 
kehr auf die angestammten Gebiete, 
begleitet von nationalen und internatio- 
nalen Organisationen 

2) garantierte Landrechte 

3) Organisationsfreiheit und das Recht 
auf Freizügigkeit (um nicht in den Zivil- 
patrouillen zwangsrekrutiert oder in den 
“Modelldörfern” angesiedelt zu werden), 
4) Garantien für Leben und physische 
Unversehrtheit, 

5) Entmilitarisierung ihrer angestammten 
Gebiete. 

Im Rahmen der Kampagne “Guatema- 
las Vertriebene wollen zurück! Unter- 
stützt ihren Kampf um Land, Gerechtig- 
keit und Entmilitarisierung!” soll in der 
Bundesrepublik ein Kreis von Unterstüt- 
zerInnen aufgebaut werden, derim Laufe 
des Jahres 1992 den Stand der Verhand- 
lungen zwischen Regierung und Flücht- 
lingen sowie die Repatriierung verfolgt 
und aktiv begleitet (z. B. durch Schreiben 
von Briefen oder Finanzierung von 
bezahlten Anzeigen in guatemalteki- 
schen Zeitungen). 

Jede/r UnterstützerIn bzw. jeder 
Unterstützungskreis erhält alle zwei 
Monate den Rundbrief “un paso adelan- 
te”; zusätzlich sind über die Informati- 
onsstelle Guatemala e.V. Faltblätter zur 
Kam- pagne und ein Grundlagen-Info zur 
Situation der Flüchtlinge zu beziehen. 
Weitere Informationen: 
Informationsstelle Guatemala 
Heerstr. 205 
5300 Bonn, Tel.: 0228/634552 
(Spendenkonto Nr. 70 235 
beider Sparkasse Bonn 
(BLZ 380 500 00) 

Stichwort: “Kampagne 1992”) 


Aktivitäten und Aktionen 
in Nordrhein-Westfalen 
koordiniert 


ordrhein-Westfalen hat seit 
Ne: 1991 eine ‘Landesar- 

beitsgemeinschaft von Dritte- 
Welt-Zentren und- Koordinationsstellen’ 
(LAG3W). Sie ist mit dem Ziel gegründet 
worden, “die Interessen der Soliarbeit auf 
Landesebene koordinierend gegenüber 
der Landesregierung(SPD) und Land- 
tagsfraktionen zu vertreten. Schwerpunkt 
der Arbeit wird zunächst die Kampagne 
‘1492-1992 - 500 Jahre Eroberung und 
Widerstand’ sein." 

Als Gründungsmitglieder sind bislang 
folgende Gruppen vertreten (Stand Mitte 
Dezember 1991). 

Allerwelts-Haus Hagen, Aktionsge- 
meinschaft Humane Welt Rheine, Dritte 
Welt Forum Aachen, Dritte Welt Haus 
Bielefeld, Exile Essen, Forum internatio- 
nale Friedensarbeit Essen, Friedensbüro 
Lemgo, Informationsbüro Dritte Welt 
Minden, Informationszentrum Dritte 
Welt Dortmund, TierraNueva Dortmund, 
Vamos Münster und Zeche Karl Essen. 

Interessierte Gruppen aus Nordrhein- 
Westfalen, die bisher nicht erreicht wur- 
den, können sich für ausführliche Infor- 
mationen an folgende Adresse wenden: 


LAG3W 
Achtermannstr. 10 
4400 Münster 


ak ...... 


das Kapital nicht 
das letzte Wort behält 


Wir dokumentieren, berichten, 
und kommentieren u.a. über: 
© den rassistischen Terror 

vor und nach Hoyerswerda 
® die Situation nach dem 

Zerfall der Sowjetunion 
© den Kampf gegen $ 218 und die 

Frauenbewegung in Ost und West 
© Befreiusngsbewegungen 

in der „Dritten Welt” 
®@ die PDS und ihre Chancen 

und Niederlagen 
® Klassenjustiz und und und ... 
Der ak erscheint vierwöchtlich. Er kostet DM 6 
und ist in allen linken Buchläden und gut sortier- 
ten Zeitschriftenläden erhältlich. Oder bei der 
Hamburger Satz- und Verlagskooperative 
Schulterblatt 58, 2 HH 36, Tel. 040 / 43 53 20 
Der ak kostet im Abonnement: jährlich DM 72; 
halbjährlich DM 38 (Für AbonnentInnen in der 
(ex-)DDR: jährlich DM 60; halbjährlich DM 33) 


Einzelbestellungen: DM 6 + DM 1 Porto 
Kostenloses Probeexemplar bestellen! 


Kurz belichtet 


Wanderausstellung zu 
‘500 Jahre Eroberung und 
Widerstand’ 


ugenblick für Augenblick reihen 

sich seit 500 Jahren Völkermord, 

Unterdrückung, Ausbeutung, 
Enteignung, Vertreibung, Erniedrigung 
und Entfremdung aneinander. Die Kolo- 
nisierung Amerikas hat jedoch den 
Widerstand der indigenen Völker nicht 
zum Erliegen gebracht. 

Rund 200 Karikaturen aus fünf Konti- 
nenten und 31 Ländern sind zu dem von 
Exile, Kulturkoordination e.V. (Essen) 
1991 ausgeschriebenen Karikaturwettbe- 
werb eingesandt worden. Bemerkenswert 
ist, daß das Thema, ebenso wie die Folgen 
des Ereignisses selbst, weltweit im 
Bewußtsein ist und kritisch von Künstle- 
rInnen aufgegriffen wird. Neben der The- 
matisierung der Fakten der Kolonialge- 
schichte stand die Betrachtung des 
Wesens der Eroberung im Mittelpunkt. 
Die Veränderung der Welt durch dieses 
Ereignis, die Konsequenzen für die Kolo- 
nisatoren sowie die Kolonisierten, sind in 
ihren vielfältigen Aspekten in den Zeich- 
nungen zur Sprache gekommen. 

Die Karikaturen und Zeichnungen 
betonen besonders die bis heute spürba- 
ren Folgen der Eroberung und sind 
Widerhaken in der oft allzu glatten Aus- 
einandersetzung mit der Geschichte. In 
der Gesamtheit der thematisierten Miß- 
stände wird deutlich, daß heute Zusam- 
menhänge diskutiert werden und Verant- 
wortung übernommen werden muß. 

Die zwanzig prämierten Beiträge wer- 
den mit 93 weiteren Zeichnungen aus ins- 
gesamt 27 Ländern im Laufe des Jahres 
1992 als Wanderausstellung zu sehen 
sein. Als Ausstellungsorte vorgesehen 


| sind Essen, Euskirchen, Hattingen, Duis- 


burg, Pforzheim, Gütersloh, Ludwigs- 
burg, Recklinghausen, Münster, Sieg- 
burg, Halle, Hannoverund Aachen. 


Nähere Informationen: 
EXILE 
Kulturkoordination e.V. 
Friederikenstr. 41 

4300 Essen 1 

Tel. 0201/77 7176 


Schriftenreihe 
Wissenschaft und Frieden 


Band 15 


Ein sauberer Tod 
Informatik und Krieg 


1492-1992 - 500 Jahre 
Rassismus und 
kolonialisische 
Ausplünderung des 


Trikont 

Rundbrief der Arbeitsgruppe Oberkir- 
cher Lehrmittel (AOL) Nr. 24/1992 mit 
Unterrichtsbeispielen,‘ Projektanre- 
gungen, Material- und Medienhinwei- 
sen. 

Gegen Voreinsendung von 1,- DM in 
Briefmarken zu erhalten bei der 
AOL-Mutter 

Itzehoer Weg 3 

2000 Hamburg 20 


blätter des iz3w, Nr. 179, Februar 1992 63 


Betr. Interview mit Detlef Claussen zu 
Antisemitismus und Judenhaß, blät- 
ter des iz3w 178, Dez. 91 


Claussen schreibt: “Die Nationenbil- 
dung ist verknüpft mit der Transformati- 
on des traditionellen Judenhasses zum 
modernen Antisemitismus”. Demge- 
genüber meint Hannah Arendt, daß “der 
Niedergang des Nationalstaates und das 
Anwachsen der antisemitischen Bewe- 
gung zusammenfallen”. (Hannah Arendt, 
Elemente und Ursprünge totaler Herr- 
schaft, Bd.I) Beide setzen voraus, daß die 
“Nation” bzw. der “Nationalstaat” jemals 
Realität waren. Trifftdas zu? 

Eine Nationenbildung ist nie erfolgt. 
Zwar hat der Nationalismus immer den 
Nationalstaat gefordert, aber der Staat 
hatte nie nationalistische Absichten; ihm 
ginges immer nur um die Macht. Die enge 
Verbindung zum Kapitalismus beruht auf 
der beiden gemeinsamen Wachstums- 
ideologie - auch der Staat muß, um zu 
überleben, seinen Machtbereich ständig 
ausweiten, sei es nach außen, sei es nach 
innen. (Typisch dafür ist ebenso die Wie- 
dervereinigung wie die EG). 

Dagegen entspricht der Nationalismus 
den Vorstellungen der Romantik, steht 


infoemagazin 


Zeitschrift für Ökologie und Vierte Welt 


Aus dem Inhalt: 

Papua Neuguinea Goldmine ver- 
seucht den Fly River. Einheimische Um- 
weltgruppe wehrt sich. 

Kanada Mohawk-Indianer wehren 
sich gegen Golfplatz auf heiligem Land. 
Norwegen 6. Weltkongress der Indi- 
genen in Tromso 


Mit dem infoemagazin will das Institut 
für Ökologie und Aktions- Ethnologie 


den Zusammenhang zwischen Naturzer- 
störung und der Vernichtung von Kulturen 
aufzeigen. Stammesvölker und Wissen- 
schaftlerInnen suchen gemeinsam nach 
Lösungen. 

infoemagazin - unterstützen Sie diese Idee! 
Das infoemagazin 
Frühjahr 1991 halbjährlich 
Das Einzelheft kostet DM 5 (+Portoko- 
sten) das Jahresabnnement DM 10 (por- 
tofrei in der BRD) 

Fordern Sie ausführliche und kostenlose 
Informationen an! 


erscheint seit 


Institut für Ökologie und 
Aktions- Ethnologie eV. 


Dünnwalder Str. 10 


D-5000 Köln 80 infoe 
Tel. 0221- 6402809 | 
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also der Moderne feindlich gegenüber. 
Diese gemeinsame Feindschaft ließ Hit- 
ler und seine Anhänger als Nationalisten 
erscheinen; sie waren es nicht. Sie “sind 
nicht müde geworden, zu betonen, daß 
ihre Bewegung ... internationale Aus- 
maße und Bedeutung habe” (H. Arendt). 

Die “Befreiungskriege” gegen Napo- 
leon haben keinen Nationalstaat zur Fol- 
ge gehabt, sondern die bestehenden Staa- 
ten gefestigt; ein “dritter Weg” zwischen 
Reaktion und Kapitalismus erwies sich 
als Utopie, dabeide Gegner sich einigten. 

Der Staat strebt die Assimilation seiner 
Minderheiten an, zumindest die friedli- 
che Koexistenz mit ihnen, wobei freilich 
der Vorrang und die “Berufung” des Her- 
renvolkes außer Frage stehen - dies als 
Zugeständnis an den Nationalismus. 
H.Arendt hat sicher recht, wenn sie den 
Antisemitismus der Nazis staatsfeindlich 
nennt, wobei sie “Staat” mit “Ordnung” 
gleichsetzt. 

Doch setzt auch Anarchie eine, aller- 
dings andere, Ordnung voraus. Anarchie 
und Terror sind Keineswegs identisch, nur 
die Staatsmacht hat ein Interesse daran, 
beide zu verquicken. Ordnung bedingt 
das Streben nach Gerechtigkeit; da hat 
Sippenhaftung keinen Platz. Die Nazis 
hatten mit der Anarchie so wenig im Sinn 
wie mit dem Christentum; gleichwohl 


. standen sie, wie wir alle, unter seinem 


Einfluß. Nach kirchlicher Lehre hat die 
“Erbsünde” alle Menschen schuldig 
gemacht, immerhin bot sie ihnen Gnade 
und Erlösung dafür an. Gnade war den 
Nazis freilich fremd. Das Wort vom 
“Lamm Gottes” kommt dem vom “Sün- 
denbock’” recht nahe. Der Sündenbock 
erleidet sein Schicksal, ohne es zu verste- 
hen. Das trifft auf die Mehrzahl der Juden 
sicher zu. Dennoch glaubt H. Arendt an 
eine geschichtliche Logik, die ausgerech- 
netund ausschließlich die Juden als Opfer 
bestimmte. 

Warum gerade sie? Als hätte nicht jede 
andere Randgruppe ein Feindbild abge- 
ben Können. Es braucht keine Gründe 
dazu; es genügt, daß einer unter ein will- 
kürlich bestimmtes Raster fällt. Nur 
waren die Juden eben keine Randgruppe 
mehr. Nach Claussen hätte der “Endsieg” 
Hitlers die “Endlösung” der Judenfrage 
und das Ende aller Geschichte bedeutet. 
Aber so weit ist es nicht gekommen und 
die Geschichte geht weiter. 

Stefan Kafka 


betr. Arrogant und undurchsichtig, 
NGOs aus afrikanischer Sicht blätter 
des iz3w, Nr.176, Oktober 1991 


Herr Tandon schreibt es selbst: “Des- 
halb kennen wir nur das äußere Erschei- 
nungsbild dieser Organisationen”. Und 
weshalb ? Weil “nur wenige Afrikaner 
sich die Mühe machen, sich diese (Jahres- 
berichte, Richtlinien, Satzungen der 
NGOs) zu besorgen oder sie zu lesen.” 
Stärker beachtet Hat Herr Tandon die 
“Hochglanzmagazine” (welcher NGO 
eigentlich?). 

Auf dieser Grundlage ist es nicht 
erstaunlich, daß die Aussagen über das 
Innenleben der NGOs größtenteils aus 
Unterstellungen, Unkenntnis, Fehlinter- 
pretationen und - ideologisch begründe- 
ten- Vorurteilen bestehen. 


Das fängt schon bei der historischen 
Betrachtung an: Die “Entwicklungs- 
NGOs” haben sich eben nicht “in den ver- 
gangenen Jahrzehnten hauptsächlich auf 
humanitäre Hilfe und Flüchtlingsarbeit 
beschränkt”, sie waren in ihrer großen 
Mehrzahl von Anfang an und nicht erst 
inzwischen “Entwicklungsorganisatio- 
nen” im weitesten Sinne.” 


Daß ausgerechnet die von der EG kofi- 
nanzierten Mikroprojekte von NGOs 
“Afrika weiterhin an die Märkte Europas 
fesseln” sollen, obwohl sie sicherlich die 
basisnaheste Unterstützung von Selbst- 
hilfeaktivitäten sind, ist eine völlige 
Überschätzung der Auswirkungen sol- 
cher Klein(st)vorhaben auf die globalen 
Beziehungen. Und diese Aussage wird 
um keinen Deut verständlicher, wenn 
man ausgerechnet NGOs unterstellt, sie 
ließen “Düngemittel, Pestizide” und 
sogar “Traktoren” als “Inputs in diese 
Projekte fließen.” 


Alles das kann man ja vielleicht noch 
unter Mangel an Differenzierungsvermö- 
gen abhaken, aber völlig unverständlich 
wird es, wenn- wieder in Bezug auf 
NGOs- behauptet wird, “daß Afrikaner 
keinen Einfluß auf die Programme ihrer 
westlichen Planer haben”, und die Fort- 
setzung ist unerträglich: “Wenn die west- 
lichen NGOs in einigen Fällen ihre eige- 
nen Vorstellungen nicht völlig durchset- 
zen können...” Denn hier wird nicht dar- 
auf abgehoben, daß unterschwelliger 
europäischer Hochmut auch die beste 
NGO manchmal dazu bringen könnte, 
eigene “europäische” Vorstellungen trotz 
gegenteiliger guter Absicht gegenüber 
den “afrikanischen” Ansichten durchzu- 
setzen, sondern es wird suggeriert, die 
NGOs wollten die Vorstellungen ihrer 
afrikanischen Partner gar nicht zum Zuge 
kommen lassen. Daß dies nicht den Tatsa- 
chen entspricht, zeigt schon die flüchtige 
Lektüre von Grundsätzen, Leitlinien und 
Erklärungen der NGOs. Wenn es in der 
praktischen Durchführung doch ab und 
zu zu einer Mißachtung des Partnerwil- 
lens kommt, dann ist das auf menschliche 
Unzulänglichkeiten in der Umsetzung 


Leserbriefe 


zurückzuführen und nicht auf böse 
Absicht schon im Grundsatz. 

Ganz übel wird es, wenn die NGOs als 
Teil eines europäischen Herrschaftswil- 
lens über Afrika dargestellt werden:”Man 
muß die westlichen NGOs als Produkt 
einer von außen nur schwer durchschau- 
baren Kräftekonstellation in ihren Her- 
kunftsländern verstehen.” Daß dabei die 
politischen Stiftungen, die es so nur in 
Deutschland gibt, und die- wenn über- 
haupt- ganz sicher keine typischen NGOs 
sind, als Beispiel für “die ‚westlichen 
NGOs” herhalten sollen, zeigt die 
Schwäche der Argumentationsbasis des 
Autors. 

Aber der Autor braucht gar keine 
Argumente, denn er steht auf sicherem 
markistischem Grund: Da ist es natürlich 
fürchterlich, wenn die Konrad-Adenau- 
er-Stiftung “offen für die Vorzüge des 
freien Unternehmertums” eintritt und 
noch schlimmer, wenn man “Afrika sozi- 
aldemokratische Sichtweisen aufzudrän- 
gen” versucht, “Produkt eines Kompro- 
misses zwischen bestimmten Klassen- 
kräften in Europa in einer bestimmten 
historischen Situation”. Wenigstens 
einer, der unbeirrbar an Marx festhält. 
Das gäbe sicherlicheine interessante Dis- 
kussion ab. 

Aber nicht mehr diskutabel, sondern 
verleumderisch und beleidigend ist die 
Aussage, die NGOs hätten sich “zu 
bedeutenden Überwachungsinstanzen im 
Dienste westlicher Länder (sic!) ent- 
wickelt”. Zwar wird diese Aussage 
zunächst auf Überwachung “was die Ein- 
haltung (oder Nichtbeachtung) der Men- 
schenrechte in Afrika betrifft” einge- 
schränkt, aber später wird sie ohne Ein- 
schränkungen gebraucht. Die Eva- 
luierungen (“periodische Beurteilun- 
gen”) führen “zu nichts anderem als dazu, 
daß die westlichen NGOs den Prozeß des 
Wandels in Afrika besser überwachen 
können”. 

Der CIA eine NGO? Oder gar: Die 
NGOs als CIA-Superkrake? Da wird 
wirklich jede Gesprächsmöglichkeit ver- 
baut; und richtige Anmerkungen, wie die 
über den “exzessiven Konsum Europas 
auf Kosten der Menschen in der Dritten 
Welt und auf Kosten der Natur” gehen 
völlig unter. 

Ein solcher Beitrag löst keine Proble- 
me, erzeigtnoch nicht einmal welche auf, 
über die man ins Gespräch kommen 
könnte. Recherche an Stelle ideologi- 
scher Knüppelei hätte ihm gut getan. Man 
könnte es dabei belassen, wenn alle Afri- 
kaner Tandons Meinung wären: “Afrika 
kann seine eigenen Probleme selbst 
lösen”. Die Partner der NGOs und auch 
die vieler staatlicher Organisationen sind 
‘ausgesprochen’ anderer Meinung. 


Dr.Ludger Reuke 
Deutscher Entwicklungsdienst 
Beratungsreferat Bonn 


Zum Leserbrief von Helmut Brandt, 
iz3w 178, Dez'91, Bangladesch. 


Aus welchen Gründen ergriff die G7 
Gruppe diese Initiative? Weitergehende 
Gründe außer der zitierten Floskel wer- 
den nicht erwähnt. Ein Hinweis darauf, 
daß der FAP die Aufgabe habe, Bangla- 
desch vor den Auswirkungen der globa- 
len Klimazerstörung zu schützen, ist 
weder im Kommuniqu& noch im veröf- 
fentlichten FAP (Washington, Mai 1990) 
zu finden. Insofern ist dem Leserbrief von 
Helmut Brandt zuzustimmen, daß es kei- 
nen “Sinn” ergibt, der G7 Gruppe bzw. 
dem FAP dies zu unterstellen. Allerdings 
kommt es häufig vor, daß diese Regierun- 
gen unsinnige Sachen behaupten. 


Der Flood Action Plan (FAP) ist hin- 
sichtlich der Anzahl der beteiligten Län- 
der und des finanziellen und technischen 
Umfangs das größte Weltbankprojekt im 
Bereich Flutkontrollmaßnahmen. 

Die Regierungen der G7-Länder 
beauftragten die Weltbank auf ihrer Sit- 
zung am 16.7.89 in Paris einen umfang- 
reichen Flutkontrollplan zu entwerfen 
und sicherten eine Finanzierung in Milli- 
ardenhöhe zu. “Wir betonen den dringen- 
den Bedarf nach einer effektiven, koordi- 
nierten Aktion von der internationalen 
Gemeinschaft zur Unterstützung der 
Regierung Bangladeschs...”, um das Flut- 
problem zu lösen. (Kommunique der G7 
Gruppe, 16.7.1989) 


Der tatsächliche Grund für die Initiati- 
ve der G7 liegt hingegen in dem Versuch, 
eine sich anbahnende Konkurrenz unter 
den sich für die Wasserpolitik in Bangla- 
desch interessierenden Regierungen zu 
verhindern bzw. ihr eine akzeptable Ver- 
laufsform zu geben. 


Präsident Mitterand hatte versucht, 
sich über einen umfangreichen Flutkon- 
trollplan für Bangladesch zu profilieren. 
Dies verärgerte seine KollegInnen, die 
sich darauf einigten, nicht Frankreich, 
sondern der Weltbank diese Aufgabe zu 
übergeben. Sozusagen nebenbei wurde 
damit ein neues technokratisches Mega- 
projekt aus der Taufe gehoben. (...) Der 
für die Öffentlichkeit zugängliche FAP 
beruft sich ausdrücklich auf insgesamt 
vier umfangreiche Studien über Mög- 
lichkeiten einer Flutkontrollpolitik. Im 
Auftrag der UNDP. der US Aid. der fran- 
zösischen und japanischen Regierung 
wurden diese Studien kurz nach 1988 fer- 
tiggestellt, die zu teilweise entgegenge- 
setzten Ergebnissen kommen. In der 
‘Eastern Water Study’(Washington, 
August 1989) der US Aid werden größere 
Eindeichungsmaßnahmen strikt abge- 
lehnt, in der französischen Studie hinge- 
gen werden diese befürwortet. Die japa- 
nische und die UNDP- Studie vertreten 
eine mittlere Linie. In der sich bis 1995 
erstreckenden sogennannten ‘For- 
schungs- und Pilotprojektphase’ soll, 
nach offiziellen Verlautbarungen, die 


Entscheidung fallen, welcher Ansatz ver- 
folgt wird. 

Inzwischen beteiligt sich auch China 
an dieser Diskussion. Im Sommer "91 
überreichte ein chinesisches Experten- 
team der Regierungschefin Khaleida Zia 
eine Studie. Sie plädiert für die beidseiti- 
ge Eindämmung eines Abschnitts des 
Bramaputras, des größten Flusses in 
Bangladesch. Sie verweist dabei auf 
erfolgreiche Dammbauten in China. 

Häufig wird der französische Plan ver- 
wechselt mit dem FAP. Die im Leserbrief 
von Helmut Brandt genannten Daten über 
geplante Baumaßnahmen entstammen 
dem französischen Plan. Daß die ‘For- 
schungsphase’ nichts anderes ist als die 
Vorbereitung massiver Baumaßnahmen 
und daß die ökologischen und ökonomi- 
schen Auswirkungen-auf die Agrarkultur 
nicht berücksichtigt werden, befürchten 
viele Kritiker. Selbst Mitarbeiter der Kre- 
ditanstalt für Wiederaufbau sind der Mei- 
nung, daß umfangreiche Eindeichungs- 
maßnahmen gegen Überflutungen im 
Landesinneren noch nicht einmal auf- 
grund der üblichen ökonomischen Kalku- 
lationen zu rechtfertigen seien, dadie ver- 
ursachten materiellen Schäden nicht so 
umfangreich seien wie die Kosten für Bau 
und Instandhaltung von Superdämmen. 
Eine halboffizielle Beratergruppe des 
damaligen Präsidenten Bangladeschs, 
Shehabuddin Ahmed, fordert in einem 
Report of the last ‘Force on Action Plan 
for Flood Control’ vom 26.2.91, daß in 
dem ersten relativ frei gewählten Parla- 
ment Bangladeschs der FAP öffentlich 
diskutiert werden müsse. Kritiker in 
Bangladesch lehnen den FAP mit der 
Begründung ab, daß es viel dringendere 
Aufgaben für ihr Land gebe. 

Dieter Reinhardt 


vote _ 


DIE ZEITUNG DER 
ÄrseıtsGemEinscHAart 
KarmscheTiermenizin 


ALTER... NATIV 
ART... GERECHT 
OKO....0.enen nn. LOGISCH 
ÜBER............... REGIONAL 
INTER..........DISZIPLINÄR 
BASIS....DEMOKRATISCH 
EINFACH TIERISCH GUT 


Probeheft gibt es Bei: 
G. Baur © 030-7843546 
Gustav-Müllerstr. 46/2; 
1000 Berlin 62; (5 DM 
in Briefmarken beilegen) 
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Südostasien Informationen, Nr. 4/91 (Dezember) 
Vietnam: "Reform oder Katastrophe": Die Tragik der 
Menschenrechtssituation * Ungeeignete Kollektive * 
Wirtschaftsreform * Auf der Suche nach neuen Part- 
nern * Was wird aus der Konkursmasse der Freund- 
schaftsgesellschaften? außerdem: Birmas Opposition 
zwischen Frustation und Hoffnung * People's Forum in 
Bangkok * Urteil im Essener Menschenhandelsprozeß 
Umfang: 70 S., Preis DM 7,-, Abo für Einzelpersonen 
DM 28,-, für Institutionen und Förderer DM 56,- (4 
Ausgaben einschließlich Inlandsporto) 

Bezug: Südostasien Informationsstelle, Josephinenstr. 
71, 4630 Bochum 1; Tel.: 0234/502748, Fax: 
0234/502790 


Lateinamerika Nachrichten Nr. 210. , Dez. 1991 
Deutschland/Entwicklungspolitik: Umwelt, Umwelt 
über alles? * BRD/Lateinamerika: Neue Schwerpunkte 
bundesdeutscher Polizeihilfe. Zwischen Krediten und 
Direktinvestitionen. * BRD/Kaffeehandel: Sauber und 
doch nicht rein. * Bevölkerungspolitik: Ein Dialog 
beginnt. * Nicaragua: "Wer wirklich patriotisch ist..." * 
Ei Salvador: Aufruf zur Jörg-Weis-Delegation 
1991/92. * JesusDias: Rufer in der Wüste * Haiti: "Die 
Verfassung ist aus Papier, die Bajonette aus Eisen". * 
Chile: Ex-Geheimdienstchef Contreras vor Gericht. * 
Uruguay: Das rote Rathaus in Montevideo. Ein Land - 
zwei Projekte. * Ökologie/Ecuador: CONOCO gibt 
auf. * Peru: Ayacucho mitten in Lima. 


"Lateinamerika-Nachichten" Nr. 211; Januar '92 
Chile: Mapuche-Indianer im Aufstand / Die gesell- 
schaftliche Schuld / Politische Gefangene im Hunger- 
streik; Brasilien: PT - Neue Hoffnung für den Sozialis- 
mus?/ Stellungnahme zum Kongreß; Mexiko: Stadt der 
Frauen. Argentinien: Totale Liberalisierung per Dekret 
/Stracciatella-Connection II; Tagung - "Soil for life - 
Förderung nachhaltiger Landnutzung”. Kuba bleibt 
atomfrei! Mexiko - Umweltprobleme bei der nord- 
amerikanischen Integration. Europa. Zutritt verboten; 
Buko: Arbeitsschwerpunkt - "Rassismus und Flücht- 
lingspolitik”; "500 Jahre Kolonialismus, 500 Jahre 
Widerstand”; Paraguay: Wahlsieg für die Stroessner- 
Nachfolger; Kuba: Die Revolutionspropaganda in der 
Defensive / Von innen gesehen; Haiti: Ein CIA-Plan- 
spiel aus der Botschaft / Die Putschisten auf dem Rück- 
zug; Peru: Vom Fujizum Führer; Kolumbien : Wahlen - 
Sieg der traditionellen Parteien /Volksmilizen; El Sal- 
vador: Regierungsplan für den Wiederaufbau; Panama: 
Ein wenig souveräner Präsident in einem wenig souver- 
änen Land; BRD: Menschenrechte haben mit Entwick- 
lungshilfe nichts zu tun; 

Zweimonatsausgabe DM 6,50, Einzelheft: DM 5,- / 
Jahresabo: DM 55,- 

Bezug: Lateinamerika Nachrichten Vertrieb, Im Meh- 
ringhof, Gneisenaustr. 2, 1000 Berlin 61, Tel.694 61 00 


Vehement: Erfahrungen, Kommentare, Informa- 
tionen 

In Heft Nummer 7 geht es um folgende Themen: Ein 
Vierteljahrhundert personelle Entwicklungshilfe - was. 
nun? Handeln die deutschen Organisationen noch zeit- 
gemäß? Einheimische statt deutscher Fachkräfte in der 
Entwicklungszusammenarbeit. 

Interkulturelle Begegnung - Interkulturelles Lernen. 
Leben in einer multikulturellen Welt. Zu beziehen: 
Vehement e.V., Zollstocksweg 5, 5000 Köln 51, Tel. 
022 1/365410 
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Zeitschriftenschau 


ila 150, November 91 

Die Jubiläumsnummer hat das Schwerpunkthema 
"Alternaive Medien". Auf 30 Seiten dazu Beiträge und 
Interviews über die Bedingungen und das Selbstver- 
ständnis journalistischen Arbeitens, unterschiedliche 
Ansätze feministischer Publizistik, kritische Radioar- 
beit, kolumbianischer Dokumentarfilm und die Agen- 
turen alai und fempress. 

Weitere Beiträge zu: Kuba nach dem Parteitag, Haiti, 
Landkonflikte in Brasilien und Nicaraguas, gesetzge- 
berischer Rassismus in der EG, die Kampagne 92 in 
Lateinamerika und in der BRD, die Biennale der Bil- 
denden Kunst in Sao Paulo und die argentinische Thea- 
termacherin Mariu Carrera. Außerdem beginnt mit die- 
ser Ausgabe der Reihe "Lebenswege", die Menschen 
vorstellt, die als Flüchtlinge von Deutschland nach Lat- 
einamerika bzw. aus Lateinamerika nach Deutschland 
gekommen sind. 

68 Seiten, Einzelpreis 5,- DM, Abo 50,- DM 


ila 151, Dezember 91 

Schwerpunktthema: Überlebenswirtschaft. 10 Beiträ- 
ge und Interviews setzen sich mit dem auseinander, was 
die entwicklungspolitische Diskussion unter dem 
Modewort vom "informeller Sektor" zusammenfaßt. 
Die Beispiele aus Argentinien, Bolivien, der Dom. 
Republik, El Salvador, Kolumbien, Peru, Uruguay und 
Venezuela stellen das breite Spektrum der Aktivitäten 
in der Überlebenswirtschaft dar, zeigen die Ausdiffe- 
renziertheit dieses "Sektors" und beleuchten die Ansät- 
ze, Bedingungen und Grenzen sozialer und politischer 
Organisation. 

Weitere Beiträge über den wirtschaftlichen und politi- 
schen Niedergang Argentiniens, den designierten 
argentinischen Botschafterin der BRD und dessen Rol- 
le während der Militärdiktatur, die Arbeit mit Straßen- 
kindern in Nicaragua, die Wirtschaftskommission 
CEPAL, Bauernmalerei aus Peru und viele Beiträge 
aus der Solidaritätsbewegung. In der Reihe Lebenswe- 
ge wird der zweifache Emigrant Ernesto Kroch vorge- 
stellt. 

64 Seiten, Einzelheft 5,-; Jahresabo 50,- 

Bezug: ila, Heerstraße 205, 5300 Bonn 1 


Brasilien Rundbrief Nr. 41 4/91 Dezember 1991 
Themen: Zerstörung der Regenwälder * Macuxi-India- 
ner * Eine Indio-Ärztin über indianische Heilkunde * 
Kulina-Projekt * Landkonflikte * Creche- Bewegung: 
Erfolge und Rückschläge * Kohl in Brasilien * A cara- 
vana passa - Seminarbericht * Büchertips 

Einzelheft: 5,- DM/Jahresabo 20,- DM 

Bezug: Brasilien Initiative Freiburg 

In den Weihermatten 27 

7800 Freiburg, Tel.:0761/53674 


VFLU-Umweltzeitung: 9.(4). Dezember 1991: (ab 
1992: "kritische Ökologie”) 

Schwerpunkt: Zur ökologischen Krise in den Anden- 
ländern (Kolumbien, Peru, Bolivien) und eine Diskus- 
sion über die cash-crop- Vermarktung von Quinoa. 
Weitere Themen: Neue Weltordnung im Maghreb: Der 
zweite "Grüne Marsch" Marokkos in die Westsahara: 
Die Fortsetzung des Krieges mit demographischen 
Mitteln; Interview mit Monammed Habiboulah, Präsi- 
dent des Sahrauischen Roten Halbmondes / Ökologi- 
sche Argumente zur Errichtung eines Weltregimes; 
Hrg. und Vertrieb: Verein zur Förderung von Land- 
wirtschaft und Umweltschutz in der Dritten Welt 
(VFLU) e.V. Langgasse 24/H; 6200 Wiesbaden |, 
Tel.:0611/370371 

Einzelpreis: DM 5,-; ab 1992 im Jahresabo: DM 25,- 
oder als Förderabo 


Dritte Welt 12/1991 

In eigener Sache: Wie weiter im dritten Jahrzehnt? * 
Asien: Zwei Schritte vorwärts, einer zurück. Perspekti- 
venu. Entwicklungsalternativen einiger Schwellenlän- 
der: Südkorea und Thailand * Kuba: Kommunisten 
haben Chancen vertan, Alltagsgespräche in Havanna * 
Sowjetunion : Die Dritte Welt inmitten der Sowjetuni- 
on * Zaire: "Der große Leopard", letzter Akt * Kultur: 
Afrikanische Schriftstellerinnen legen ihre Fesseln ab * 
Rezension: Jochen Hippler, Die Neue Weltordnung 
Bezug: Dritte Welt, Liebigstr. 46, D-3550 Marburg 


Kolumbien Rundbrief Nr. 25, Dezember 1991 
Schwerpunktthema: Die christlichen Basisgemeinden 
in Kolumbien * Die neue Verfassung: Analyse und Ein- 
schätzung * Interview mit VertreterInnen der Schwar- 
zenbewegung von der Pazifikküste* Infostellenecke * 
Aufruf zu Cuba: Weg mit der US-Blockade!" Bericht 
über den Kampf für die Menschenrechte in der Provinz 
Ocana * Offener Brief zum Fall des Menschenrechtsan- 
walts Umana Mendoza * Bericht über das Blumenfo- 
rum in Bogotä * Das Problem der Straflosigkeit am 
Beispiel des Massakers von Segovia * Urgent Action: 
Menschenrechtsanwälte in Cali bedroht! * Nachrichten 
zum Dialog in Caracas * Kommentar zur Lage in Haiti * 
Galeanos Wörterbuch der neuen Weltordnung. 

Bezug: Kolumbiengruppe e.V. * Postfach 1347 * 7440 
Nürtingen Tel. 07022-36242 Einzelpreis DM 4,- + Por- 
to, Jahresabo DM 20,- 


EPK 4/91: 

Retten oder versklaven? Fundamentalistisch-Evange- 
likal Bewegungen. Beiträge: "Sei geheilt im Namen 
Jesu" - eine Reportage * Evangelikal-fundamentalisti- 
sche Gruppen in der Dritten Welt * Zur Situation von 
Frauen in fundamentalistischen Gruppen * Porträt: 
Wycliff Bibelübersetzer / Summer Institute of Lingui- 
stics * Protestantische Kirchen und Entwicklung ın 
Mittelamerika * World Vision - eine Hilfsorganisation 
mit vielen Gesichtern * Radio- und Fernseh-Evangeli- 
sation aus den USA in der Dritten Welt * Evangelium 
des Wohlstands für afrikanische Christen * Der Kim- 
banguismus in Zaire * Bericht überein Fundamentalis- 
mus-Seminar an der Missionsakademie Hamburg * Die 
Siebten-Tages-Adventisten in Papua-Neuguinea * 
Interview mit Manfred Emst über "neue" religiöse 
Bewegungen im pazifischen Raum * Rezension: Var- 
gas Llosa, Der Krieg am Ende der Welt * EPK didak- 
tisch 

Bezug: EPK, Nernstweg 32-24, 2000 Hamburg 50, Tel. 
040/3905221, Preis: DM 6,- (im Abo DM 24,- pro 
Jahr/Institutionen DM 40,-) 


Forum entwicklungspolitischer Aktionsgruppen 
Nr.158, 

Schwerpunkt linker Rassismus: Rassismus und All- 
tagsdenken/Aufsatz * "Du sitzt mit dirselber am Tisch” 
, Rassismus "in" uns * Interview mit iranischen Kin- 
dern * BUKO-Rassismus Plattform * Die deutsche 
Bank - "Ihr Partner in der Welt?" * Interview mit einer 
argentinischen Menschenrechtierin * Kleinbauernkaf- 
fee: Informationen, Interview mit Carlos Murillo Sola- 
no/Generalsekretär der Frente Solidario aus Costa 
Rica, Kritischer Kommentar zu dem neuen Kaffeepro- 
jekt * Kaffeekampagne El Salvador * BUKO-Glasnost: 
Fragebogen/was wollen die BUKO-Mitgliedsgrup- 
pen? und Diskussions-FORUM in Zeiten allgemeiner 
(Werte) Verunsicherung * Vieles zur Kampagne 92. 
Bestelladresse: Redaktion FORUM, Buchtstr. 14/15, 
2800 Bremen 1, Tel. 0421/3253156, FAX: 
0421/3378177 (bitte DM 5,- in Briefmarken beilegen). 


Selbstorganisation und Chaos. Entwicklungspo- 
litik und Entwicklungspädagogik in neuer Sicht 
Symposium vom 15.-17.Mai 1992 Burg 
Reineck(Gemünden) 

Veranstalter: Zeitschrift für Entwicklungspädago- 
gik (ZEP) mit dem DFG-Forschungsprojekt zur 
Geschichte derentwicklungspolitischen Bildung 
Anmeldung: 

Prof. Dr. Tremi 

Pappelalliee 19 

2055 Dassendorf 

Telefon: 040/6541-2803 bzw.3364 


Tagung: Vom Konzept der Abkopplung zur 
Strategie der ‘aktiven Weltmarktintegration. 
Perspektiven für die neunziger Jahre. 

am 3. und 4. April 1992 in Freiburg 

u.a. mit Ulrich Menzel 

Informationen: 

IZ3Ww 

Postfach 5328 

7800 Freiburg 

Tel. 0761/74003 


Bildungsurlaubsseminare 

Die Volkshochschule Osnabrück veranstaltet ein 
Seminar mit dem Titel ‘Leben in zwei Kulturen’, 
welches sich besonders an Menschen richtet, die in 
binationalen Partnerschaften leben oder in der Aus- 
länderarbeit tätig sind(Nr.4039). 

Datum: 6.- 10.April 1992 in4518 Bad Laer 

‘Land gegen Frieden’ nennt sich ein weiteres Semi- 
nar(Nr.4040). Es soll über die Entstehung, Hinter- 
gründe und mögliche Lösung des palästinensisch- 
israelischen Konfliktes informieren. 

Datum: 15.- 19.Juni 1992 in 2856 Wulbüttel 
Anmeldung und Infos bei: Volkshochschule Os- 
nabrück Bergstr.84500 Osnabrück. 


Nach dem Zusammenbruch 

des Realsozialismus: 

Internationaler Kapitalismus und neue Weltord- 
nung vom 14./15. März 1992 in Frankfurt/Main. 
Anmeldung und Infos: 

Institut für Marxistische Studien und Forschungen 
e.V. 

Kölnerstr.66 

6000 Frankfurt/Main I 

Tel.:069/7392934 


Veranstaltungshinweise der 
ÖOko-Bildungswerke in Köln: 

14.2.92: 20.00 - 22.00 Uhr Westsahara - das Refe- 
rendum 

15.2.92: 11.00-18.00 Uhr Das Asylrecht 

16.2.92: 11.00- 18.00 Uhr Arabische Märchen 
21.2.92: 20.00 - 22.00 Uhr Haiti - von Las Casas bis 
Lavalas 

23.2.92: 17.15 - 19.30 Uhr Zeitzeugen der multikul- 
turellen Gesellschaft: Sakir Bilgin 

15.3.92: 17.15 - 19.30 Uhr Zeitzeugen der multikul- 
turellen Gesellschaft: Mehmet Fistik 

29.3.92: 17.15 - 19.30 Uhr Zeitzeugen der multikul- 
turellen Gesellschaft: Fatima Hartmann 
Anmeldung und Infos: 

Ökobildungswerke Köln 

Herwarthstr.22 

5000 Köln I 

Te1.:0221/527387 


Umweltsituation und Demokratie inSüdostasien 
eine Tagung der Südostasien Informationsstelle 
vom 14. - 16. Februar 1992 in Bochum. 

Anmeldung und Infos bei: 
Südostasieninformationsstelle 

Josephinenstr.7] 

4630 Bochum I 

Tel.: 0234/502748 


Die schweigenden Riesen... und die Frauen in 
Freihandelszonen und Heimarbeit 

ein Seminar zur Arbeitssituation von Frauen vom 
14. - 16. Februar 1992 in Hamburg-Hoisbüttel. 
Anmeldung und Infos: 

Dienste in Übersee 

Wulfsdorfer Weg 33 

2075 Ammersbek 

Tel.: 040/6052559 


Tagungshinweise Neue Bücher 


Vernunft hat Zukunft - Karl Rössel 
Umwelt und Entwicklung Wind, Sand und (Mercedes-) Sterne. Westsaha- 
am 28./29.März in Frankfurt/Main. ra: Der vergessene Kampf für die Freiheit 
Anmeldung und Infos: Horlemann Verlag, Göttingen 1991, 416 Seiten, 
Bundesverband der Jusos in der SPD 29,80DM 
z.Hd.Susanne Dengher 
Ollenhauerstr. | Kosta Mathe£y (ed.) 
Postfach 2280 BEYOND SELF-HELPHOUSING 
5300 Bonn I Profil-Verlag München 1992, 417 Seiten, 78,90DM 
Tel.:0228/532299 
——— nn Eckart Garbe 
Die Dritte Welt und wir. Bilanz Mikronesien, Missbrauchte Inseln im Pazifik 
und Perspektiven für die Wissenschaft Informationsstelle, Neuendettelsau 1991, 103 Sei- 
und Praxis ten, 11,80DM 
vom 5.-8. Oktober 1992 in Osnabrück 
Anmeldungen und Infos: Thomas Scheffler (Hrsg.) 
Vorbereitungssekretariat Eihnizitätund Gewalt 
AG Sozialökonomie und Kulturder Dritten Welt Schriften des Deutschen Orient-Instituts, Hamburg 
z.Hd. Birgit Sommer 1991,273 Seiten 39,-DM 
UniversitätOsnabrück FB 1 
Seminarstr.33 Joachim Dabisch, Heinz Schulze (Hrsg.) 
4500 Osnabrück Befreiung und Menschlichkeit. 
Tel.: 054 1/969-4616 Texte zu Paulo Freire 
AGSPAK Bücher, München 1991,28] Seiten, 
32,-DM 


Kaffee aus EI Salvador 


Wissen Sie, was Sie kaufen? 
Wenn Sie es wissen wollen, 

wenn Sie wissen wollen, wer hier 
Kaffee aus EI Salvador verkauft, 
warum das den Reichen und ihrer 
Armee nützt, 

weshalb das die Friedensverhandlun- >; 
gen behindert Nu 
und wos es für Alternativen gibt 


dann schreiben $ie wegen weiteren Informationen an die 
Koordination Kaffeekampagne El Salvador, c/o Dritte Welt Haus 
Friesengasse 13, 6000 Frankfurt/Main 90 


Betrifft: Datenschutz bei 


Wohnungswechsel 
Mn Die LeserInnen der blätter wechseln 
El Salvador- Mittelamerika oft ihren Wohnort. An dieser Stelle 
zunächst der Appell, uns Eure Adres- 
Wir suchen zum frühest möglichen senänderung rechtzeitig mitzuteilen. 
Zeitpunkt Wenn wir nicht beizeiten Eure neue 


Adresse erfahren, teilt sie uns die Post 
automatisch mit. (Ihr verliert aller- 
dings eine Ausgabe der "blätter", die 
schickt uns die Post nämlich nicht 


eineN KrankengymnastIn 


spanisch sprechend, zurück!!). Es ist nun so, daß die Post 
mit der Vojta-Methode vertraut, aus datenschutz-rechtlichen Gründen 
für mindestens ein halbes Jahr, gezwungen ist, diese Datenweitergabe 
für Tätigkeit in Therapie und den Betroffenen mitzuteilen. Dies 
Fortbildung. geschieht auf diesem Weg. 

Wer nicht will, daß die Post seine 
Bezahlung entsprechend Adresse beim Umzug weitergibt, 
Lokalbedingungen. möge sich bei uns oder direkt bei sei- 
Übernahme der Flug- und sonstigen nem Zustelleramt melden. Wenn bis 
Einsatzkosten. zum 28. Februar 1992 keine entspre- 


chende Anweisung bei uns vorliegt, 
Flüchtlingshilfe Mittelamerika e.V. gehen wir davon aus, daß die bisherige 


Bahnhofstr. 31 Regelung weiterläuft. 
4190 Kleve Mit freundlichen Grüßen 
Tel.0221/248152 | "blätter"' Aboverwaltungscrew 
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Dee Postvertriebsstück 
“ = Gebühr bezahlt 


2 M3477F 


Peibeire iz3w 
Postfach 5328 
7800 Freiburg 
ISSN 0933-7733 


Komplette Jahrgänge der „blätter“ 


Seit 1970 erscheinen die „blätter des iz3w“ regelmäßig achtmal im Jahr. Anfänglich als eine Art Rundbrieffür die verschiedenen 
entwicklungspolitischen Gruppen konzipiert, entwickelte sich die Zeitschrift schnell zur heute größten unabhängigen entwick- 
lungspolitischen Zeitschrift im deutschsprachigen Raum. Sie versorgt knapp 5000 Abonnenten in über 85 Ländern kontinuier- 
lich mit aktuellen Informationen und Hintergrundberichten über die Dritte Welt und ist zur Standardlektüre für jeden entwick- 
lungspolitisch Interessierten geworden. Wir bieten folgende Jahrgänge zu ermäßigten Preisen an: 


blätter Nr. 99- 105, Themenschwerpunkte: Krieg um Ölquellen, Ost-Timor, \/ 
Schüler schreiben über Afrika, Internationalismus, Verstädterung, Para- ) L 
guay, (Heft Nr. 106 vergriffen) 


blätter Nr. 107 - 113, Themenschwerpunkte: Palästina, Afghanistan, Liba- 
non, Sowjetunion und Dritte Welt, Philippinen, Chile, Pharma-Kampagne, 
(Heft Nr. 114 vergriffen) 


IND 
Sı 


blätter Nr. 115 - 122, Themenschwerpunkte: Asyl, Sowjetunion, Mosambi- 
que, Mittelamerika, Verschuldung, Iran, BRD-Entwicklungshilfe (Heft Nr. 
121 vergriffen) 


>) 
Sı 


blätter Nr. 123- 130, Themenschwerpunkte: Ökologie lundll, Südl. Afrika, 
Nordkorea, Medien, Türkei, Mikroelektronik 


IND 
Sı 


blätter Nr. 131 - 138, Themenschwerpunkte: Frauen, Philippinen, Land- 
wirtschaft, Nicaragua, Brasilien, Südafrika, Verschuldung, BRD-Entwick- 
lungspolitik 


IND 
1 


blätter Nr. 139 - 146, Themenschwerpunkte: Rüstungsexporte, Neue 
Soziale Bewegungen I und Il, Korruption in Afrika, Mittelamerika, Sport, 
Iran-Irak 


IND 
Sı 


blätter Nr. 147 - 155, Themenschwerpunkte: Politisierung des Islam, Men- 
schenhandel, Eritrea, Palästina, IWF-Weltbank-Kampagne, Afghanistan, 
Kultur, Entwicklungstheorie 


Sı 


blätter Nr. 156 - 162, Themenschwerpunkte: Biotechnologie, Südliches 
Afrika, Internationale Gewerkschaftsbewegung, Frankreich u. Dritte Welt, 
China, Gatt, Counterinsurgency, Befreiungsbewegungen 


1 


blätter Nr. 163 - 170, Themenschwerpunkte: Indien EG u. Dritte Welt, 
Jugend, Sowjetunion u. Dritte Welt, 500 Jahre Kolonialismus, (Sonder- 
druck) Türkei/Kurdistan, Asyl, Presse, freiheit“ 


blätter Nr. 171-178, Themenschwerpunkte: Südostasien, Mittlerer Osten, 
500 Jahre Kolonialismus (Sonderdruck), Athiopien, Peripherisierung Ost- 
europas, Afrikaim Aufbruch, Transnationale Konzerne, Nationalismus 


5| 99] insgesamt 75 Hefte undein Sonderdruck )) 


1 
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Achtung: Preise inkl. Porto- und Versandkosten. Versand erfolgt nurgegen 
Voreinsendung des genannten Betrages in Scheck oder Briefmarken; 
Kein Versand gegen Rechnung! Kein Rabatt für Wiederverkäufer! 
Auslandsporto extra! 


Bestellungen an iz3w, Postfach 5328, 7800 Freiburg 


